=

é Ministerium fiir
Landwirtschaft,
LAND Umweltund
BRANDENBURG Klimaschutz

Infobroschure

uber die einzuhaltenden
Verpflichtungen bei der
Konditionalitat 2024




Impressum

Herausgeber:

Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes Brandenburg
Referat Offentlichkeitsarbeit, Internationale Kooperation

Henning-von-Tresckow- Strale 2-13, Haus S

14467 Potsdam

bestellung@mluk.brandenburg.de

https://mluk.brandenburg.de/

Fachliche Koordination:
Referat EU-Zahlstelle (EGFL und ELER),
Rechnungslegende Stelle EMFAF, Koordinierung fur Konditionalitat und InVeKoS

Titelmotiv:
Feldbearbeitung — Martin Kempin

Stand: Marz 2024

Diese Veréffentlichung ist Teil der Offentlichkeitsarbeit des Ministeriums fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz des Landes
Brandenburg. Sie wird kostenlos abgegeben und ist nicht zum Verkauf bestimmt. Sie darf nicht fir Zwecke der Wahlwerbung verwendet
werden. Unabhangig davon, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Broschiire dem Empfanger zugegangen ist, darf sie, auch
ohne zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl, nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung
zugunsten einzelner Gruppen verstanden werden kdnnte.

Nachdruck — auch auszugsweise — nur mit schriftlicher Genehmigung des Herausgebers.



Informationsbroschiire liber die einzuhaltenden
Verpflichtungen bei der Konditionalitat im Jahr 2024
Endfassung Stand: 21.03.2024

Diese Broschure informiert allgemein tber die einzuhaltenden Verpflichtungen bei der Konditionalitat und
ersetzt nicht eine grundliche Auseinandersetzung mit den aktuellen, fur jeden Betrieb verbindlichen
Rechtsvorschriften.

Empfanger von Direktzahlungen sind verpflichtet, sich Uber gegebenenfalls eintretende Rechtséanderun-
gen nach Redaktionsschluss und damit verbundenen Anderungen der Verpflichtungen zu informieren.

Informationen werden Uber die Homepage des Ministeriums fur Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz
des Landes Brandenburg (https:/mluk.brandenburg.de, des Landesamts fir Léndliche Entwicklung,
Landwirtschaft und Flurneuordnung (https:/lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/) und dber das In-
formationssystem Integrierte  Pflanzenproduktion - ISIP  (https:/www.isip.de/isip/servlet/isip-
de/regionales/brandenburg) zur Verfligung gestellt.

Unter dem Internetlink: https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/service/foerderung/landwirtschaft/foerde-
rung-von-beratungsdienstleistungen/gefoerderte-beratung-fuer-landwirtschaft-und-gartenbau/ finden Sie
alle Informationen daruber, wie sie eine geforderte landwirtschaftliche/gartenbauliche Beratung in An-
spruch nehmen konnen und wo sie die Kontaktdaten einer anerkannten Beratungsfachkraft finden.

Auch fir Begunstigte bestimmter flachenbezogener Manahmen des landlichen Raums gelten die Kon-
ditionalitaten-Verpflichtungen einschlieRlich der Pflicht, sich {iber gegebenenfalls eintretende Anderungen
zu informieren.

Die vorliegende Informationsbroschiire entfaltet keine Rechtsverbindlichkeit und dient lediglich als Hilfe-
stellung fir Antragstellerinnen und Antragsteller. Rechtsverbindlich sind die zugrundeliegenden Gesetze
und Verordnungen.



https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/
https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/
https://www.isip.de/isip/servlet/isip-de/regionales/brandenburg
https://www.isip.de/isip/servlet/isip-de/regionales/brandenburg
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/service/foerderung/landwirtschaft/foerderung-von-beratungsdienstleistungen/gefoerderte-beratung-fuer-landwirtschaft-und-gartenbau/
https://mluk.brandenburg.de/mluk/de/service/foerderung/landwirtschaft/foerderung-von-beratungsdienstleistungen/gefoerderte-beratung-fuer-landwirtschaft-und-gartenbau/

Inhalt

EINLEITUNG

ERHALTUNG LANDWIRTSCHAFTLICHER FLACHEN IN GUTEM LANDWIRTSCHAFTLICHEM

UND OKOLOGISCHEM ZUSTAND (GLOZ) 7
1 Erhaltung von Dauergriinland (GLOZ 1) 8
2 Mindestschutz von Feuchtgebieten und Mooren (GLOZ 2) 10
3 Verbot des Abbrennens von Stoppelfeldern (GLOZ 3) 1
4 Schaffung von Pufferstreifen entlang von Wasserliufen (GLOZ 4) 1
5 Bodenbearbeitung zur Begrenzung von Erosion (GLOZ 5) 1
6 Mindestanforderungen an die Bodenbedeckung in den sensibelsten Zeiten (GLOZ 6) 13
7 Fruchtwechsel auf Ackerland (GLOZ 7) 15
8 Mindestanteil von nichtproduktiven Flachen und Landschaftselementen an Ackerland (GLOZ 8) 18
9 Umweltsensibles Dauergriinland (GLOZ 9) 21

Il GRUNDANFORDERUNGEN AN DIE BETRIEBSFUHRUNG 23
1 Wasserrahmenrichtlinie, Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe e und h (GAB 1) 23

1.1 Generelle Vorgaben fiir die Dilngung mit phosphathaltigen Diingemitteln 23
1.1.1 Aufnahmefahigkeit der Bdden 23
1.1.2 Absténde zu oberirdischen Gewassern 23
1.2 Zusétzliche besondere Vorgaben fiir die Diingung mit phosphathaltigen Diingemitteln in
eutrophierten Gebieten (§ 13a DiiV) 24
1.3 Begriinung bei Hangneigung zu oberirdischen Gewassern 25
1.4  Benutzung von Grund- und Oberflichenwasser 25
2 Nitratrichtlinie (GAB 2) 25
2.1 Generelle Vorgaben fir die Diingung mit stickstoffhaltigen Diingemitteln 26
2.2 Zusétzliche besondere Vorgaben fir die Diingung mit stickstoffhaltigen Diingemitteln in mit Nitrat belasteten
Gebieten (§ 13a DV) 31
2.3 Begriinung bei Hangneigung zu oberirdischen Gewéssern 33
24  Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfiillen von Jauche, Giille, Festmist, Silage und
Silagesickersaften 34
3 Vogelschutzrichtlinie (GAB 3) 35
4 FFH-Richtlinie (GAB 4) 36



5
5.1

5.2

7.1
7.2
7.3
74
75

8
8.1

8.2

8.3

1
1.1

Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit (GAB 5)
Vorgaben zur Futtermittelsicherheit
5.1.1 Produktion sicherer Futtermittel
5.1.2 Information der Behorden, Riickruf und Riicknahme von Futtermitteln
5.1.3 Riickverfolgbarkeit
5.1.4 Anforderungen an die Futtermittelhygiene
Vorgaben zur Lebensmittelsicherheit
5.2.1 Produktion sicherer Lebensmittel
5.2.2 Information der Behdrden, Ruckruf und Riicknahme von Lebensmitteln
5.2.3 Rickverfolgbarkeit
5.2.4 Anforderungen an die Lebensmittelhygiene
5.2.5 Milcherzeugung
5.2.6 Eiererzeugung

Richtlinie liber das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe in der tierischen Erzeugung (GAB 6)

Regelungen zum Pflanzenschutz (GAB 7 und 8)
Anwendungsbestimmungen
Anwendungsverbote und -beschrankungen
Bienenschutz
Aufzeichnungspflicht
Vorgaben aus der Umsetzung der Richtlinie 2009/128/EG zur nachhaltigen Verwendung von Pestiziden

Tierwohl/Tierschutz (GAB 9, 10 und 11)
Regelungen Uber den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere (GAB 11)
8.1.1 Anforderungen an das Personal sowie an die Uberwachung und Pflege
8.1.2 Aufzeichnungen
8.1.3 Anforderungen an die Bewegungsfreiheit
8.1.4 Anforderungen an Gebaude, Unterkiinfte, Anlagen sowie an das Stallklima und die Beleuchtung
8.1.5 Anforderungen an die Haltung von Tieren, die nicht in Gebauden untergebracht sind
8.1.6 Anforderungen an das Fittern, Tranken und beigeflgte Stoffe
8.1.7 Eingriffe an Tieren
8.1.8 Zlichtung/ Zuchtmethoden
Regelungen (ber Mindestanforderungen fir den Schutz von Kalbern (GAB 9)
8.2.1 Besondere Anforderungen an die Haltungseinrichtung fiir Kalber
8.2.2 Anforderungen an die Haltungsform (Einzel-/Gruppenhaltung)
8.2.3 Stallklima, Licht und Beleuchtung
8.2.4 Flitterung
8.2.5 Kontrolle und Vorsorge durch den Tierhalter
8.2.6 Verbote
Regelungen Uber Mindestanforderungen flr den Schutz von Schweinen (GAB 10)
8.3.1 Haltungseinrichtungen fir Schweine
8.3.2 Besondere Anforderungen

IV KONTROLL- UND SANKTIONSSYSTEM

Kontrolle
Systematische Kontrolle

37
37
37
38
38
39
40
40
41
41
41
42
44

45

47
47
48
49
50
50

52
52
53
53
53
54
54
54
55
55
56
56
56
57
58
58
58
59
59
61

64

64
64



1.2 Weitere Kontrollen
2 Bewertung eines VerstoBes gegen die Vorschriften der Konditionalitat
3 Héhe der Gesamtsanktion

4 Zuordnung eines VerstoRes zum Jahr der Begehung

V  ANLAGEN
1 Grundanforderungen an die Betriebsfiihrung (GAB)
2 Jahrlicher betrieblicher Ndhrstoffeinsatz
3 Anforderungen an die Rohmilch
4 Eingriffe bei Tieren - Amputationsverbot

5 Eingriffe bei Tieren — Betdaubung

VI GLOSSAR

1 Begriffshestimmungen

2 Relevante Rechtsvorschriften

64

64

65

66

67

67

69

70

7

72

73

73

77



I EINLEITUNG

Vorbemerkung: Aus Grinden der einfacheren Lesbarkeit wird auf eine geschlechtsspezifische Differen-
zierung, z. B. ,Zahlungsempfangerin und Zahlungsempfanger* verzichtet. Solche Begriffe gelten im Sinne
der Gleichbehandlung grundsatzlich fur samtliche Geschlechter. Dies gilt fur alle Bezeichnungen von Per-
sonen, Personengruppen und Funktionen in dieser Broschure.

GemaR der Verordnung (EU) 2021/2115 " ist die Gewahrung von Agrarzahlungen auch geknipft an die
Einhaltung von Vorschriften in den Bereichen

»  Klima und Umwelt, einschlieBlich Wasser, Boden sowie biologische Vielfalt und Landschaft,

»  Offentliche Gesundheit und Pflanzengesundheit sowie

»  Tierwohl/Tierschutz.

Diese Verknlpfung wird als ,Konditionalitat* bezeichnet. Die Regelungen der Konditionalitat umfassen:

» 9 Standards fir die Erhaltung von Flachen in gutem landwirtschaftlichem und 6kologischem Zu-
stand (GLOZ) und

» 11 Regelungen zu den Grundanforderungen an die Betriebsflihrung (GAB).

Die Regelungen der Konditionalitat gehen gemal den Bestimmungen der Verordnung (EU) 2021/21162
von einem gesamtbetrieblichen Ansatz aus. Dies bedeutet, dass ein Betrieb, der flir die Konditionalitat
relevante Zahlungen erhalt, in allen Produktionsbereichen (zum Beispiel Ackerbau, Viehhaltung, Ge-
wachshauser, Sonderkulturen) und allen seinen Betriebsstatten die Verpflichtungen der Konditionalitat
einhalten muss. Dabei ist es unerheblich, in welchem Umfang Flachen oder Betriebszweige bei der Be-
rechnung der Zahlungen berticksichtigt wurden.

Die im Rahmen der Konditionalitdt zu beachtenden Verpflichtungen beziehen sich auf Manahmen, die
im Rahmen der landwirtschaftlichen Tatigkeit oder auf den Flachen des Betriebes (ohne nicht beantragte
forstwirtschaftliche Flachen) zu erflllen sind.

VerstolRe gegen diese Verpflichtungen flihren zu einer Kirzung folgender Zahlungen (fir die Konditiona-
litat relevante Zahlungen):

»  Direkizahlungen:
a) Einkommensgrundstutzung flr Nachhaltigkeit
b) Erganzende Umverteilungseinkommensstiitzung flr Nachhaltigkeit
¢) Erganzende Einkommensstltzung fur Junglandwirte
d) Regelungen fiir Klima, Umwelt und Tierwohl (Oko-Regelungen)
e) Gekoppelte Einkommensstitzung fiir Mutterkiihe, Mutterschafe und Mutterziegen
/) Rickerstattung Haushaltsdisziplin

»  Mafnahmen zur Entwicklung des landlichen Raumes:

e Zahlungen fir Umwelt-, Klima- und andere Bewirtschaftungsverpflichtungen inkl. Zahlungen
flir den dkologischen/biologischen Landbau

e Zahlungen fiir naturbedingte oder andere gebietsspezifische Benachteiligungen (Ausgleichs-
zulage benachteiligte Gebiete)

e Zahlungen fiir gebietsspezifische Benachteiligungen, die sich aus bestimmten verpflichten-
den Anforderungen ergeben (im Rahmen von Natura 2000 und im Zusammenhang mit der
Richtlinie 2000/60/EG (Wasserrahmenrichtlinie).



Die wichtigsten Durchflihrungsbestimmungen zu den Verpflichtungen der Konditionalitat ergeben sich
aus der Delegierten Verordnung (EU) 2022/1172 3. Im Rahmen der Konditionalitat sind uber die Fachge-
setze hinaus vor allem das GAP-Konditionalitaten-Gesetz* sowie die GAP-Konditionalitaten-Verordnung®
einzuhalten.

Die Konditionalitat ersetzt nicht das deutsche Fachrecht. Deshalb sind neben den dargestellten Verpflich-
tungen der Konditionalitat die Fachrechts-Verpflichtungen auch weiterhin einzuhalten, selbst wenn sie die
Anforderungen der Konditionalitat Gbersteigen. Ahndungen nach dem Fachrecht (Ordnungswidrigkeiten)
erfolgen unabhangig von Kiirzungen und Ausschlissen bei VerstoRen im Rahmen der Konditionalitat.
VerstoRle gegen das deutsche Fachrecht I6sen nur dann eine Kirzung der EU-Zahlungen aus, wenn
gleichzeitig auch gegen die Verpflichtungen der Konditionalitat verstoflen wird.

Wichtige Anderungen bei der Konditionalitit im Vergleich zum Vorjahr

» Extreme Wetterereignisse wie Diirren und Uberschwemmungen in der Europaischen Union, zusam-
men mit geopolitischen Entwicklungen, flihren laut Einschatzung der Europaischer Kommission zu
signifikanten Einkommensverlusten und Erschwernissen bei landwirtschaftlichen Betrieben. Vor dem
Hintergrund dieser Entwicklungen hat die Europaische Kommission fiir das Jahr 2024 eine Ausnah-
meregelung verabschiedet, die Landwirtinnen und Landwirten mehr Flexibilitat bei der Erflllung der
Vorgaben von GLOZ 8 gewahrt. In Deutschland haben Landwirtinnen und Landwirte einmalig im
Jahr 2024 die Mdglichkeit, die erforderlichen 4 Prozent nicht-produktiver Ackerflachen neben Acker-
brachen und Landschaftselementen auch durch den Anbau von Leguminosen in Hauptkultur oder
von Zwischenfriichten zu erflllen (zu weiteren Einzelheiten siehe auch Kapitel 11.8.1).

Anders als im Vorjahr umfasst diese Ausnahmeregelung nicht GLOZ 7. Folglich gelten die Verpflich-
tungen bei GLOZ 7 im Jahr 2024 uneingeschrénkt (zu Einzelheiten siehe auch Kapitel 11.7).

» In den Jahren bis 2025 konnen die Lander mit noch vorhandenen Restmitteln aus der EU-
Forderperiode 2015 bis 2022 vor allem Zahlungen fir Agrarumwelt- und Klimamafnahmen 6kolo-
gisch/biologischen Landbau und Ausgleichszahlungen fiir benachteiligte Gebiete finanzieren. Da
diese Gelder aus der alten Forderperiode stammen, gelten hier die bisherigen Regelungen der Cross
Compliance, die in der Infobroschiire fir das Jahr 2022 dargelegt sind, weiter. Es wird empfohlen,
sich bei den zustandigen Landesstellen im Zweifelsfall darliber zu informieren, ob eine im Betrieb
durchgeflihrte Férdermafinahme hierunter fallt. In Brandenburg/Berlin werden die Zahlungen fir die
Forderprogramme

— Extensive Bewirtschaftung von Einzelflachen auf Grinland in Natura-2000-Gebieten

— Extensive Bewirtschaftung von Einzelflachen auf Griinland durch Verzicht auf mineralische
Stickstoffdiingung

— Moorschonende Stauhaltung,

— Erhaltung pflanzengenetischer Ressourcen,



— Erhaltung tiergenetische Ressourcen,

—  Okologischer Landbau,

— Natura 2000 sowie

— Ausgleichszulage fur benachteiligte Gebiete

noch aus der vorigen Forderperiode finanziert.

»  Zudem sind Betriebe die zwischen dem 1. Januar 2021 und dem 31. Dezember 2023 Zahlungen
aufgrund der Forderung der MaBnahme der Umstrukturierung und Umstellung von Rebflachen ge-
maR Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 erhalten haben, aufgrund der Bestimmungen
in Artikel 104 der Verordnung (EU) 2021/2116 verpflichtet, in den drei auf die Auszahlung folgenden
Kalenderjahren die anderweitigen Verpflichtungen nach Cross Compliance einzuhalten.

I ERHALTUNG LANDWIRTSCHAFTLICHER FLACHEN IN GUTEM LANDWIRTSCHAFTLICHEM
UND OKOLOGISCHEM ZUSTAND (GLOZ)

Betroffen sind alle Zahlungsempfanger

Ab dem Jahr 2023 werden wesentliche Verpflichtungen aus dem Greening der Jahre 2015 bis 2022 zum
Erhalt des Dauergriinlandes bei der Konditionalitat fortgeflihrt.

Die Grundsétze der Erhaltung landwirtschaftlicher Flachen in einem guten landwirtschaftlichen und oko-
logischen Zustand sind im GAP-Konditionalitaten-Gesetz und in der GAP-Konditionalitaten-Verordnung
geregelt. Damit kommt Deutschland der Verpflichtung nach, konkrete Anforderungen zu folgenden Stan-
dards zu erlassen:

—  Erhaltung von Dauergriinland (GLOZ 1)

—  Mindestschutz von Feuchtgebieten und Mooren (GLOZ 2)

—  Verbot des Abbrennens von Stoppelfeldern (GLOZ 3)

—  Schaffung von Pufferstreifen entlang von Wasserlaufen (GLOZ 4)

—  Bodenbearbeitung zur Begrenzung von Erosion (GLOZ 5)

— Mindestanforderungen an die Bodenbedeckung in den sensibelsten Zeiten (GLOZ 6)

—  Fruchtwechsel auf Ackerland (GLOZ 7)

—  Mindestanteil von nichtproduktiven Flachen und Landschaftselementen an Ackerland (GLOZ 8)

—  Umweltsensibles Dauergriinland (GLOZ 9)

Nachfolgend werden die entsprechenden Anforderungen zu den GLOZ-Standards naher erlautert.
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1 Erhaltung von Dauergriinland (GLOZ 1)
Umwandlung von Dauergriinland grundsatzlich nur mit Genehmigung

Dauergrinland darf grundsatzlich nur mit Genehmigung in andere Nutzungen umgewandelt werden. Hin-
weis: Fur Dauergrinland, das zu dem umweltsensiblen Dauergriinland gehort (siehe dazu Regelungen
zu GLOZ 9) oder in Feucht- und Moorgebieten liegt (siehe dazu Regelungen zu GLOZ 2) gelten zusétz-
liche Anforderungen.

Die Genehmigung ist bei den zustandigen Stellen der Lander mittels der dort bereitgestellten Formulare
zu beantragen. Fir Brandenburg/Berlin ist das LELF fir die Genehmigung der Umwandlung bzw. des
Pflugens von Dauergrinland zustandig. Eine Genehmigung wird nicht erteilt, wenn andere Rechtsvor-
schriften oder Verpflichtungen des Landwirts gegenuber 6ffentlichen Stellen einer Umwandlung entge-
genstehen oder der Dauergrinlandanteil innerhalb der Region Brandenburg und Berlin um mehr als 4
Prozent abgenommen hat. Die zustandige Behorde gibt im Bundesanzeiger bekannt, falls es zu einer
solchen Abnahme um mehr als 4 Prozent gekommen ist. Eine noch nicht genutzte Genehmigung erlischt
mit Ablauf des Tages einer entsprechenden Bekanntmachung der zustandigen Behorden.

Eine Genehmigung wird ferner nicht erteilt, wenn das Dauergriinland ein Griinlandlebensraumtyp des
Anhangs | der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richtlinie) des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der
natlrlichen Lebensraume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen auRerhalb der Gebiete ist, die in
die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG eingetragen sind.

Genehmigung mit Verpflichtung zur Anlage einer Ersatzflache

Im Regelfall wird eine Genehmigung nur erteilt, wenn an anderer Stelle in derselben Region eine andere
Flache mit der entsprechenden Hektarzahl neu als Dauergriinland angelegt wird (Ersatzflache). Diese
Flache kann auch bereits vorher fiir Gras oder andere Griinfutterpflanzen genutzt worden sein (zum Bei-
spiel als Ackergras), aber sie darf noch nicht zu Dauergriinland geworden sein. Die Flache gilt ab dem
Zeitpunkt der Neuanlage als Dauergriiniand und muss ab dann mindestens fiinf aufeinander folgende
Jahre flir den Anbau von Gras oder anderen Griinfutterpflanzen genutzt werden.

Die Ersatzflache ist spatestens bis zu dem der Genehmigung folgenden Schusstermin flir den Sammel-
antrag (15. Mai) anzulegen. Erfolgt die Anlage der Ersatzflache nicht bis zu diesem Termin, erlischt die
erteilte Genehmigung.

Die Neuanlage kann auch durch einen anderen Betriebsinhaber erfolgen. Voraussetzung fiir die Geneh-
migung ist in diesem Fall eine Bereitschaftserklarung dieses anderen Betriebsinhabers zur Anlage einer
entsprechend grolRen Dauergriinlandflache. Soweit die Flache, die als Dauergriinland neu angelegt wer-
den soll, nicht im Eigentum des Betriebsinhabers steht, ist dartber hinaus die Zustimmung des Eigentu-
mers zur Neuanlage dieser Flache als Dauergrinland erforderlich. Weiterhin ist eine Erklarung des Ei-
gentumers erforderlich, im Falle eines Wechsels des Besitzes oder des Eigentums jeden nachfolgenden
Besitzer und den nachfolgenden Eigentlimer dariiber zu unterrichten, dass und wie lange diese Flache
aufgrund der EU-rechtlichen Vorgaben flir den Anbau von Gras oder anderen Grinfutterpflanzen genutzt
werden muss.

Genehmigung ohne Verpflichtung zur Anlage einer Ersatzflache
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Eine Genehmigung ohne Verpflichtung zur Neuanlage von Dauergriinland wird erteilt, wenn das Dauer-
grunland im Rahmen von Agrarumwelt- und Klimamalnahmen der zweiten Saule der Gemeinsamen Ag-
rarpolitik (GAP) entstanden ist oder wenn das Dauergrinland erst ab dem Jahr 2015 neu entstanden ist.

Eine besondere Regelung gilt allerdings, wenn das Dauergrinland zwar erst ab dem Jahr 2015 entstan-
den ist, diese Neuanlage aber im Rahmen der Erflllung von Cross-Compliance- oder Greening-Verpflich-
tungen erfolgte. Diese Ersatz-Dauergriinlandflachen nach Cross Compliance oder aufgrund von Gree-
ning-Verpflichtungen mussen mindestens 5 Jahre lang flr den Anbau von Gras oder anderen Grinfutter-
pflanzen genutzt werden. Erst nach diesen 5 Jahren kann eine Genehmigung zur Umwandlung dieses
Dauergrinlandes erteilt werden, und zwar nur dann, wenn an anderer Stelle in derselben Region eine
andere Flache mit der entsprechenden Hektarzahl neu als Dauergrinland angelegt wird. Dabei gelten im
Ubrigen die gleichen Anforderungen wie im oben beschriebenen Regelfall.

Eine Genehmigung ohne Pflicht zur Neuanlage von Dauergrinland kann auch erteilt werden, wenn die
Nutzung der Flache derart gedndert werden soll, dass die Flache keine landwirtschaftliche Flache mehr
ist.

Ausnahmen von der Genehmigungspflicht

Dauergriinland, das ab dem 1. Januar 2021 neu entstanden ist, darf grundsatzlich ohne Genehmigung
umgewandelt werden. Die erfolgte Umwandlung ist dann bei Stellung des nachsten Sammelantrages
anzuzeigen.

Hinweis: Gegebenenfalls stehen einer Umwandlung im jeweiligen Fall andere rechtliche Regelungen ent-
gegen. Aus diesem Grund wird empfohlen, sich vor der Umwandlung von ab 2021 entstande Dauergriin-
land mit dem Landesamt flir Umwelt und der jeweiligen Unteren Wasserbehérde des Landkreises in Ver-
bindung zu setzen und abzuklaren, ob etwaige fachrechtliche Vorschriften einer Umwandlung entgegen-
stehen. Ein wiederrechtlicher Umbruch von Dauergriinland wird von der jeweils zustandigen Fachuber-
wachungsbehorde geahndet.

Die genannte Ausnahme von der Genehmigungspflicht gilt nicht fir Dauergriinland, welches

— abdem 1. Januar 2021 als Ersatzflache angelegt,
— nach widerrechtlicher Umwandlung wieder rickumgewandelt,

— im Rahmen der Regelungen zum Greening als Ersatzflache angelegt oder rickumgewandelt
wurde und nach diesen Vorschriften als Dauergrinland gilt,

— aufgrund einer EU-Forderung im Rahmen der Forderperiode bis 2022 (Verordnung (EU) Nr.
1305/2013) aus Ackerland entstanden ist,

— innerhalb der GLOZ 2 - Kulisse gelegen ist oder

— als umweltsensibles Dauergrinland eingestuft ist.
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Hinweis: ~ Wird die Oko-Regelung 4 beantragt ist eine Umwandlung von Dauergriinland im An-
tragsjahr nicht zuldssig

Nicht der Genehmigung bedarf eine Umwandlung von maximal 500 Quadratmetern Dauergriiniand je
Antragsteller innerhalb einer Region pro Jahr (Bagatellregelung). Diese Bagatellregelung kommt aller-
dings nur zur Anwendung, solange der Dauergrinlandanteil in der betreffenden Region um nicht mehr
als 4 Prozent abgenommen und die zustandige Behorde dies im Bundesanzeiger bekannt gemacht hat.

Riickumwandlung widerrechtlich umgewandelter Dauergriinlandflachen

Wird eine Dauergriinlandflache ohne die erforderliche Genehmigung umgewandelt, muss der Betriebsin-
haber diese Flache innerhalb einer von der zustandigen Behdrde festgesetzten Frist, spatestens aber bis
zum nachstfolgenden Schlusstermin fir den Sammelantrag wieder in Dauergrinland riickumwandeln.
Sollte die Flache zwischenzeitlich an einen anderen Betriebsinhaber libergeben worden sein, der eben-
falls den Verpflichtungen der Konditionalitat unterliegt, gilt die Verpflichtung fiir den tibernehmenden Be-
trieb.

2 Mindestschutz von Feuchtgebieten und Mooren (GLOZ 2)

Zum Schutz von Feuchtgebieten und Mooren weisen die Lander eine entsprechende Gebietskulisse aus.
Die MindestgroRe fiir die Aufnahme von Feuchtgebieten und Mooren in die Gebietskulisse wurde fiir
Brandenburg/Berlin auf 0,5 ha festgelegt. Die Gebietskulisse wird 1:1 angewendet.

Fur landwirtschaftliche Flachen, die in dieser Gebietskulisse liegen, gilt folgendes:
— Dauergrinland darf nicht umgewandelt oder gepfligt werden (Zu ,Pflligen* siehe auch Glossar).
—  Dauerkulturen diirfen nicht in Ackerland umgewandelt werden.
—  Auf landwirtschaftlichen Flachen diirfen keine Veranderungen vorgenommen werden durch
= einen Eingriff in das Bodenprofil mit schweren Baumaschinen,
= eine Bodenwendung tiefer als 30 Zentimeter oder
= eine Auf- und Ubersandung.

Zulassig ist die standortangepasste nasse Nutzung einer Flache mittels Paludikultur, sofern die Flache flir Direkt-
zahlungen forderfahig bleibt. Eine solche Nutzung mittels Paludikultur ist allerdings nicht zulassig auf Dauergriin-
landflachen, die

— in einem Gebiet liegen, das in die Liste nach Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 3 der Richtlinie
92/43/EWG eingetragen ist (FFH-Gebiet),

— ineinem Gebiet liegen, das nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie 2009/147/EG als
Schutzgebiet ausgewiesen ist (Vogelschutzgebiet),

— ein gesetzlich geschiitztes Biotop nach § 30 Absatz 2 des Bundesnaturschutzgesetzes oder nach
weiteren landesrechtlichen Vorschriften sind oder
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— in einem von einer Landesregierung aus Naturschutzgrinden durch Rechtsverordnung ausge-
wiesenen Gebiet liegen.

Zusatzlich ist im Hinblick auf die Entwasserung durch Drainagen oder Graben folgendes zu beachten:

— Die erstmalige Entwasserung einer landwirtschaftlichen Flache durch Drainagen oder Graben,
darf nur nach Genehmigung durch die zustandige Behdrde erfolgen.

— Eine Genehmigung durch die zustandige Behorde ist auch erforderlich, wenn bestehende Drai-
nagen oder Graben zur Entwasserung einer landwirtschaftlichen Flache in der Art und Weise
erneuert oder instandgesetzt werden, dass dadurch eine Tieferlegung des vorhandenen Entwas-
serungsniveaus erfolgt.

Im Falle einer Kontrolle ist in Brandenburg und Berlin die Genehmigung vom LfU vorzulegen.

3 Verbot des Abbrennens von Stoppelfeldern (GLOZ 3)

Das Abbrennen von Stoppelfeldern und von Stroh auf Stoppelfeldern ist verboten. Aus phytosanitaren
Griinden kann die zustandige Landesbehdrde -in Brandenburg/Berlin das LELF - Ausnahmen vom Ver-
brennungsverbot genehmigen.

4 Schaffung von Pufferstreifen entlang von Wasserlaufen (GLOZ 4)

Pflanzenschutzmittel, Biozid-Produkte und Diingemittel dirfen auf landwirtschaftlichen Flachen, die an
Gewasser angrenzen, innerhalb eines Abstands von 3 Metern, gemessen ab der Boschungsoberkante,
nicht angewendet werden. Bei Gewéassern ohne ausgepragte Boschungsoberkante wird der Abstand ab
der Linie des Mittelwasserstandes gemessen.

Diese Abstandsregelung gilt fiir alle Gewasser, also auch fiir Seen, Flisse, Bache und wasserfilhrende
Graben, soweit diese nicht nach § 5 Absatz 4 der Diingeverordnung in Verbindung mit § 2 Absatz 2 des
Wasserhaushaltsgesetzes oder nach § 4a Absatz 1 Satz 1 der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung
von der Anwendung des Wasserhaushaltsgesetzes oder der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung
ausgenommen sind.

Hinweis: Im Rahmen der Dingeverordnung und der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung getroffene
Abstandsregelungen (siehe dazu auch Ausflihrungen zu GAB 1, 2, 7 und 8) sind unabhangig von der
Abstandsregelung bei GLOZ 4 zu beachten. Weiterfilhrende Hinweise zu den Abstandsregelung an Ge-
wassern sind abrufbar unter: https:/lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserab-

staenden.pdf

5 Bodenbearbeitung zur Begrenzung von Erosion (GLOZ 5)

Die Mindestanforderungen zur Begrenzung von Erosion richten sich nach dem Grad der Wasser- oder
Winderosionsgefahrdung der landwirtschaftlichen Flachen. Hierzu teilen die Lander die landwirtschaftli-


https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserabstaenden.pdf
https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserabstaenden.pdf
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chen Flachen je nach Grad der Wasser- oder Winderosionsgefahrdung bestimmten Klassen zu. Die Be-
kanntmachung erfolgt mit der Brandenburgischen Verordnung zur Umsetzung der Gemeinsamen Agrar-
politik (BbgGAPUV).

Ackerflachen, die der Wassererosionsstufe Kwassert zugewiesen sind, dirfen vom 1. Dezember bis zum
Ablauf des 15. Februar nicht gepfliigt werden. Das Pfligen nach der Ernte der Vorfrucht ist nur bei einer
Aussaat vor dem 1. Dezember zulassig.

Ist eine Ackerflache der Wassererosionsstufe Kwasser2 zugewiesen, darf sie vom 1. Dezember bis zum 15.
Februar nicht gepflugt werden. Das Pfligen zwischen dem 16. Februar und dem Ablauf des 30. November
ist nur bei einer unmittelbar folgenden Aussaat zuldssig. Spatester Zeitpunkt der Aussaat ist der 30. No-
vember. Vor der Aussaat von Reihenkulturen mit einem Reihenabstand von 45 Zentimetern und mehr ist
das Pflligen verboten.

Ist eine Ackerflache der Winderosionsstufe Kwing zugewiesen, darf sie nur bei Aussaat vor dem 1. Marz
gepflligt werden. Abweichend hiervon ist das Pflligen — auller bei Reihenkulturen mit einem Reihenab-
stand von 45 Zentimetern und mehr — ab dem 1. Marz nur bei einer unmittelbar folgenden Aussaat zulas-
sig. Das Verbot des Pfliigens bei Reihenkulturen gilt nicht, soweit

— vordem 1. Oktober Griinstreifen mit einer Breite von jeweils mindestens 2,5 Metern und in einem
Abstand von hochstens 100 Metern quer zur Hauptwindrichtung eingesat werden,

— ein Agroforstsystem nach § 4 Absatz 2 Nummer 1 der GAP-Direktzahlungen-Verordnung mit den
Gehdlzstreifen quer zur Hauptwindrichtung angelegt wird,

— im Falle des Anbaus von Kulturen in Dammen, soweit die Damme quer zur Hauptwindrichtung
angelegt werden oder

— unmittelbar nach dem Pfliigen Jungpflanzen gesetzt werden.

Abweichend von § 16 Absatz 2 bis 4 der GAP-Konditionalitaten-Verordnung ist das Pfliigen einer Acker-
flache, die der Erosionsgefahrdungsklasse KWasser1, KWasser2 oder KWind zugeordnet ist, fir die Re-
gion Brandenburg und Berlin zulassig, wenn

1. unmittelbar nach der Ernte der Hauptkultur im Vorjahr eine Bodenbedeckung wie folgt sichergestellt

wurde durch:
a) Untersaaten

b) Zwischenfriichte

o O

)
)
) Stoppelbrache von Kdrnerleguminosen oder Getreide (Mais ausgenommen),
) Auflaufendes Ausfallgetreide oder

)

e) Eine Begriinung, die nicht unter Buchstabe a bis d aufgefiihrt ist,

2. Mindestens ein Erosionsschutzstreifen quer zur Bearbeitungsrichtung angelegt wird, wobei jeder
Erosionsschutzstreifen der Breite einer praxistblichen Arbeitsbreite entsprechen muss, oder

3. ein Abdecken der Flache mit einer Folie, einem Vlies, einem engmaschigen Netz oder einer in der
erosionsmindernden Wirkung gleichwertigen Abdeckung, die bis zum Reihenschluss auf der Flache
verbleibt, erfolgt.
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6 Mindestanforderungen an die Bodenbedeckung in den sensibelsten Zeiten (GLOZ 6)

Zeitraume der Mindestbodenbedeckung auf Ackerflachen

Auf mindestens 80 Prozent der Ackerflachen des Betriebes ist vom 15. November des Antragjahres bis
zum 15. Januar des Folgejahres eine Mindestbodenbedeckung sicherzustellen. Die Mindestbodenbede-
ckung kann auch erfolgen

— auf schweren Boden (siehe Tabelle Klassenzeichen fir Bodenarten unten) oder Boden mit min-
destens 17 Prozent Tongehalt ab der Ernte der Hauptkultur bis zum 1. Oktober des Antragjahres
(U.a. fuhrt das Belassen der Hauptkultur bis zum 1. Oktober des Antragjahres auf der Flache
zum Erflllen der Mindestbodenbedeckung) oder

— vom 15. September bis zum 15. November des Antragjahres beim Anbau friiher Sommerkulturen
im Folgejahr.

Je nach Wahl durch den Betrieb kann die Mindestbodenbedeckung auf schweren Bdden oder auf Acker-
flachen mit einem Anbau friher Sommerkulturen im Folgejahr auch im Zeitraum vom 15. November des
Antragjahres bis zum 15. Januar des Folgejahres erbracht werden.

Als schwere Boden gelten Boden folgenden mit folgenden Bodenarten aus dem Klassenzeichen der Bo-
denschatzung:

Bodenarten aus dem Klassenzeichen L

T,LT

sL, sL/S

T/SL, TS, T/SI, T/S, LTAS, LT/SI, LT/S, L/S|,
L/S

L/Mo, LMo, TMo, T/Mo

LT/Mo.

Frihe Sommerkulturen, soweit deren Aussaat oder Pflanzung bis zum 31. Mérz, in hdheren Lagen
(mindestens tiefste Mittelgebirgsstufe, submontan) bis 15. April erfolgt, sind:

1. Sommergetreide ohne Mais und Hirse
2. Leguminosen ohne Sojabohnen

3. Sonnenblumen, Sommerraps, Sommerriiben, Kornersenf, Kornerhanf, Leindotter, Lein,
Mohn, Heil-, Duft- und Gewiirzpflanzen, Kiichenkrauter, Faserhanf, Buchweizen, Amaranth,
Quinoa, Kleegras, Klee- bzw. Luzernegras-Gemisch, Ackergras, Griinlandeinsaat, Kartof-
feln, Riben, Gemusekulturen.
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Arten der Mindestbodenbedeckung
Die Mindestbodenbedeckung ist in den betreffenden Zeitrdumen zu gewéahrleisten durch:

— Mehrjahrige Kulturen

—  Winterkulturen

—  Zwischenfrichte

—  Stoppelbrachen von Kdrnerleguminosen oder Getreide (inkl. Mais)

— Sonstige Begrinungen

— Mulchauflagen einschlieRlich solcher durch Belassen von Ernteresten
— eine mulchende nicht wendende Bodenbearbeitung

— eine Abdeckung durch Folien, Vliese oder durch engmaschiges Netz oder ahnliches zur Siche-
rung der landwirtschaftlichen Produktion.

Die Mindestbodenbedeckung muss im gesamten Zeitraum bestehen. Ein Wechsel zwischen den Arten
der Mindestbodenbedeckung ist erlaubt, solange die Mindestbodenbedeckung im gesamten betreffenden
Zeitraum gewahrt wird.

Sofern als Mindestbodenbedeckung eine Stoppelbrache von Kérnerleguminosen oder Getreide (inkl.
Mais) oder eine Mulchauflage einschlieflich solcher durch Belassen von Ernteresten gewahlt wird, ist
eine Bodenbearbeitung untersagt.

Auf Ackerland mit zur Bestellung im darauffolgenden Jahr vorgeformten Dammen kann die Mindestbo-
denbedeckung in der Zeit vom 15. November des Antragjahres bis zum 15. Januar des Folgejahres er-
folgen, indem zwischen den Dammen eine Selbstbegrinung zugelassen wird.

Auf Dauerkulturflachen, die als Rebflachen oder fir Obstbaumkulturen genutzt werden, muss als Min-
destbodenbedeckung in der Zeit vom 15.November des Antragjahres bis zum 15. Januar des Folgejahres
zwischen den Reihen eine Selbstbegriinung zugelassen werden, sofern nicht bereits eine Begriinung
durch Aussaat besteht.

Anforderungen an brachliegendes oder stillgelegtes Ackerland und Dauergriinland

Im Zeitraum vom 1. April bis zum 15. August ist das Mahen oder Zerkleinern des Aufwuchses auf brach-
liegendem oder stillgelegtem Acker- und Dauergriinland, inklusive GLOZ 8 Brachflachen, verboten.

Anforderungen an brachliegendes oder stillgelegtes Ackerland

Brachliegendes oder stillgelegtes Ackerland ist der Selbstbegriinung zu liberlassen oder durch eine An-
saat zu begrinen.

Ein Umbruch mit unverziglich folgender Ansaat ist zu Pflegezwecken oder zur Erfiillung von Verpflich-
tungen im Rahmen von Agrarumwelt- und KlimamaRnahmen oder bestimmter Oko-Regelungen aufer-
halb des oben genannten Zeitraums vom 1. April bis 15. August zuldssig. Ein Umbruch mit unverziglich
folgender Ansaat innerhalb dieses Zeitraums ist nur dann zuléssig, wenn der Betriebsinhaber zur Anlage
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von ein- oder mehrjahrigen Bluhstreifen oder Blihflachen im Rahmen von Agrarumwelt- und KlimamaR-
nahmen oder bestimmter Oko-Regelungen verpflichtet ist und er dieser Verpflichtung durch Neuansaat
wahrend dieses Zeitraums nachkommen muss.

Bei einer Anlage von Streifen oder Teilflachen auf einer ansonsten einheitlich bewirtschafteten Ackerfla-
che, die dazu bestimmt sind, einen Beitrag zur Biodiversitat oder zur Regulierung von Schwarzwildbe-
standen zu leisten, gelten die oben genannten Vorgaben zum Umbruch nicht. Hierbei kann es sich zum
Beispiel um Bluhflachen und Bejagungsschneisen aber auch um sog. Kiebitz- oder Lerchenfenster,
Schwarzbrachestreifen 0.a. handeln.

7 Fruchtwechsel auf Ackerland (GLOZ 7)
Fur das Ackerland eines Betriebes sind folgende Vorgaben zum Fruchtwechsel zu beachten:

— Auf mindestens 33 Prozent der Ackerflachen eines Betriebes muss gegenuber dem Vorjahr ein
Wechsel der Hauptkultur erfolgen.

— Auf weiteren mindestens 33 Prozent der Ackerflachen des Betriebes
= |st gegentiber dem Vorjahr eine andere Hauptkultur anzubauen
oder

= kann die gleiche Hauptkultur wie im Vorjahr angebaut werden, wobei zwischen diesen
beiden Hauptkultur eine Zwischenfrucht angebaut werden muss oder eine Begriinung
infolge einer Untersaat in der Hauptkultur zu erfolgen hat. Die Aussaat der Zwischen-
frucht oder der Untersaat muss dabei vor dem 15. Oktober erfolgen und die Zwischen-
friichte/Untersaaten sind bis zum 15. Februar des darauffolgenden Jahres auf der Flache
zu belassen. Konnen diese Bedingungen fur die Zwischenfrucht oder Begriinung infolge
einer Untersaat nicht erfillt werden, muss eine andere Hauptkultur als im Vorjahr ange-
baut werden. Wird zum Beispiel im Jahr 2023 auf einer solchen Flache Mais angebaut,
kann im Jahr 2024 auf dieser Flache ebenfalls Mais angebaut werden, sofern die Zwi-
schenfriichte/Untersaaten vor dem 15. Oktober 2023 ausgesat und bis zum 15. Februar
2024 auf der Flache belassen wurden. Im genannten Beispiel ware ein Anbau von Mais
im Jahr 2024 aber nicht méglich, falls auf der betreffenden Flache bereits im Jahr 2022
Mais angebaut wurde, da die Hauptkultur spatestens im dritten Jahr zu wechseln ist.

— Auf dem restlichen Ackerland des Betriebes (maximal 34 Prozent) kann auch ohne Zwischen-
frlichte oder Untersaat die gleiche Hauptkultur wie im Vorjahr angebaut werden. Auch hier muss
jedoch muss der Wechsel der Hauptkultur spatestens im dritten Jahr erfolgen (erstmals 2024,
da. als erstes Jahr das Jahr 2022 z&hlt).

Hinweis: Hauptkultur ist die Kultur, die in der Zeit vom 1. Juni bis zum 15. Juli des Jahres am langsten
auf der Flache steht.).
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Als Hauptkulturen zahlen:

— jede Kultur einer der verschiedenen in der botanischen Klassifikation landwirtschaftlicher Kultur-
pflanzen definierten Gattungen (Weizen, Gerste, Kartoffeln sind zum Beispiel Kulturen unter-
schiedlicher Gattungen),

— jede Art im Fall der Brassicaceae (Kreuzblitler), Solanaceae (Nachtschattengewachse) und
Cucurbitaceae (Kurbisgewachse) sowie

— Gras oder andere Grunfutterpflanzen (Definition siehe Glossar).

Winter- und Sommerkulturen gelten als unterschiedliche Hauptkulturen, auch wenn sie zur selben Gat-
tung gehdren (Sommer- und Winterweizen sind zum Beispiel unterschiedliche Hauptkulturen,

Triticum spelta (Dinkel) gilt als unterschiedliche Hauptkultur gegentiber Hauptkulturen, die zur selben
Gattung (Triticum — Weizen) gehdren.

Alle Mischkulturen von Leguminosen oder von Leguminosen mit anderen Pflanzen, sofern Leguminosen
uberwiegen, zahlen zu der einzigen Hauptkultur ,Leguminosen-mischkultur®.

Alle Mischkulturen, die nicht unter die oben genannte Kategorie von Gras oder anderen Griinfutterpflan-
zen oder die vorgenannten Leguminosenmischkulturen fallen und durch Aussaat einer Saatgutmischung
oder Aussaat oder Anpflanzung mehrerer Kulturpflanzen in getrennten Reihen etabliert wurden, zahlen
zu der einzigen Hauptkultur ,sonstige Mischkultur®.

Die Verpflichtung zum Fruchtwechsel gilt als erflllt auf einer Ackerflache mit beetweisem Anbau verschie-
dener Gemisekulturen, Kiichenkrauter, Heil-, Gewiirz- oder Zierpflanzen sowie wenn die Ackerflache als
Versuchsflachen mit mehreren beihilfefahigen Kulturarten genutzt wird.

Die Verpflichtung zum Fruchtwechsel gilt nicht auf Ackerland mit Selbstfolge von Mais zur Herstellung
von anerkanntem Saatgut, von Tabak und von Roggen.

Das EU-Recht sieht vor, dass auf Flachen mit mehrjahrigen Kulturen (zum Beispiel Erdbeeren), Gras
oder anderen Grinfutterpflanzen oder brachliegenden Flachen ein Fruchtwechsel nicht erfolgen muss.
Dies umfasst auch Flachen mit:

1. Gras oder andere Griinfutterpflanzen bei dem Anbau zur Erzeugung von Saatgut,
2. Gras bei dem Anbau zur Erzeugung von Rollrasen und

3. Kleegras und Luzerne in Reinsaat oder in Mischungen von Leguminosen, jedoch nur, solange
diese Leguminosen vorherrschen.

Die Verpflichtung zum Fruchtwechsel gilt ferner nicht auf Ackerland
1. mit einer betrieblichen GesamtgroRe von bis zu 10 Hektar,

2. miteiner verbleibenden Gesamtgrdfie von bis zu 50 Hektar, wenn mehr als 75 Prozent des Acker-
lands

a. fir die Erzeugung von Gras oder anderen Grinfutterpflanzen genutzt werden,
b. dem Anbau von Leguminosen dienen,
c. brachliegendes Land sind oder

d. einer Kombination der Nutzungen nach den Buchstaben a bis ¢ unterfallen,
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3. mit einer verbleibenden GesamtgroRe von bis zu 50 Hektar, wenn mehr als 75 Prozent der bei-
hilfefahigen landwirtschaftlichen Flache

a. Dauergrinland sind,
b. flr die Erzeugung von Gras oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden oder
c. einer Kombination der Nutzungen nach den Buchstaben a und b unterfallen.

Fur Begunstigte, deren Betriebe nach der Verordnung (EU) 2018/848 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 30. Mai 2018 Uber die dkologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von
okologischen/biologischen Erzeugnissen zertifiziert sind, gelten die Verpflichtungen zum Fruchtwechsel
als erfiillt und sie werden nicht hinsichtlich der Einhaltung von GLOZ 7 kontrolliert.

Beispiel 1
Ein Betrieb mit 100 ha Ackerland baut auf 10 ha Mais zur Herstellung von anerkanntem Saatgut an.

Auf Flachen mit Mais zur Herstellung von anerkanntem Saatgut gilt die Verpflichtung zum Fruchtwech-
sel nicht. Der Betrieb muss nur noch auf den verbleibenden 90 ha die oben genannten Vorgaben zum
Fruchtwechsel erflillen, indem er:

- auf mindestens 29,7 ha eine andere Hauptkultur wie im Vorjahr anbaut,

- aufweiteren mindestens 29,7 ha eine andere Hauptkultur als im Vorjahr oder bei zusatzlicher jahrlicher
Winterzwischenfrucht oder Untersaat die gleiche Hauptkultur als im Vorjahr (aber spatestens im dritten
Jahr eine andere Hauptkultur),

- auf den restlichen bis zu 30,6 ha die gleiche Hauptkultur als im Vorjahr (aber spatestens im dritten
Jahr eine andere Hauptkultur) anbaut.

Beispiel 2

Ein Betrieb mit 100 ha Ackerland baut auf 6 ha Kleegras an und Iasst 4 ha brachliegen (GLOZ 8-Bra-
che).

Auf Flachen, auf denen Grinfutterpflanzen erzeugt werden oder die brachliegen, gilt die Verpflichtung
zum Fruchtwechsel nicht. Der Betrieb muss nur noch auf den verbleibenden 90 ha die oben genannten
Vorgaben zum Fruchtwechsel erfiillen.

Beispiel 3

Ein Betrieb mit 100 ha Ackerland baut auf 3 ha wie schon im Vorjahr beetweise verschiedene Gemdiise-
kulturen an.

Die Verpflichtung zum Fruchtwechsel gilt fir 100 ha des Ackerlandes. Der beetweise Anbau verschiede-
ner Gemusekulturen wird pauschal als ein jahrlicher Wechsel der Hauptkultur auf den 3 ha angesehen.
Diese 3 ha konnen auf die 33 ha, auf denen ein jahrlicher Wechsel der Hauptkultur erforderlich ist, zur
Erfullung mit angerechnet werden.
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Beispiel 4

Ein Betrieb mit 3 gleichgroBen Ackerschlagen zu jeweils 15 ha hatte im Vorjahr auf allen 3 Schldgen
Mais und im Jahr davor auf allen drei Schlagen Klee angebaut. Im laufenden Jahr baut er auf zwei
Schlagen Ackergras und auf einem Schlag Mais an.

Die Verpflichtungen zum Fruchtwechsel sind in diesem Fall erflllt. Zwei der 3 Flachen sind im laufenden
Jahr anstelle von Mais mit Klee bestanden. Auf der dritten Flache darf im laufenden Jahr erneut Mais
angebaut werden, erst im Folgenden, dritten Jahr greift fir diese Flache die Verpflichtung zum Frucht-
wechsel.

8 Mindestanteil von nichtproduktiven Flachen und Landschaftselementen an Ackerland
(GLOZ 8)

Die Vorgaben bei GLOZ 8 umfassen folgendes:

— einen Mindestanteil von 4 Prozent der Ackerflache eines Betriebes, der mit Ackerbrachen oder
Landschaftselementen zu erbringen ist

— das Verbot der Beseitigung bestimmter Landschaftselemente

— die Einhaltung des Schnittverbots bei Hecken, Knicks und Baumen im Zeitraum vom 1. Marz bis
30. September.

8.1 Mindestanteil von 4 Prozent der Ackerflache eines Betriebes, der mit Ackerbrachen oder Land-
schaftselementen zu erbringen ist

Es sind mindestens 4 Prozent des Ackerlandes eines Betriebes mit Ackerbrachen oder Landschaftsele-
menten zu erbringen. Einzelne brachliegende Flachen missen dabei eine MindestgréRe von 0,1 Hektar
aufweisen.

Die anzurechnenden brachliegenden Flachen (GLOZ-8 Brachen) sind wahrend des ganzen Antragsjah-
res, beginnend unmittelbar nach der Ernte der Hauptkultur im Vorjahr, der Selbstbegriinung zu uberlas-
sen oder — auch (unmittelbar) nach der Ernte der Hauptkultur im Vorjahr - durch Aussaat zu begriinen.
Im Fall von bestehenden GLOZ 8-Brachen, die auch im Folgejahr als GLOZ 8-Brachen beantragt werden
sollen, kann nach dem 15. August ein Umbruch mit einer unmittelbar folgenden Aussaat zu Pflegezwe-
cken erfolgen. Die Begriinung durch Aussaat darf nicht mittels Reinsaat einer landwirtschaftlichen Kultur-
pflanze erfolgen. Eine Reinsaat liegt vor, wenn Samen nur einer Spezies verwendet werden. Die Boden-
bearbeitung und der Einsatz von Diinge- und Pflanzenschutzmitteln sind auf solchen Flachen untersagt.
Eine Bodenbearbeitung ist nur zulassig, soweit dadurch die Verpflichtung zur Begriinung durch Aussaat
erflllt wird.

Wie bereits im Kapitel 1.6 bei GLOZ 6 erwahnt, ist im Zeitraum vom 1. April bis zum 15. August das
Mahen oder Zerkleinern des Aufwuchses auf brachliegendem oder stillgelegtem Ackerland verboten.
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Ab dem 1. September eines Antragsjahres darf auf den brachliegenden Flachen eine Aussaat (zum Bei-
spiel von Winterweizen), die nicht vor Ablauf dieses Jahres zur Ernte fiihrt, vorbereitet und durchgeflinrt
oder der Aufwuchs durch Schafe oder Ziegen beweidet werden. Eine Aussaat von Wintergerste oder
Winterraps darf bereits ab dem 15. August vorbereitet und durchgefiihrt werden.

Auf die 4 Prozent konnen auch die in Kapitel 11.8.2 aufgeflihrten Landschaftselemente angerechnet wer-
den, soweit sie auf oder an einer Ackerflache des Betriebes liegen. Es muss sich dabei nicht um eine
brachliegende Ackerflache handeln.

Agroforstsysteme auf Ackerland konnen auf die 4 Prozent nicht angerechnet werden, da es sich bei Ag-
roforstsystemen um eine produktive Nutzung handelt.

Ausgenommen von der Verpflichtung zur Erbringung des Mindestanteils von 4 Prozent sind
a.) Begunstigte, bei denen mehr als 75 Prozent des Ackerlands
- fir die Erzeugung von Gras oder anderen Grinfutterpflanzen genutzt werden,
- dem Anbau von Leguminosen oder Leguminosengemengen dienen,
- brachliegendes Land sind oder
- einer Kombination der vorgenannten Nutzungen unterfallen.
b.) Begunstigte, bei denen mehr als 75 Prozent der beihilfefahigen landwirtschaftlichen Flache
- Dauergriinland sind,
- flr die Erzeugung von Gras oder anderen Grunfutterpflanzen genutzt werden oder
- einer Kombination der vorgenannten Nutzungen unterfallen.

c.) Beglnstigte mit Ackerland bis 10 Hektar.

Wichtiger Hinweis fiir das Jahr 2024:

Fiir das Antragsjahr 2024 hat die Europaische Kommission fiir den GLOZ-Standard 8 (Mindestanteil von
nichtproduktiven Flachen und Landschaftselementen an Ackerland) eine Ausnahmemaglichkeit geschaf-
fen, welche in Deutschland in Anspruch genommen wird.

In Deutschland miissen beim GLOZ-Standard 8 vom gesamten Ackerland des Betriebes mindestens
4 Prozent als nichtproduktive Ackerflachen oder Landschaftselemente bereitgestellt werden. Im Antrags-
jahr 2024 kdnnen die 4 Prozent nichtproduktiver Ackerflachen oder Landschaftselemente zusatzlich durch
den Anbau von Leguminosen als Hauptkultur oder durch Zwischenfrlichte und Untersaaten erfiillt werden.

Weitere Informationen erhalten Sie unter nachfolgendem Link:
https://mluk.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Merkblatt-Ausnahmeregelung-GL%C3%967%208.pdf



https://mluk.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Merkblatt-Ausnahmeregelung-GL%C3%96Z%208.pdf

20

8.2 Verbot der Beseitigung bestimmter Landschaftselemente

Landschaftselemente erfilllen wichtige Funktionen fir den Umwelt- und Naturschutz. Zum Erhalt der Ar-
tenvielfalt haben sie in der Agrarlandschaft eine herausragende Bedeutung, weil sie besondere Lebens-
raume bieten. Gleichzeitig bereichern sie das Landschaftsbild.

Folgende Landschaftselemente stehen bei der Konditionalitat unter Schutz, das heiit es ist daher verbo-
ten, diese ganz oder teilweise zu beseitigen:

Hecken oder Knicks

Definition: Lineare Strukturelemente, die (iberwiegend mit Gehdlzen bewachsen sind und eine
Mindestlénge von 10 Metern sowie eine Durchschnittsbreite von bis zu 15 Metern haben. Vor-
handene kleinere unbefestigte Unterbrechungen dndern nichts an dieser Einordnung, sofern die
sonstigen Voraussetzungen gegeben sind.

Baumreihen

Definition: Mindestens fiinf linear angeordnete, nicht landwirtschaftlich genutzte Bdume entlang
einer Strecke von mindestens 50 Metern Lénge.

Feldgeholze mit einer GroRe von mindestens 50 Quadratmetern bis héchstens 2 000 Quadrat-
metern

Definition: Uberwiegend mit gehélzartigen Pflanzen bewachsene Fléchen, die nicht der landwirt-
Schaftlichen Erzeugung dienen. Flédchen, fiir die eine Beihilfe zur Aufforstung oder eine Auffors-
tungsprémie gewahrt worden ist, gelten nicht als Feldgehdlze.

Feuchtgebiete (siche Glossar) mit einer Grofe von hdchstens 2 000 Quadratmetern:

a) In Biotopen, die nach § 30 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatSchG) oder weitergehenden landesrechtlichen Vorschriften geschiitzt und tiber die
Biotopkartierung erfasst sind.

b) Timpel, Sélle (in der Regel bestimmte kreisrunde oder ovale Kleingewésser), Dolinen
(natiirliche, meistens trichterférmige Einstiirze oder Mulden) und

c) andere mit Buchstabe b.) vergleichbare Feuchtgebiete.
Einzelbaume
Definition: Bdume, die als Naturdenkmale im Sinne des § 28 des BNatSchG geschiitzt sind.
Feldraine

Definition: (iberwiegend mit Gras- und krautartigen Pflanzen bewachsene, schmale, lang ge-
streckte Fldchen mit einer Gesamtbreite von mehr als 2 Metern, auf denen keine landwirtschaft-
liche Erzeugung stattfindet. Sie miissen innerhalb von oder zwischen landwirtschaftlichen Nutz-
flachen liegen oder an diese angrenzen.

Trocken- und Natursteinmauern, die mehr als 5 Meter lang oder Teil einer Terrasse sind

Definition: Mauern aus mit Erde oder Lehm verfugten oder nicht verfugten Feld- oder Naturstei-
nen.
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— Lesesteinwalle

Definition: Historisch gewachsene Aufschiittungen von Lesesteinen von mehr als 5 Metern
Lénge.

— Fels- und Steinriegel sowie naturversteinte Flachen mit einer GroRe von hdchstens
2 000 Quadratmetern

Definition: Meist natirlich entstandene, (iberwiegend aus Fels oder Steinen bestehende Fléchen,
zum Beispiel Felsen oder Felsvorspriinge, die in der landwirtschaftlichen Flache enthalten sind
bzw. direkt an diese angrenzen und somit unmittelbar Teil der landwirtschaftlichen Parzelle sind.

— Terrassen

Definition: Von Menschen unter Verwendung von Hilfsmaterialien angelegte, linear-vertikale
Strukturen in der Agrarlandschaft, die dazu bestimmt sind, die Hangneigung von Nutzflachen zu
verringern. Hilfsmaterialien in diesem Sinne kénnen zum Beispiel Gabionen und Mauern sein.

Trocken- und Natursteinmauern, die zugleich Bestandteil einer Terrasse sind, dirfen nicht beseitigt wer-
den.

Bei Feldgehdlzen, Feuchtgebieten sowie Fels- und Steinriegeln gilt die Obergrenze von 2 000 Quadrat-
metern fir jedes einzelne Element, das heil’t auf einem Schlag kénnen mehrere Elemente vorkommen,
die fur sich jeweils die Obergrenze einhalten.

Fur die Landschaftselemente gibt es keine Pflegeverpflichtung. Die ordnungsgemalie Pflege von Land-
schaftselementen ist keine Beseitigung. Pflegemafinahmen an Landschaftselementen gelten als nicht-
produktiv. Dies gilt auch, wenn insbesondere anfallendes Schnittgut anschlieRend verwertet wird.

Die nach Landesrecht zustandige Behorde kann die Beseitigung eines Landschaftselementes genehmi-
gen. Die unteren Naturschutzbehorden konnen in Brandenburg und Berlin die Beseitigung eines Land-
schaftselementes genehmigen.

8.3 die Einhaltung des Schnittverbots bei Hecken, Knicks und Baumen im Zeitraum vom 1. Marz
bis 30. September.

Ferner ist ein Schnittverbot bei Hecken, Knicks und Baumen im Zeitraum vom 1. Marz bis 30. September
einzuhalten. Das Schnittverbot richtet sich grundsatzlich nach den fachrechtlichen Bestimmungen des §
39 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 und Satze 2 bis 4 des BNatSchG (gegebenenfalls in Verbindung mit darauf
gestutztem Landesrecht) und umfasst somit den Schutzzeitraum der Brut- und Nistzeit. Betroffen sind
jedoch nur die Hecken; Knicks und Baume, die bei der Konditionalitit nicht beseitigt werden dlirfen (siehe
Kapitel 11.8.2). Damit ist das Schnittverbot bei den oben genannten Hecken und Knicks, Baumen in Baum-
reihen, Feldgehdlzen und Einzelbdumen zu beachten. Zulassig sind jedoch schonende Form- und Pfle-
geschnitte zur Beseitigung des Zuwachses der Pflanzen.

9 Umweltsensibles Dauergriinland (GLOZ 9)

Dauergriinland, das aktuell in einem FFH- oder Vogelschutzgebiet gelegen ist und das bereits am 1.
Januar 2015 als Dauergriinland bestand, gilt als umweltsensibel. Umweltsensibles Dauergriinland darf
nicht in Ackerland oder Dauerkulturen umgewandelt oder gepfligt werden.
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Nicht als umweltsensibel gilt Dauergrinland, das am 1. Januar 2015 Gegenstand einer der folgenden
Verpflichtungen war:

— Stilllegung nach der Verordnung (EWG) Nr. 2078/1992 des Rates vom 30. Juni 1992 fir umwelt-
gerechte und den nattrlichen Lebensraum schiitzende landwirtschaftliche Produktionsverfahren
(ABI. L 215 vom 30.7.1992, S. 85) in der jeweils geltenden Fassung,

— Umwandlung von Ackerland in Griinland nach Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 o-
der

— Beibehaltung von Griinland, das durch Umwandlung von Ackerland in Griinland entstanden und
seither fortlaufend Gegenstand einer Verpflichtung im Rahmen der Agrarumwelt- und Klimamaf3-
nahmen der EU-Agrarforderung ist (der Verordnung (EWG) Nr. 2078/1992, den Artikeln 22 bis
24 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999, dem Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 oder
dem Artikel 28 der Verordnung (EU) Nr. 1305/2013).

Fur den Fall, dass die Nutzung einer Flache, die als umweltsensibles Dauergriinland nicht umgewandelt
oder gepflligt werden darf, so geandert werden soll, dass sie keine landwirtschaftliche Flache mehr ist,
ist bei der zustandigen Behorde die Aufhebung der Bestimmung dieser Flache als umweltsensibel zu
beantragen. Dieser Antrag auf Aufhebung der Bestimmung einer Flache als umweltsensibel ist zusam-
men mit dem Antrag auf Genehmigung der Umwandlung des Dauergriinlands nach GLOZ 1 zu stellen.

Die Nutzungsanderung der Flache darf erst nach Genehmigung beider Antrége erfolgen. Wird einer der
beiden Antrage abgelehnt, gilt der andere Antrag ebenfalls als abgelehnt.

Eine flache Bodenbearbeitung von bestehendem umweltsensiblem Dauergrinland zur Narbenerneue-
rung in die bestehende Narbe ist mdglich, zum Beispiel mittels Direktsaatverfahren. Der zustandigen Be-
willigungsbehdrde in Brandenburg/Berlin ist eine solche Bodenbearbeitung mindestens 15 Werktage vor
ihrer geplanten Durchflihrung schriftlich oder elektronisch anzuzeigen. In Brandenburg/Berlin kann das
Landesamt fiir Umwelt und die jeweilige Untere Wasserbehorde des Landkreises die MaRnahme ablehnen oder
Auflagen fir die Durchfiinrung nennen, wenn Belange des Umwelt-, des Natur- oder des Klimaschutzes
gegen eine Grasnarbenerneuerung sprechen. Es empfiehlt sich daher bereits im Vorfeld Kontakt mit dem
Landesamt fir Umwelt und der jeweiligen Unteren Wasserbehdrde aufzunehmen.

Fur gesetzlich geschltzte Biotope nach dem Bundesnaturschutzgesetz oder nach weiteren landesrecht-
lichen Vorschriften gilt gleichermalen eine Anzeigepflicht fiir geplante Grasnarbenerneuerungen. Die An-
zeigepflicht gilt nicht, wenn dabei das Ziel einer naturschutzfachlichen Aufwertung verfolgt wird und diese
mit Zustimmung der Naturschutzbehorde von statten geht.
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Il GRUNDANFORDERUNGEN AN DIE BETRIEBSFUHRUNG

1 Wasserrahmenrichtlinie, Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe e und h (GAB 1)

Betroffen sind Zahlungsempfénger, in deren Betrieb phosphathaltige Diingemittel angewendet o-
der gelagert werden oder die Wasser zur Bewdsserung entnehmen.

Die Anforderungen der Wasserrahmenrichtlinie werden in Deutschland u. a. durch das Diingegesetz® und
die Diingeverordnung des Bundes (DiV)” umgesetzt.

1.1 Generelle Vorgaben fiir die Diingung mit phosphathaltigen Diingemitteln

Die Diingeverordnung vom 26. Mai 2017 (BGBI. | S. 1305), die zuletzt durch Artikel 97 des Gesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, stellt folgende Anforderungen an die Anwendung
von Phosphatdiingemitteln und anderen phosphathaltigen Stoffen:

1.1.1 Aufnahmefahigkeit der Boden

Phosphathaltige Dingemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate oder Pflanzenhilfsmittel dirfen nicht auf
uberschwemmten, wassergesattigten, gefrorenen oder schneebedeckten Boden aufgebracht werdenS.

1.1.2 Abstande zu oberirdischen Gewassern

e  Bei der Aufbringung von phosphathaltigen Diingemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und
Pflanzenhilfsmitteln ist ein direkter Eintrag in Oberflachengewasser durch Einhaltung eines ausrei-
chenden Abstands zwischen dem Rand der durch die Streubreite bestimmten Ausbringungsflache
und der Boschungsoberkante zu vermeiden’. Dieser Abstand betragt in Brandenburg auf ebenen
Flachen (< 5 Prozent Hangneigung) (wegen Nichtausweisung eutrophierter Gebiete (Phosphat-Ku-
lisse) mindestens 5 Meter. Wenn Ausbringungsgerate verwendet werden, bei denen die Streubreite
der Arbeitsbreite entspricht oder die tber eine Grenzstreueinrichtung verfligen, betragt er mindes-
tens 1 Meter. Innerhalb eines Abstands von einem Meter zur Boschungsoberkante dirfen keine
Dulngemittel aufgebracht werden. Ferner ist zu vermeiden, dass diese Diingemittel in oberirdische
Gewasser oder auf benachbarte Flachen abgeschwemmt werden. Wichtiger Hinweis: Unabhéangig
von den Regelungen der Diingeverordnung erfordern die Regelungen bei GLOZ 4, dass ein
Mindestabstand von 3 Metern zu oberirdischen Gewassern eingehalten wird. Die Ausbringung
von Diingemitteln in einem Abstand von weniger als 3 Metern zu oberirdischen Gewassern stellt
damit bei GLOZ 4 einen zu sanktionierenden VerstoR dar, und zwar auch dann, wenn die Ausbrin-
gung mit einem Gerat mit Grenzstreueinrichtung erfolgen sollte.

e Esbesteht ein absolutes Aufbringungsverbot von phosphathaltigen Diingemitteln, Bodenhilfsstof-
fen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln auf Flachen mit Hangneigung zu Gewassern
innerhalb eines Abstandes von 3 Metern zur Bdschungsoberkante eines Gewassers bei
durchschnittlicher Hangneigung von mindestens 5 Prozent im 20-Meter-Bereich,
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innerhalb eines Abstandes von 10 Metern (in Brandenburg wegen Nichtausweisung eutrophierter
Gebiete — Phosphor-Kulisse) zur Boschungsoberkante eines Gewassers bei durchschnittlicher
Hangneigung von mindestens 10 Prozent im 20-Meter-Bereich,
innerhalb eines Abstandes von 10 Metern zur Béschungsoberkante eines Gewassers bei
durchschnittlicher Hangneigung von mindestens 15 Prozent im 30-Meter-Bereich.

e Zusétzlich gelten auf bestellten oder unbestellten Ackerflachen mit Hangneigung zu Gewassern
innerhalb eines Abstandes von 3 Metern bis 20 Metern zur Béschungsoberkante eines Ge-
wassers bei Hangneigung von durchschnittlich mindestens 5 Prozent im 20-Meter-Bereich,
innerhalb eines Abstandes von 10 Metern bis 20 Metern zur Boschungsoberkante eines Ge-
wassers bei Hangneigung von durchschnittlich mindestens 10 Prozent im 20-Meter-Bereich,
innerhalb eines Abstandes von 10 Metern bis 30 Metern zur Béschungsoberkante eines Ge-
wassers bei Hangneigung von durchschnittlich mindestens 15 Prozent im 30-Meter-Bereich

folgende besondere Anforderungen:
Auf unbestellten Ackerflachen sind diese Stoffe vor der Aussaat oder Pflanzung sofort ein-
zuarbeiten.
Auf bestellten Ackerflachen:

Bei Reihenkulturen (Reihenabstand von 45 Zentimetern und mehr) sind diese Stoffe sofort
einzuarbeiten, sofern keine entwickelte Untersaat vorhanden ist.

Bei allen anderen Kulturen muss eine hinreichende Bestandsentwicklung vorliegen oder

die Flache muss mit Mulchsaat- oder Direktsaat bestellt worden sein.

e Dariiber hinaus dirfen auf Ackerflachen mit einer Hangneigung zu Gewassern von durchschnitt-
lich mindestens 15 Prozent im 30-Meter-Bereich, die unbestellt sind oder nicht tber einen hinrei-
chend entwickelten Pflanzenbestand verfiigen, Dingemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate
und Pflanzenhilfsmittel nur bei sofortiger Einarbeitung auf der gesamten Ackerflache des Schla-
ges aufgebracht werden.

Weitere Informationen zu den Vorgaben zur Diingung an Gewassern sind auf den Seiten des LELF ab-
rufbar unter: https:/lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserabstaenden.pdf

1.2 Zusatzliche besondere Vorgaben fiir die Diingung mit phosphathaltigen Diingemitteln in eu-
trophierten Gebieten (§ 13a DuV)

Die Landesregierungen kdnnen auf Basis der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung von mit
Nitrat belasteten und eutrophierten Gebieten (AVV Gebietsausweisung — AVV GeA) belastete Gebiete
ausweisen.

In Brandenburg wurden keine eutrophierten Gebiete (Phosphat-Kulisse) ausgewiesen. Im gesamten Lan-
desgebiet sind daher die erweiterten Gewasserabstande und Bewirtschaftungsauflagen nach § 13a ()
i.V.m § 13a (3) Satz 2 Nr. 4. einzuhalten, siehe Pkt. 2.1.4.


https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserabstaenden.pdf
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1.3 Begriinung bei Hangneigung zu oberirdischen Gewassern

Der § 38a WHG sieht flir landwirtschaftlich genutzte Flachen mit durchschnittlicher Hangneigung von
mindestens 5 Prozent im Abstand von 20 Meter zu Gewassern vor, dass innerhalb eines Abstandes von
5m zur Boschungsoberkante des Gewassers eine ganzjahrig geschlossene Begriinung zu erhalten oder
herzustellen ist. Bei Gewassern ohne ausgepragte Boschungsoberkante ist die Linie des Mittelwasser-
standes mafgeblich. Ferner darf eine Bodenbearbeitung zur Erneuerung des Pflanzenbewuchses nicht
mehr als einmal innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren durchgefiihrt werden. Der erste Funfjahreszeit-
raum hat mit Ablauf des 30. Juni 2020 begonnen.

1.4  Benutzung von Grund- und Oberflaichenwasser

Betriebe, die Wasser aus einem Oberflachengewasser oder aus dem Grundwasser entnehmen wollen,
brauchen daflir grundsatzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis gemal § 8 Absatz 1 WHG in Verbindung
mit § 9 WHG von der nach Landesrecht zustandigen Wasserbehdrde. Entnimmt der Betriebsinhaber aus
Grund- oder Oberflachengewéssern Wasser zur Bewasserung der landwirtschaftlichen Flachen, benétigt
er hierfir eine wasserrechtliche Bewilligung oder Erlaubnis der zustandigen Behérden. In Brandenburg
ist der ortlich zustandige Landkreis/die kreisfreie Stadt als Untere Wasserbehérde zustandig. Wenn die
mittlere tagliche Entnahmemenge flir Oberflachenwasserentnahmen 5 000 Kubikmeter tberschreitet und
bei Grundwasserentnahmen die mittlere tagliche Entnahmemenge 2 000 Kubikmeter (iberschreitet ist das
Landesumweltamt als obere Wasserbehdrde zustandig. In Berlin ist fiir die Erlaubnis zur Entnahme aus
Gewassern 1. Ordnung (schiffbare Gewasser) sowie aus FlieBgewassern 2. Ordnung die Senatsverwal-
tung flr Umwelt, Mobilitat, Verbraucher- und Klimaschutz zustandig. Fiir die stehenden Gewassern
2. Ordnung ist das jeweilige Bezirksamt zustandig. Diese Bewilligungen oder Erlaubnisse kénnen auch
fir Gemeinschaften (z. B. Bewasserungsverband) erteilt werden.

Ebenso ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemal § 8 Absatz 1 WHG in Verbindung mit § 9 WHG not-
wendig, wenn Zahlungsempfanger ein Oberflachengewasser aufstauen. Die Art und Weise des Aufstau-
ens wird in der wasserrechtlichen Erlaubnis festgelegt und ist einzuhalten.

2 Nitratrichtlinie (GAB 2)

Betroffen sind alle Zahlungsempféanger, in deren Betrieb stickstoffhaltige Diingemittel angewen-
det oder gelagert werden.

Die Regelungen der EG-Nitratrichtlinie werden in Deutschland durch das Dingegesetz8, die Dingever-
ordnung des Bundes (DuV)7, den § 38a des Wasserhaushaltsgesetzes® und die Verordnung des Bundes
uber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV)8 umgesetzt. Zu beachten sind zu-
dem die Landerverordnungen nach § 13a der DGV (2021), in Brandenburg ist das die Brandenburgische
Diingeverordnung vom 28. November 2022 (BbgDiV), geandert durch Verordnung vom 8. Januar 2024
(GVBL.II/24, [Nr. 4], S.1, GVBI.II/24, [Nr. 4], S.3) .



https://bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/76/GVBl_II_04_2024.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_04_2024-Anhang.pdf
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2.1 Generelle Vorgaben fiir die Dingung mit stickstoffhaltigen Diingemitteln

Die Dingeverordnung vom 26. Mai 2017 (BGBI. | S. 1305), die zuletzt durch Artikel 97 des Gesetzes vom
10. August 2021 (BGBI. | S. 3436) geandert worden ist, stellt folgende Anforderungen an die Anwendung
von N-Diingemitteln und anderen stickstoffhaltigen Stoffen:

2.1.1 Diingebedarfsermittlung

e Vor dem Aufbringen von wesentlichen Nahrstoffmengen an Stickstoff, das hei3t einer zugefiihr-
ten Nahrstoffmenge je Hektar und Jahr von mehr als 50 Kilogramm Stickstoff (Gesamtstickstoff),
mit DUngemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten oder Pflanzenhilfsmitteln ist der Diingebe-
darf der Kultur fir jeden Schlag oder jede Bewirtschaftungseinheit nach den Vorgaben des § 4
der DUV zu ermitteln und aufzuzeichnen®. Dazu sind die Stickstoffoedarfswerte der Kultur nach
Anlage 4 der DUV heranzuziehen sowie die im Boden verfligbaren Nahrstoffmengen zu ermit-
teln'0. Dies kann durch Untersuchung reprasentativer Proben oder nach Empfehlung der zustan-
digen Landesstelle LELF erfolgen.

e Befreit bzw. ausgenommen von der Pflicht zur Erstellung und Aufzeichnung einer Diingebedarfs-
ermittlung sind

= Flachen, auf denen nur Zierpflanzen oder Weihnachtsbaumkulturen angebaut werden, Baum-
schul-, Rebschul-, Strauchbeeren- und Baumobstflachen, nicht im Ertrag stehende Dauerkul-
turflachen des Wein- und Obstbaus sowie Flachen, die der Erzeugung schnellwiichsiger
Forstgeholze zur energetischen Nutzung dienen,

Flachen mit ausschlieRlicher Weidehaltung bei einem jahrlichen Stickstoffanfall (Stick-
stoffausscheidungen) an Wirtschaftsdlingern tierischer Herkunft von bis zu 100 Kilo-
gramm je Hektar, wenn keine zusatzliche Stickstoffdiingung erfolgt,

Betriebe, die auf keinem Schlag mehr als 50 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar und
Jahr oder 30 Kilogramm Phosphat (P20s) je Hektar und Jahr (auch in Form von Abfallen
nach Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz) diingen,

Betriebe, die

o  weniger als 15 Hektar landwirtschaftlich genutzter Flache bewirtschaften (ab-
zlglich der unter den ersten beiden Spiegelstrichen genannten Flachen),

o hochstens bis zu zwei Hektar Gemuse, Hopfen, Wein oder Erdbeeren an-
bauen,

o einen jahrlichen Nahrstoffanfall aus Wirtschaftsdingern tierischer Herkunft
von nicht mehr als 750 Kilogramm Stickstoff aufweisen und

o keine auBerhalb des Betriebes anfallenden Wirtschaftsdiinger sowie organi-
schen und organisch-mineralischen Diingemittel Gbernehmen oder aufbrin-
gen, bei denen es sich um Garriickstande aus dem Betrieb einer Biogasan-
lage handelt.

Zur Inanspruchnahme dieser letztgenannten Ausnahme missen alle der vier
aufgezahlten Punkte erfilllt sein.
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Der je Schlag oder je Bewirtschaftungseinheit ermittelte und aufgezeichnete Diingebedarf ist bis
zum Ablauf des 31. Marz des der Diingebedarfsermittlung folgenden Kalenderjahres zu einer
jahrlichen betrieblichen Gesamtsumme zusammenzufassen. Die jahrliche betriebliche Gesamt-
summe des Diingebedarfs ist nach MaRgabe der Anlage 2 in dieser Broschiire (entspricht Anlage
5 der DUV) aufzuzeichnen.

Weitere Informationen sind auf den Seiten des LELF abrufbar unter:

https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/

2.1.2 Grundsatze fir die Anwendung

Der ermittelte Diingebedarf darf im Rahmen der Diingungsmalnahmen nicht (iberschritten wer-
den'. Teilgaben sind zulassig. Nur wenn aufgrund nachtraglich eintretender Umstande, insbeson-
dere Bestandsentwicklung oder Witterungsereignisse, ein héherer Diingebedarf besteht, darf der
ermittelte Dingebedarf um hdchstens 10 Prozent Gberschritten werden. In einem solchen Fall ist
der Diingebedarf firr jeden Schlag oder jede Bewirtschaftungseinheit nach MalRgabe der zustandi-
gen Landesstelle LELF erneut zu ermitteln und einschliellich der Griinde fir den héheren Diinge-
bedarf aufzuzeichnen.

Das Aufbringen von Dingemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten oder Pflanzenhilfsmitteln darf
nur erfolgen, wenn vor dem Aufbringen ihre Gehalte an Gesamtstickstoff, verfligbarem Stickstoff
oder Ammoniumstickstoff dem Betriebsinhaber auf Grund vorgeschriebener Kennzeichnung be-
kannt sind, auf Grundlage von Daten der zustandigen Stelle (LELF) vom Betriebsinhaber ermittelt
oder durch wissenschaftlich anerkannte Messmethoden vom Betriebsinhaber oder in dessen Auf-
trag festgestellt worden sind*2.

Weitere Informationen sind auf den Seiten des LELF abrufbar unter:

https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duen-
qung/

2.1.3 Aufnahmefahigkeit der Boden

Stickstoffhaltige Diingemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate oder Pflanzenhilfsmittel diirfen nicht auf
uberschwemmten, wassergesattigten, gefrorenen oder schneebedeckten Bdden aufgebracht werdens,

2.1.4 Abstinde zu oberirdischen Gewassern

Bei der Aufbringung von stickstoffhaltigen Dungemitteln, Bodenhilfsstoffen, Kultursubstraten und
Pflanzenhilfsmitteln ist ein direkter Eintrag in Oberflachengewasser durch Einhaltung eines ausrei-
chenden Abstands zwischen dem Rand der durch die Streubreite bestimmten Ausbringungsflache
und der Béschungsoberkante zu vermeiden'. Dieser Abstand betragt in Brandenburg auf ebenen
Flachen (< 5 Prozent Hangneigung) (wegen Nichtausweisung eutrophierter Gebiete (Phosphor-Ku-
lisse) mindestens 5 Meter. Wenn Ausbringungsgeréate verwendet werden, bei denen die Streubreite
der Arbeitsbreite entspricht oder eine Grenzstreueinrichtung haben, betrégt er mindestens 1 Meter.


https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/
https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/
https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/
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Innerhalb eines Abstands von einem Meter zur Boschungsoberkante dirfen keine Diingemittel auf-

gebracht werden. Ferner ist zu vermeiden, dass diese Dingemittel in oberirdische Gewasser abge-
schwemmt werden. Wichtiger Hinweis: Unabhangig von den Regelungen der Dingeverordnung er-
fordern die Regelungen bei GLOZ 4, dass ein Mindestabstand von 3 Metern zu oberirdischen
Gewassern eingehalten wird. Die Ausbringung von Diingemitteln in einem Abstand von weniger
als 3 Metern zu oberirdischen Gewassern stellt damit bei GLOZ 4 einen zu sanktionierenden VerstoR
dar, und zwar auch dann, wenn die Ausbringung mit einem Gerat mit Grenzstreueinrichtung erfolgen
sollte.

Es besteht ein absolutes Aufbringungsverbot von stickstoffhaltigen Diingemitteln, Bodenhilfsstof-
fen, Kultursubstraten und Pflanzenhilfsmitteln auf Flachen mit Hangneigung zu Gewassern

innerhalb eines Abstandes von 3 Metern zur Bdschungsoberkante eines Gewassers bei
durchschnittlicher Hangneigung von mindestens 5 Prozent im 20 Meter Bereich,
innerhalb eines Abstandes von 10 Metern (in Brandenburg wegen Nichtausweisung eutrophierter
Gebiete (Phosphor-Kulisse) zur Béschungsoberkante eines Gewassers bei durchschnittlicher
Hangneigung von mindestens 10 Prozent im 20 Meter Bereich,
innerhalb eines Abstandes von 10 Metern zur Béschungsoberkante eines Gewassers bei
durchschnittlicher Hangneigung von mindestens 15 Prozent im 30 Meter Bereich.

Zusétzlich gelten auf bestellten oder unbestellten Ackerflachen mit Hangneigung zu Gewassern
innerhalb eines Abstandes von 3 Metern bis 20 Metern zur Béschungsoberkante eines Ge-
wassers bei Hangneigung von durchschnittlich mindestens 5 Prozent im 20 Meter Bereich,

innerhalb eines Abstandes von 10 Metern bis 20 Metern (in Brandenburg wegen der Nichtaus-

weisung eutrophierter Gebiete (Phosphor-Kulisse) zur Béschungsoberkante eines Gewassers
bei Hangneigung von durchschnittlich mindestens 10 Prozent im 20 Meter Bereich,
innerhalb eines Abstandes von 10 Metern bis 30 Metern zur Béschungsoberkante eines Ge-
wassers bei Hangneigung von durchschnittlich mindestens 15 Prozent im 30 Meter Bereich

folgende besondere Anforderungen:

Auf unbestellten Ackerflachen sind diese Stoffe vor der Aussaat oder Pflanzung sofort ein-
zuarbeiten.
Auf bestellten Ackerflachen:

Bei Reihenkulturen (Reihenabstand von 45 Zentimetern und mehr) sind diese Stoffe sofort
einzuarbeiten, sofern keine entwickelte Untersaat vorhanden ist.

Bei allen anderen Kulturen muss eine hinreichende Bestandsentwicklung vorliegen oder

die Flache muss mit Mulchsaat- oder Direktsaat bestellt worden sein.

Dar(ber hinaus durfen auf Ackerflachen mit einer Hangneigung zu Gewassern von durchschnitt-
lich mindestens 15 Prozent im 30 Meter Bereich, die unbestellt sind oder nicht Gber einen hinrei-
chend entwickelten Pflanzenbestand verfiigen, Diingemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate
und Pflanzenhilfsmittel nur bei sofortiger Einarbeitung auf der gesamten Ackerflache des Schia-
ges aufgebracht werden.
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e Betragt bei Flachen, die eine Hangneigung zu Gewassern von durchschnittlich mindestens
10 Prozentim 20 Meter Bereich oder von mindestens 15 Prozentim 30 Meter Bereich aufweisen,
der ermittelte Diingebedarf mehr als 80 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar, so diirfen Diinge-
mittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate und Pflanzenhilfsmittel nur in Teilgaben aufgebracht wer-
den, die jeweils 80 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar nicht tiberschreiten.

e Gegebenenfalls weitergehende landeswasserrechtliche Vorgaben sind zu beachten.

Weitere Informationen zu den Vorgaben zur Diingung an Gewassern sind auf den Seiten des LELF ab-
rufbar unter: https:/lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserabstaenden.pdf

2.1.5 Sperrzeiten
Dlngemittel mit wesentlichem Gehalt an Stickstoff (mehr als 1,5 Prozent Gesamtstickstoff in der Tro-
ckenmasse) diirfen zu den nachfolgend genannten Zeiten nicht aufgebracht werden:
a) Auf Ackerland ab dem Zeitpunkt der Ernte der letzten Hauptfrucht bis zum Ablauf des 31. Ja-
nuar. Ausnahmen:
= Bis zum Ablauf des 1. Oktober zu Zwischenfriichten, Winterraps und Feldfutter bei einer
Aussaat bis zum Ablauf des 15. September oder zu Wintergerste nach Getreidevorfrucht,
bei einer Aussaat bis zum Ablauf des 1. Oktober, jedoch insgesamt nicht mehr als 30 Ki-
logramm Ammoniumstickstoff oder 60 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar.
= Bis zum Ablauf des 1. Dezember zu GemUse-, Erdbeer- und Beerenobstkulturen.

b) Auf Grinland, Dauergrinland und auf Ackerland mit mehrjéhrigem Feldfutterbau bei
einer Aussaat bis zum Ablauf des 15. Mai in der Zeit vom 1. November bis zum Ablauf
des 31. Januar.

¢) Festmist von Huftieren oder Klauentieren oder Komposte dlirfen in der Zeit vom 1. Dezember
bis zum Ablauf des 15. Januar nicht aufgebracht werden's,

Die zustandige Behdrde (Diingebehdrden in den Amtern fiir Landwirtschaft) kann die genannten Zeit-
raume um maximal 4 Wochen verschieben, aber nicht verkiirzen'®.

2.1.6 Gerate zum Aufbringen
Gerate zum Aufbringen von Dingemitteln, Bodenbhilfsstoffen, Kultursubstraten oder Pflanzenhilfsmitteln
mussen den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechen’. Das Aufbringen von Stoffen mit
nachfolgend aufgefihrten Geraten ist verboten:

1. Festmiststreuer ohne gesteuerte Mistzufuhr zum Verteiler,

2. Gullewagen und Jauchewagen mit freiem Auslauf auf den Verteiler,

3. zentrale Prallverteiler, mit denen nach oben abgestrahlt wird,

4. Gullewagen mit senkrecht angeordneter, offener Schleuderscheibe als Verteiler zum Aufbrin-

gen von Glle und
5. Drehstrahlregner zur Verregnung von Glle.


https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Hinweise-zu-Gewaesserabstaenden.pdf
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2.1.7 Obergrenze 170 Kilogramm Gesamtstickstoff pro Hektar und Jahr im Betriebsdurchschnitt
fur alle organischen und organisch-mineralischen Diingemittel

a)

b)

d)

Im Durchschnitt der landwirtschaftlich genutzten Flachen des Betriebes (Flachen in Deutschland)
durfen auf Acker- und Grinlandflachen pro Hektar und Jahr nicht mehr als 170 Kilogramm Ge-
samtstickstoff aus organischen und organisch — mineralischen Diingemitteln, einschlieBlich Wirt-
schaftsdiingern und Garriickstanden aus dem Betrieb einer Biogasanlage, aufgebracht werden.
Der Stickstoffanfall aus der Weidehaltung ist anzurechnen’s.

Flachen, auf denen die Aufbringung von stickstoffhaltigen Dingemitteln, einschlieBlich Wirt-
schaftsdiingern, nach anderen als dingerechtlichen Vorschriften oder vertraglich verboten ist,
sind vor der Berechnung des Flachendurchschnitts von der zu berticksichtigenden Flache abzu-
ziehen.

Flachen, auf denen die Aufbringung von stickstoffhaltigen Dilingemitteln, einschlieRlich Wirt-
schaftsdlingern, nach anderen als diingerechtlichen Vorschriften (zum Beispiel Natura 2000-Ver-
ordnungen nach Landesrecht) oder vertraglich (zum Beispiel Vertragsnaturschutz oder freiwillige
Agrarumwelt- und Klimamalnahmen) eingeschrankt ist, diirfen bei der Berechnung des Flachen-
durchschnitts bis zur Hohe der Dungung bericksichtigt werden, die nach diesen anderen Vor-
schriften oder Vertragen auf diesen Flachen zulassig ist.

Im Falle vom Kompost darf die durch dieses Diingemittel aufgebrachte Menge an Gesamtstick-
stoff im Durchschnitt der landwirtschaftlich genutzten Flachen des Betriebes in einem Zeitraum
von drei Jahren bei nicht mehr als 510 Kilogramm Gesamitstickstoff je Hektar liegen.

Weitere Informationen sind auf den Seiten des LELF abrufbar unter:

https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duen-

qung/

2.1.8 Griinland, Dauergriinland und Ackerland mit mehrjahrigem Feldfutterbau

Auf Griinland, Dauergriinland und auf Ackerland mit mehrjahrigem Feldfutterbau bei einer Aussaat bis
zum Ablauf des 15. Mai durfen in der Zeit vom 1. September bis zum Beginn der Sperrzeit (1. November)
mit flissigen organischen und fliissigen organisch-mineralischen Diingemitteln mit wesentlichem Gehalt
an verfligbarem Stickstoff oder Ammoniumstickstoff nicht mehr als 80 Kilogramm Gesamtstickstoff/ha
aufgebracht werden.

2.1.9 Aufzeichnungen nach erfolgter Diingung und bei Weidehaltung

Spatestens zwei Tage nach jeder DiingemalRnahme sind aufzuzeichnen (formlos):

eindeutige Bezeichnung und GréRRe des betreffenden Schlages, der Bewirtschaftungseinheit oder
der zusammengefassten Flachen (Zusammenfassung von Gemiiseanbaukulturen ist in bestimm-
ten Fallen mdglich)

Art und Menge des aufgebrachten Stoffes

Menge der aufgebrachten Nahrstoffe, bei organischen und organisch-mineralischen Diingemitteln
im Fall von Stickstoff neben der Menge an Gesamtstickstoff auch die Menge an verfligharem
Stickstoff


https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/
https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/
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Bei Weidehaltung sind zusatzlich die Zahl der Weidetage sowie die Art und Anzahl der auf der Weide
gehaltenen Tiere nach Abschluss der Weidehaltung aufzuzeichnen; ausgenommen hiervon ist die kurz-
zeitige Beweidung von nicht im Eigentum einer Schaferin/eines Schéafers stehenden oder von ihrfihm
gepachteten Flachen (zum Beispiel Wanderschafereien).

Die aufgebrachten Mengen an Stickstoff sind bis zum Ablauf des 31. Marz des der Aufbringung folgenden
Kalenderjahres zu einer jahrlichen betrieblichen Gesamtsumme des Stickstoffeinsatzes zusammenzufas-
sen; die Gesamtsumme des Nahrstoffeinsatzes ist nach MalRgabe der Anlage 2 dieser Broschure (ent-
spricht Anlage 5 der DiV) aufzuzeichnen. Die Aufzeichnungen sind mindestens sieben Jahre aufzube-
wahren. Wer nach Punkt 2.1.1 von der Erstellung einer Dingebedarfsermittlung befreit ist, ist auch von
der Verpflichtung zur Aufzeichnung des Néhrstoffeinsatzes befreit.

Weitere Informationen sind auf den Seiten des LELF abrufbar unter:
https:/lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/

Hinweis: Zuséatzliche Anforderungen bestehen bei der Férderung von Agrarumwelt- und Klimamafinah-
men im Hinblick auf die Diingung.

2.2 Zusatzliche besondere Vorgaben fiir die Diingung mit stickstoffhaltigen Diingemitteln in mit
Nitrat belasteten Gebieten (§ 13a DiV)

Von den Landesregierungen werden auf Basis der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Ausweisung
von mit Nitrat belasteten und eutrophierten Gebieten (AVV Gebietsausweisung — AVV GeA) belastete
Gebiete ausgewiesen. In Brandenburg wurden mit der Brandenburgischen Diingeverordnung vom
28. November 2022 (BbgDiV), geandert durch Verordnung vom 8. Januar 2024 (GVBL.II/24, [Nr. 4],
S.1, GVBLII/24, [Nr. 4], S.3) mit Nitrat belastete Gebiete neu ausgewiesen (https://bravors.branden-
burg.de/verordnungen/bbgduev). Eutrophierte Gebeite (Phosphor-Kulisse) sind in Brandenburg nicht
ausgewiesen, stattdessen gelten im ganzen Land erweiterte Abstandswerte an Oberflachengewassern,
siche Punkte 1.1.4 und 2.1.4. Im Hinblick auf Flachen in den mit Nitrat belasteten Gebieten gelten bun-
desweit gemaRk DV folgende zusatzlichen Anforderungen:

e FUr Flachen in mit Nitrat belasteten Gebieten ist der jeweils ermittelte Stickstoffdingebedarf bis
zum 31. Marz des laufenden Diingejahres zu einer jahrlichen betrieblichen Gesamtsumme dieser
Flachen zusammenzufassen und aufzuzeichnen. Bei den Dingemafinahmen des Betriebes im
laufenden Dungejahr darf auf den Flachen in den mit Nitrat belasteten Gebieten im Durchschnitt
dieser Flachen nicht mehr als 80 Prozent der so ermittelten Gesamtsumme aufgebracht werden.
Als Ertragsniveau gilt in diesen Gebieten der Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2019 gemaR DUV.

(Hinweis: ausgenommen sind Betriebe, die im Durchschnitt der Flachen in mit Nitrat belasteten
Gebieten nicht mehr als 160 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar und Jahr und davon nicht
mehr als 80 Kilogramm Gesamtstickstoff aus mineralischen Diingemitteln aufbringen.)

¢ Die in einem mit Nitrat belasteten Gebiet auf einem Schlag, einer Bewirtschaftungseinheit oder
einer flr die Dingebedarfsermittlung zusammengefassten Flache aus organischen und orga-


https://lelf.brandenburg.de/lelf/de/landwirtschaft/acker-und-pflanzenbau/bodenschutz-und-duengung/
https://bravors.brandenburg.de/sixcms/media.php/76/GVBl_II_04_2024.pdf
https://bravors.brandenburg.de/br2/sixcms/media.php/76/GVBl_II_04_2024-Anhang.pdf
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nisch-mineralischen Dingemitteln, einschlieBlich Wirtschaftsdlingern, auch im Mischungen, auf-
gebrachte Menge an Gesamtstickstoff darf 170 Kilogramm je Hektar und Jahr nicht Gberschrei-
ten.

Hinweis: ausgenommen sind Betriebe, die im Durchschnitt der Flachen in mit Nitrat belasteten
Gebieten, nicht mehr als 160 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar und Jahr und davon nicht
mehr als 80 Kilogramm Gesamitstickstoff je Hektar und Jahr aus mineralischen Diingemitteln auf-
bringen.

Dingemittel mit einem wesentlichen Gehalt an Stickstoff diirfen auf Griinland, Dauergriinland
und auf Ackerland mit mehrjahrigem Feldfutterbau bei einer Aussaat bis zum 15. Mai in der Zeit
vom 1. Oktober bis zum Ablauf des 31. Januar nicht aufgebracht werden.

Festmist von Huftieren oder Klauentieren oder Komposte dlirfen in der Zeit vom 1. November bis
zum Ablauf des 31. Januar nicht aufgebracht werden auf Ackerland sowie auf Griinland, Dauer-
grinland und auf Ackerland mit mehrjahrigem Feldfutterbau bei einer Aussaat bis zum 15. Mai.

Dingemittel mit einem wesentlichen Gehalt an Stickstoff dirfen im Ansaatjahr zu Winterraps,
Wintergerste und Zwischenfrlichten ohne Futternutzung nicht aufgebracht werden. Ausgenom-
men hiervon:

—zu Winterraps max. 60 Kilogramm Gesamitstickstoff je Hektar, davon max. 30 Kilogramm Am-
monium-N, bei einem durch reprasentative Bodenprobe nachgewiesenen Bodenvorrat von
hdochstens 45 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar.

—zu Zwischenfriichten ohne Futternutzung max. 120 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar aus
Festmist von Huftieren oder Klauentieren oder Komposte

Auf Griinland, Dauergrinland und Ackerland mit mehrjahrigem Feldfutterbau bei einer Aussaat
bis zum Ablauf des 15. Mai darf in der Zeit vom 1. September bis zum Beginn des Verbotszeit-
raums (1. Oktober) nicht mehr als 60 Kilogramm Gesamtstickstoff je Hektar mit fllissigen organi-
schen und flissigen organisch-mineralischen Dungemitteln, einschlieflich flissigen Wirtschafts-
dungern, aufgebracht werden.

Im Falle des Anbaus von Kulturen mit einer Aussaat oder Pflanzung nach dem 1. Februar dirfen
Diingemittel mit wesentlichem Gehalt an Stickstoff nur aufgebracht werden, wenn auf der be-
troffenen Flache im Herbst des Vorjahres eine Zwischenfrucht angebaut wurde, die nicht vor dem
15. Januar umgebrochen wurde. Ausgenommen sind Flachen, auf denen Kulturen nach dem
1. Oktober geerntet werden und Flachen in Gebieten, in denen der jahrliche Niederschlag im
langjahrigen Mittel weniger als 550 Millimeter pro Quadratmeter betragt.

Diese Flachen sind flir Brandenburg im geobroker und im Digitalen Feldblockkataster abrufbar.



33

Dariber hinaus sind gemaf § 13a Abs. 3 der DuV folgende Verpflichtungen gemaR der BbgDuV § 1 in
den mit Nitrat belasteten Gebieten in Brandenburg zu beachten:

. Abweichend von § 3 Absatz 4 Satz 1 der Dingeverordnung darf das Aufbringen von Wirt-
schaftsdlingern sowie von organischen und organisch-mineralischen Dingemitteln, bei denen
es sich um Garruckstande aus dem Betrieb einer Biogasanlage handelt, nur erfolgen, wenn
vor dem Aufbringen ihre Gehalte an Gesamitstickstoff, verfugbarem Stickstoff oder Ammoni-
umstickstoff und Gesamtphosphat auf der Grundlage wissenschaftlich anerkannter Messme-
thoden vom Betriebsinhaber oder in dessen Auftrag festgestellt worden ist,

. abweichend von § 4 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 der Dungeverordnung ist vor dem Aufbringen
wesentlicher Mengen an Stickstoff der im Boden verfugbare Stickstoff vom Betriebsinhaber auf
jedem Schlag oder jeder Bewirtschaftungseinheit — auBer auf Griinlandflachen, Dauergriin-
landflachen und Flachen mit mehrschnittigem Feldfutterbau — flir den Zeitpunkt der Diingung,
mindestens aber einmal jahrlich, durch Untersuchung reprasentativer Proben, zu ermitteln.

Die Nitratkulisse flir Brandenburg ist abrufbar:

. Als Shape unter Nitratbelastete Gebiete nach § 13a DiV - Nitratkulisse® im Geobroker unter Ge-
ofachdaten — Landwirtschaft abrufbar unter dem Link: https://geobroker.geobasis-bb.de/searchCon-
tent.php?term=Nitratkulisse

und

. im Digitalen Feldblockkataster (DFBK) des Landes Brandenburg unter:

https://maps.brandenburg.de/WebOffice/synserver?project=DFBK_www_CORE

zur Ansicht der betroffenen Feldblocke sind Haken auf der linken Seite des Bildschirms bei Diingeverord-
nung (DuV) sowie darunter sowohl bei ,jahrlicher Niederschlag ...“ als auch bei Nitratkulisse ...“ zu set-
zen.

Weitere Informationen sind auf den Seiten des LELF abrufbar unter:

https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Information-zur-Umsetzung-der-BbgD V. pdf

2.3 Begriinung bei Hangneigung zu oberirdischen Gewassern

§38a WHG sieht fir landwirtschaftlich genutzte Flachen mit durchschnittlicher Hangneigung von
mindestens 5 Prozent im Abstand von 20 Metern zu Gewassern vor, dass innerhalb eines Abstandes von
5 Metern zur Boschungsoberkante des Gewassers eine ganzjahrig geschlossene Begriinung zu erhalten
oder herzustellen ist. Bei Gewassern ohne ausgepragte Bdschungsoberkante ist die Linie des
Mittelwasserstandes mafgeblich. Ferner darf eine Bodenbearbeitung zur Erneuerung des
Pflanzenbewuchses nicht mehr als einmal innerhalb eines Zeitraumes von 5 Jahren durchgefiihrt werden.
Der erste Fiinfjahreszeitraum hat mit Ablauf des 30. Juni 2020 begonnen.


https://geobroker.geobasis-bb.de/searchContent.php?term=Nitratkulisse
https://geobroker.geobasis-bb.de/searchContent.php?term=Nitratkulisse
https://maps.brandenburg.de/WebOffice/synserver?project=DFBK_www_CORE
https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Information-zur-Umsetzung-der-BbgDüV.pdf
https://lelf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/Information-zur-Umsetzung-der-BbgDüV.pdf
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2.4 Anforderungen an Anlagen zum Lagern und Abfullen von Jauche, Giille, Festmist, Silage
und Silagesickersaften??

Die wesentlichen Anforderungen an ortsfeste Anlagen (siehe Glossar) lassen sich wie folgt zusammen-
fassen:

a) Anlagen flr das Lagern und Abfillen von Jauche, Gulle und Silagesickersaften einschlieflich
deren Sammel-, Um- und Abfilleinrichtungen mussen bei den zu erwartenden Beanspruchungen
flissigkeitsundurchlassig, standsicher und gegen die zu erwartenden mechanischen, thermi-
schen und chemischen Einflisse widerstandsfahig sein.

b) Ein Ab- bzw. Uberlaufen des Lagergutes, dessen Eindringen in das Grundwasser, in oberirdische
Gewasser und in die Kanalisation muss zuverlassig verhindert werden.

¢) Ortsfeste Anlagen zum Lagern von Festmist/Silage sind mit einer flissigkeitsundurchlassigen
Bodenplatte zu versehen. Zur ordnungsgemafen Ableitung der Jauche ist die Bodenplatte einer
Festmistlagerstatte seitlich einzufassen. Die Anlagen sind gegen das Eindringen von Oberfla-
chenwasser aus dem umgebenden Gelande zu schiitzen. Dies gilt nicht fiir Lagerflachen, auf
denen Ballensilage (Rund-und Quaderballen) gelagert wird, wenn auf der Lagerflache keine Ent-
nahme von Silage erfolgt.

d) Sofern eine Ableitung der Jauche/des Silagesickersaftes in eine vorhandene Jauche- oder Glil-
legrube nicht mdglich ist, ist eine gesonderte Sammeleinrichtung vorzusehen.

e) Das Fassungsvermdgen von Anlagen zur Lagerung von Wirtschaftsdlingern (zum Beispiel: Jau-
che, Gillle und Festmist) sowie Garriickstanden aus dem Betrieb einer Biogasanlage zuzliglich
gegebenenfalls weiterer Einleitungen (zum Beispiel Silagesickersafte) muss groler sein, als die
erforderliche Kapazitat wahrend des langsten Zeitraumes, in dem das Ausbringen auf landwirt-
schaftliche Flachen verboten ist20. Es muss auf die Belange des jeweiligen landwirtschaftlichen
Betriebes und des Gewasserschutzes abgestimmt sein. Eine ordnungsgemafie landwirtschaftli-
che Verwertung oder Ausbringung des Inhaltes nach der Dungeverordnung muss gewahrleistet
sein.

/) Betriebe, die flissige Wirtschaftsdiinger (zum Beispiel Jauche oder Giille) oder feste oder fliis-
sige Garriickstande erzeugen, missen sicherstellen, dass sie mindestens die in einem Zeitraum
von sechs Monaten anfallenden flissigen Wirtschaftsdiinger oder Géarrlickstande sicher lagern
kénnen?!. Betriebe, die Wirtschaftsdlinger (inklusive Géarrlickstande) erzeugen und mehr als drei
GroRvieheinheiten je Hektar landwirtschaftlich genutzter Flachen halten oder iiber keine eigenen
Aufbringungsflachen verfligen, haben seit dem 1. Januar 2020 sicherzustellen, dass sie mindes-
tens die in einem Zeitraum von neun Monaten anfallenden flissigen Wirtschaftsdiinger oder Gar-
rickstande sicher lagern kénnen. Soweit der Betrieb nicht selbst tiber die erforderlichen Anlagen
zur Lagerung verflgt, hat der Betriebsinhaber durch schriftliche vertragliche Vereinbarungen mit
einem Dritten sicherzustellen, dass die das betriebliche Fassungsvermdgen Ubersteigende
Menge dieser Stoffe Uberbetrieblich gelagert oder verwertet wird.

g) FurFestmist von Huftieren oder Klauentieren oder flir Komposte ist eine Lagerkapazitat von zwei
Monaten22sicher zu stellen.
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3 Vogelschutzrichtlinie (GAB 3)

Betroffen sind alle Zahlungsempfanger

Allgemeine Regelung

Die EU-Mitgliedstaaten sind nach den Bestimmungen der Vogelschutzrichtlinie2? zur Erhaltung und Wie-
derherstellung von Lebensraumen fiir alle europaischen wildlebenden Vogelarten in oder aufierhalb von
Schutzgebieten verpflichtet.24 Konkrete Rechtspflichten ergeben sich fiir landwirtschaftliche Betriebe ins-
besondere aus:

a) dem Gebietsschutz des Netzes ,Natura 20002

b) dem Artenschutz?6,

c) dem Beseitigungsverbot bestimmter Landschaftselemente?’,
d) dem gesetzlichen Biotopschutz? und

e) den Vorgaben der Eingriffsregelung?.

Ordnungsgemal durchgeflhrte Pflegemalinahmen, durch die geschitzte Lebensraume dauerhaft erhal-
ten bleiben, sind zulassig.

In der Regel ist davon auszugehen, dass fir die Erhaltung der Lebensraume der européischen wildleben-
den Vogelarten Hecken oder Knicks, Baumreihen, Feldgehdlze, Feuchtgebiete (siehe Glossar) und Ein-
zelbaume, wie sie in Kapitel Il Nr. 6 definiert werden, besonders wichtig sind. Fiir diese Landschaftsele-
mente gilt das Beseitigungsverbot auch aulerhalb von Schutzgebieten. Dariiber hinaus gehende Verbote
der Zerstorung oder erheblichen Beeintrachtigung von geschlitzten Biotopen (§ 30 BNatSchG), von aus-
gewiesenen Naturdenkmalen (§ 28 BNatSchG) oder geschiitzten Landschaftsbestandteilen (§ 29
BNatSchG) bleiben gleichwohl zu beachten.

Soweit Flachen in einem Vogelschutzgebiet bewirtschaftet werden, ergeben sich zusatzliche Bewirtschaf-
tungsvorgaben oder -auflagen, durch Schutzgebietsverordnungen, aufgrund des Nationalparkgesetzes
und aufgrund der allgemeinen Schutzvorschriften des § 33 BNatSchG, nach denen die Bewirtschaftung
nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen eines Natura 2000-Gebietes in seinen fiir die Erhaltungsziele
oder den Schutzzweck mafRgeblichen Bestandteilen flihren darf.

Vogelschutzspezifische Auflagen aus Projektgenehmigungen unabhangig von der Lage des Projektes
innerhalb oder aullerhalb von Schutzgebieten, sind ebenfalls zu beachten.

Besonderheiten fiir Schutzgebiete3?

Vogelschutzgebiete sind in Brandenburg durch Rechtsvorschriften gesichert. Bei der Landwirtschaft in
Vogelschutzgebieten sind die allgemeinen Schutzvorschriften des § 33 BNatSchG bzw. die Regelungen
der entsprechenden Verordnungen und des Nationalparkgesetzes zu beachten.

Hieraus konnen sich beispielsweise Einschrankungen ergeben, die:
a) den Dinger- und Pflanzenschutzmitteleinsatz,

b) den Mahdzeitpunkt,
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¢) das Umbruchverbot von Grinlandflachen,
d) die Veranderung des Wasserhaushaltes, vor allem in Feuchtgebieten, oder
e) die Unterhaltung von Gewassern
f) die Nutzungsanderung von Flachen
betreffen.

Eine landwirtschaftliche Nutzungsanderung kann ein Projekt darstellen und ist in diesem Fall nach § 34
Abs. 6 BNatschG bei der Unteren Naturschutzbehorde vor Durchfihrung anzuzeigen. Dies gilt auch flr
weitere Vorhaben, wie genehmigungsfreie Vorhaben nach § 61 BbgBO (z.B. Errichtung von Gewachs-
hausern, Folientunneln oder Schutzhitten, Wildzaunen, unbefestigten Lagerplatzen flr land- oder forst-
wirtschaftliche Erzeugnisse oder Aufschittungen zur landwirtschaftlichen Bodenverbesserung).

Nahere Informationen erhalten Sie bei den Unteren Naturschutzbehorden in den Landkreisen und kreis-
freien Stadten.

4 FFH-Richtlinie (GAB 4)

Betroffen sind alle Zahlungsempfanger

Weitere Grundanforderungen an den Betrieb im Bereich des Umweltschutzes sind in der Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (FFH-Richtlinie3') geregelt.

Die Mitgliedstaaten missen die zahlen- und flachenmalig geeignetsten Gebiete zu FFH-Gebieten erkla-
ren, die notigen ErhaltungsmaBnahmen fir die in den FFH-Gebieten vorkommenden Lebensraumtypen
und Arten festlegen und geeignete rechtliche, administrative oder vertragliche MaRnahmen ergreifen, um
die Erhaltungsziele zu erreichen.?2 Die Lander kdnnen erganzende Regelungen im Landesrecht umset-
zen. Die Richtlinie verlangt geeignete MalRnahmen, um in den Schutzgebieten die Verschlechterung der
natlrlichen Lebensraume und Habitate der Arten sowie Storungen der relevanten Arten zu vermeiden.33

Soweit Flachen in einem FFH-Gebiet bewirtschaftet werden, ergeben sich zusatzliche Bewirtschaftungs-
vorgaben oder -auflagen durch Schutzgebietsverordnungen,

Erhaltungszielverordnungen, vertragliche Vereinbarungen34 und aufgrund der allgemeinen Schutzvor-
schriften des § 33 BNatSchG, nach denen die Bewirtschaftung nicht zu erheblichen Beeintrachtigungen
eines Natura-2000-Gebietes in seinen fur die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck mafRgeblichen Be-
standteilen flihren darf.

Eine landwirtschaftliche Nutzungsanderung kann ein Projekt darstellen und ist in diesem Fall nach § 34
Abs. 6 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehdrde vor Durchflinrung anzuzeigen. Dies gilt auch flr
weitere Vorhaben, wie genehmigungsfreie Vorhaben nach § 61 BbgBO (z. B. Errichtung von Gewéachs-
hausern, Folientunneln oder Schutzhiitten, Wildzaunen, unbefestigten Lagerplatzen fiir land- oder forst-
wirtschaftliche Erzeugnisse oder Aufschiittungen zur landwirtschaftlichen Bodenverbesserung).
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Naturschutzrechtlich besonders geschutzte Lebensraumtypen des Grinlandes der Fauna-Flora-Habitat-
(FFH-)Richtlinie, Lebensraume der Arten, die unter die FFH- und Vogelschutz-Richtlinie fallen, sowie wei-
tere naturschutzrechtlich geschitzte Flachen dirfen grundsatzlich nicht umgebrochen oder erheblich be-
eintrachtigt werden. Bitte wenden Sie sich in Zweifelsfallen vorab an das LELF-Referat 42.

FFH-spezifische Auflagen aus Projektgenehmigungen sind, unabhangig von der Lage des Projektes in-
nerhalb oder auflerhalb von Schutzgebieten, ebenfalls zu beachten.

5 Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit (GAB 5)

Betroffen sind alle Zahlungsempféanger, die Lebens- oder Futtermittel erzeugen und in Verkehr
bringen oder Tiere fiittern, die der Lebensmittelgewinnung dienen.

Die Basisverordnung zur Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit®® gilt unmittelbar und bedarf keiner na-
tionalen Umsetzung. Sie wird unter anderem konkretisiert durch bestimmte Verordnungen zur Lebens-
mittelhygiene3¢ sowie zur Futtermittelnygiene.3” Diese Verordnungen weisen jedem Landwirt als Le-
bensmittel- bzw. Futtermittelunternehmer die Verantwortung flr die Erzeugung und das Inverkehrbringen
sicherer Lebens- und Futtermittel zu.

5.1 Vorgaben zur Futtermittelsicherheit

5.1.1 Produktion sicherer Futtermittel38

Landwirte als Futtermittelunternehmer missen auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstufen
in den von ihnen zu kontrollierenden Unternehmen dafiir sorgen, dass die Futtermittel die Anforderungen
des Futtermittelrechts erflllen, die fir ihre Tatigkeit gelten und die Einhaltung der Anforderungen Gber-
prifen.

Futtermittel, die nicht sicher sind, dlrfen nicht in den Verkehr gebracht oder an zur Lebensmittelgewin-
nung dienende Tiere verfittert werden. Futtermittel gelten als nicht sicher in Bezug auf den beabsichtigten
Verwendungszweck, wenn davon auszugehen ist, dass sie

¢ die Gesundheit von Mensch oder Tier beeintrachtigen kdnnen oder

® Dbewirken, dass die Lebensmittel, die aus den der Lebensmittelgewinnung dienenden Tieren her-
gestellt werden, als nicht sicher flir den Verzehr durch den Menschen anzusehen sind.

So ist beispielsweise bei einem Nachweis unzulassiger oder verbotener Stoffe in Futtermitteln oder bei
einem Nachweis unerwiinschter Stoffe in Futtermitteln oberhalb geltender Hochstgehalte zu prifen, ob
dadurch die Gesundheit von Mensch oder Tier beeintrachtigt werden kann oder ob dadurch die Lebens-
mittel, die aus den der Lebensmittelgewinnung dienenden Tieren hergestellt werden, als nicht sicher fir
den Verzehr durch den Menschen anzusehen sind.

Gemal den futtermittelrechtlichen Bestimmungen gelten insbesondere Verbote oder Hochstgehalte fir
folgende Stoffe:
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Unzulassige Stoffe, zum Beispiel:

¢ nicht bestimmungsgemafier Gebrauch / Verschleppung von Futtermittelzusatzstoffen,
o \erwendung nicht mehr zugelassener Futtermittelzusatzstoffe,

¢ Verschleppung / Kreuzkontamination pharmakologisch wirksamer Substanzen (zum Beispiel Tier-
arzneimittel oder Arzneifuttermittel),

Unerwiinschte Stoffe, zum Beispiel:

Schwermetalle (zum Beispiel Blei, Cadmium, Arsen, Quecksilber),

Dioxine, dioxinahnliche PCB,

Chlorierte Kohlenwasserstoffe (zum Beispiel DDT, Chlordan),

Mutterkorn, Aflatoxin B1,

Verschleppung/Kreuzkontamination von Kokzidiostatika in Futtermitteln fur Nichtzieltierarten,
¢ Riickstande von Pestiziden.

Verbotene Stoffe nach Anhang Ill der Verordnung (EG) Nr. 767/2009, zum Beispiel:

e Kot und Urin,
e \/erpackung und Verpackungsteile,
e Saatgut (gebeizt).

Unabhangig von Hochstgehalten fiir unerwiinschte Stoffe nach der Richtlinie 2002/32/EG durfen Futter-
mittel auch keine Rickstande von Pestiziden enthalten, die die Hochstgehalte geman Artikel 18 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 396/2005 uberschreiten.

5.1.2 Information der Behorden, Riickruf und Riicknahme von Futtermitteln3?

Hat ein Landwirt als Futtermittelunternehmer konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass ein von ihm eingefiihr-
tes, erzeugtes, hergestelltes oder an andere abgegebenes Futtermittel die Anforderungen an die Futter-
mittelsicherheit nicht erfiillt, muss er dies der zustandigen Behdrde unverziiglich mitteilen. Erfolgt diese
Meldung nicht, liegt ein VerstoR bei der Konditionalitat vor. Er muss dariiber hinaus unverziiglich Verfah-
ren einleiten, um diese Futtermittel mit Unterstitzung von Handel und Vertrieb vom Markt zu nehmen.
Die Mitteilung an die Behorde darf nicht zu einer strafrechtlichen Verfolgung oder fiir ein Verfahren nach
dem Ordnungswidrigkeitengesetz gegen den meldenden Landwirt als Futtermittelunternehmer verwendet
werden.

5.1.3 Riickverfolgbarkeit40

Die Riickverfolgbarkeit von Futtermitteln muss sichergestellt werden. Dazu muss dokumentiert werden,
von wem der landwirtschaftliche Betrieb Futtermittel erhalten oder an wen er sie abgegeben hat. Das gilt
auch dann, wenn der Erwerb oder die Abgabe unentgeltlich war. Der Betriebsinhaber kann diese Anfor-
derung mit einer geordneten Dokumentation der Wareneingange und -ausgénge erflllen. Die Art der
Dokumentation muss es aber erlauben, den Behdrden im Bedarfsfall Gber Lieferanten oder Abnehmer
schnell und zuverlassig Auskunft zu erteilen. Die Dokumentation kann zum Beispiel in Form von Liefer-
papieren erfolgen, die so geordnet abgelegt sind, dass Lieferanten oder Abnehmer, auch in Bezug auf
einen bestimmten Zeitraum, identifiziert werden kénnen. Die Dokumentation sollte neben dem Namen



39

und der Anschrift eines Lieferanten oder Abnehmers auch eine zur Identifizierung des Produktes ausrei-
chende Bezeichnung und seine Menge umfassen.

Zu den Dokumentationspflichten von Futtermitteln, die aus betriebseigener Erzeugung stammen (Primar-
produktion) und innerbetrieblich verwendet werden, wird auf Kapitel Ill Nr. 5.2.4 hingewiesen.

Fur Futtermittelunternehmer, die sich nicht auf der in Artikel 5 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 183/2005
erwahnten Stufe der Futtermittelprimarproduktion befinden, gelten unter anderem fir die Sicherung der
Ruckverfolgbarkeit von Futtermitteln weiter spezifizierte Anforderungen nach der Verordnung.

5.1.4 Anforderungen an die Futtermittelhygiene#!

Bei der Primarproduktion von Futtermitteln sind durch den Betriebsinhaber bestimmte Dokumentations-
pflichten zu erfiillen. Die Buchfilhrung muss insbesondere Aussagen enthalten tber die Verwendung von
Pflanzenschutzmitteln und Bioziden. Deshalb miissen Belege vorhanden sein, die Uber die Verwendung
von Pflanzenschutzmitteln und Bioziden Aufschluss geben. Hierzu zahlen zum Beispiel auch Liefer-
scheine oder Kaufbelege, mit deren Hilfe nachvollzogen werden kann, ob entsprechende Mittel bei der
Primarproduktion Anwendung fanden (s. auch Kapitel 11l Nr. 8.4 — Aufzeichnungspflicht nach Pflanzen-
schutzgesetz).

Zu dokumentieren ist weiterhin die Verwendung von gentechnisch verandertem Saatgut.*2

Zugekaufte Futtermittel diirfen nur von Betrieben stammen, die registriert oder zugelassen sind. Jeder
Betriebsinhaber muss sicherstellen, dass er diese Anforderung erfiillt. Er kann sich zum Beispiel zusi-
chern lassen, dass die ihn beliefernden Betriebe Uiber eine Registrierung und/oder Zulassung verfligen.43
Fir die Uberpriifung der Angaben zum Futtermittellieferanten ist das verdffentlichte Register unter der
Adresse www.bmel.de/futtermittel aufzufinden.

Verwenden Betriebsinhaber Futtermittel aus ihrem eigenen Betrieb, miissen auch sie bei der zustandigen
Behérde als Futtermittelunternehmen registriert und/oder zugelassen sein.4¢ Anderungen bei den Anga-
ben zum bereits registrierten Betrieb, z.B. durch Inhaberwechsel, Griindung einer GbR, Neuaufnahme
von Tatigkeiten oder BetriebsschlieBung sind den zustandigen Futtermitteliiberwachungsbehdrden-in
Brandenburg des jeweiligen Landkreises oder kreisfreie Stadt, in Berlin dem Veterinar- und Lebensmit-
telaufsichtsamt Marzahn-Hellersdorf- vom Futtermittelunternehmer zu melden.

Futtermittel miissen getrennt von Chemikalien und anderen in der Tierernahrung verbotenen Erzeugnis-
sen gelagert werden. Lagerbereiche und Behalter flr Futtermittel missen sauber und trocken gehalten
sowie regelmaRig gereinigt werden, um unnétige Kreuzkontaminationen zu vermeiden. Arzneifuttermittel
und Futtermittel ohne Arzneimittel, die fir unterschiedliche Tierkategorien oder —arten bestimmten sind,
mussen so gelagert werden, dass das Risiko der Fiitterung an Tiere, fiir die sie nicht bestimmt sind,
verringert wird.45

Abfalle und gefahrliche Stoffe sind so sicher zu lagern und zu handhaben, dass eine gefahrliche Konta-
mination von Futtermitteln verhindert wird.46

Der Betriebsinhaber muss die Ergebnisse einschlagiger Analysen von Primarerzeugnisproben oder sons-
tiger Proben ber(cksichtigen, die fur die Futtermittelsicherheit von Belang sind.


http://www.bmel.de/futtermittel
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5.2 Vorgaben zur Lebensmittelsicherheit

5.2.1 Produktion sicherer Lebensmittel4’

Landwirte als Lebensmittelunternehmer missen auf allen Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsstu-
fen in den ihrer Kontrolle unterstehenden Unternehmen dafiir sorgen, dass die Lebensmittel die Anforde-
rungen des Lebensmittelrechts erfiillen und die Einhaltung dieser Anforderungen Uberprufen. Relevant
sind die lebensmittelrechtlichen Bestimmungen, die fur die landwirtschaftliche Tatigkeit gelten.8

Lebensmittel, die nicht sicher sind, durfen nicht in Verkehr gebracht werden. Der Betriebsinhaber muss
deshalb auch prifen, ob die Lebensmittelsicherheit gewahrleistet ist, wenn ihm Tatsachen bekannt wer-
den, die die Sicherheit der von ihm produzierten Lebensmittel nachteilig beeinflussen konnten.

Lebensmittel gelten als nicht sicher, wenn davon auszugehen ist, dass sie gesundheitsschadlich oder
nicht zum Verzehr durch den Menschen geeignet sind:4°

e Eine Gesundheitsschadlichkeit kann erfahrungsgemal bei Produkten aus der Primarproduktion
durch Rickstande von Pflanzenschutzmitteln und Bioziden, pharmakologisch wirksamen Substan-
zen, Kontamination mit Dioxinen, Polychlorierten Biphenylen, Polyzyklischen Aromatischen Koh-
lenwasserstoffen, Schwermetallen, Mykotoxinen, Nitrat oder durch mikrobiologische Belastungen
(Krankheitserreger) ausgeldst werden. Die Gesundheitsschadlichkeit von Lebensmitteln wird
durch Untersuchung und wissenschaftliche Bewertung des Ergebnisses nachgewiesen.

e Zum Verzehr nicht geeignet sind Lebensmittel, wenn sie infolge einer Kontamination mit Fremd-
stoffen oder auf sonstige Weise, durch Faulnis, Verderb oder Zersetzung, nicht fir den Verzehr
durch den Menschen akzeptabel sind. Auch zur Feststellung der Nichteignung zum Verzehr sind
Untersuchungen erforderlich soweit nicht die sensorischen Eigenschaften (zum Beispiel fauliger
Geruch, verschimmeltes Produkt) die Nichteignung begriinden.

Die Anwendung der guten landwirtschaftlichen Praxis unter Beachtung der allgemeinen Hygienegrund-
satze (Schutz vor Kontamination, angemessene Sauberkeit) filhrt im Allgemeinen zu sicheren Lebens-
mitteln. Fehlerhafte Produktionsmethoden (zum Beispiel Uberdosierung von Pflanzenschutzmitteln oder
Anwendung von verschreibungspflichtigen Tierarzneimitteln ohne tierarztliche Behandlungsanweisung)
sowie individuelle Situationen (zum Beispiel besondere Bodenbelastungen oder besondere Emissions-
quellen, Krankheitsausbriiche im Bestand) konnen aber dazu fiihren, dass die produzierten Lebensmittel
nicht mehr sicher sind.

Unabhéngig davon dirfen in Lebensmitteln folgende Riickstande nicht enthalten sein:

a) Tierarzneimittel, die die Hochstmengen gemal Tabelle 1 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr.
37/2010 Uberschreiten,

b) Stoffe, die nicht in Tabelle 1 dieser Verordnung gelistet sind (nicht zugelassene Tierarzneimittel),

¢) verbotene Stoffen gemaR Tabelle 2 des Anhangs der Verordnung (EU) Nr. 37/2010 sowie

d) Pflanzenschutzmittel, die die Hochstgehalte gemal Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 396/2005
uberschreiten.
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In allen Fallen kann sich der Betriebsinhaber beraten lassen (zum Beispiel von Berufsverbanden oder
den nach Landesrecht zustandigen Behdrden), um die notwendigen MaBnahmen zur Gewahrleistung der
Lebensmittelsicherheit und weitere Handlungsoptionen (zum Beispiel Verwertung auBerhalb des Lebens-
mittelbereichs) abzustimmen.

5.2.2 Information der Behorden, Riickruf und Riicknahme von Lebensmittelns?

Landwirte als Lebensmittelunternehmer sind verpflichtet, Lebensmittel vom Markt zu nehmen und die flr
Lebensmittelliberwachung zustandige Behdrde dartber zu informieren, wenn sie Grund zu der Annahme
haben, dass ein von ihnen erzeugtes Lebensmittel nicht sicher ist. Sofern das Lebensmittel bereits den
Verbraucher erreicht hat, muss der Landwirt als Lebensmittelunternehmer einen Riickruf einleiten.5! Die
Mitteilung an die Behorde darf nicht zu einer strafrechtlichen Verfolgung oder flr ein Verfahren nach dem
Ordnungswidrigkeitengesetz gegen den meldenden Landwirt als Lebensmittelunternehmer verwendet
werden.

5.2.3 Riickverfolgbarkeit®2

Bei einer Gesundheitsgefahr durch Lebensmittel ist die Identifizierung der betroffenen Chargen zur Riick-
nahme der Produkte vom Markt die wichtigste MaRnahme zum Schutz der Verbraucher. Landwirte als
Lebensmittelunternehmer haben deshalb die Riickverfolgbarkeit der Lebensmittel und der der Lebens-
mittelgewinnung dienenden Tiere sicher zu stellen.

Fir Lebensmittel muss dokumentiert werden, von wem der landwirtschaftliche Betrieb sie erhalten und/o-
der an wen er sie abgegeben hat. Nur die Abgabe an den Endverbraucher ist von der Dokumentations-
pflicht ausgenommen.

Die Art der Dokumentation ist nicht vorgeschrieben, sie muss aber erlauben, den Behdrden im Bedarfsfall
uber Lieferanten oder Abnehmer schnell und zuverlassig Auskunft zu erteilen. Zum Beispiel kdnnen Lie-
ferpapiere so geordnet abgelegt werden, dass Lieferanten oder Abnehmer, auch in Bezug auf einen be-
stimmten Zeitraum, identifiziert werden kénnen. Die Dokumentation sollte gemaR den Bestimmungen der
Verordnung (EU) Nr. 931/201153 neben dem Namen und der Anschrift eines Lieferanten oder Abnehmers
auch eine zur Identifizierung des Produktes ausreichende Bezeichnung und seine Menge umfassen.

5.2.4 Anforderungen an die Lebensmittelhygiene5

Alle Erzeuger tierischer Lebensmittel missen die verfltterten Futtermittel nach der EG-
Lebensmittelhygieneverordnung dokumentieren.® Dies schliet auch die selbst erzeugten und selbst ver-
fltterten Futtermittel mit ein. Diese Dokumentationspflicht wird mit den Angaben zur Flachennutzung im
,Gemeinsamen Antrag" auf Direktzahlungen bzw. FérdermalRnahmen des landlichen Raums erfiillt. Die
Dokumentation aller abgegebenen und bezogenen Futtermittel hat unabhangig davon aber gesondert zu
erfolgen und wird im Rahmen der Riickverfolgbarkeit Gberpriift (siehe Kapitel Ill, Nrn. 4.2.3 und 4.1.3,
Rickverfolgbarkeit).

Weitere Anforderungen im Bereich Lebensmittelhygiene:

o Gefahrliche Stoffe (zum Beispiel Pflanzenschutzmittel, Schmiermittel) und Abfélle missen von Le-
bensmitteln generell getrennt gelagert werden, um eine Kontamination zu verhindern.
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e Ergebnisse von Analysen und einschlagige Berichte von Untersuchungen an Tieren, Proben von
diesen oder Erzeugnissen tierischen Ursprungs und Pflanzenmaterialproben miissen dokumentiert
werden. Dies kann in Form einer chronologischen Ablage eingehender Befundmitteilungen (Eigen-
untersuchungen, Behdrdenmitteilungen, tierarztliche Berichte) erfolgen.

¢ Die Ergebnisse einschlagiger Analysen von Tier- oder Pflanzenmaterialproben oder sonstiger Pro-
ben missen im weiteren Produktionsverfahren berticksichtigt werden, wenn das Ergebnis flr die
menschliche Gesundheit von Belang ist.

o Futtermittelzusatzstoffe und Tierarzneimittel sowie Pflanzenschutzmittel und Biozide sind nach den
jeweiligen Rechtsvorschriften korrekt zu verwenden. Zu den MaBnahmen, die im Rahmen des Le-
bensmittelrechts vom Tierhalter verlangt werden, zahlen insbesondere die Beachtung von Warte-
zeiten sowie die Beachtung von Verwendungsverboten bzw. -einschrankungen.

¢ Die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln und Bioziden sowie von Tierarzneimitteln ist zu doku-
mentieren. (s. auch Kapitel lll Nr. 8.4 — Aufzeichnungspflicht nach Pflanzenschutzgesetz).

e Um zu verhindern, dass durch das Einbringen neuer Tiere in den Betrieb Infektionskrankheiten, die
durch Lebensmittel auf den Menschen Ubertragbar sind, eingeschleppt werden, missen gegebe-
nenfalls Sicherheitsvorkehrungen getroffen werden (zum Beispiel durch einen Quarantanestall o-
der durch Zukauf von Tieren mit Gesundheitszeugnis). Welche Infektionserreger darunterfallen und
welche Vorkehrungen zu treffen sind, richtet sich nach den zunéchst behérdlich bestimmten Pro-
grammen zur Bek&mpfung von Zoonosen sowie nach dem Tierseuchenrecht. Die Behdrden bzw.
Berufsverbénde informieren hierliber die Betriebsinhaber.

o Der Betriebsinhaber muss geeignete AbhilfemalRnahmen treffen, wenn er (iber Probleme unter-
richtet wird, die im Rahmen der amtlichen Uberwachung festgestellt werden.

5.2.5 Milcherzeugung5’

Die Einhaltung der vorgeschriebenen Hochstgehalte flr die Anzahl somatischer Zellen und die Keimzahl
kann grundsatzlich als Hinweis auf eine hygienische Milcherzeugung verstanden werden. Die Ergebnisse
der regelmafigen Hemmstofftests im Rahmen der Rohmilchablieferung sind Teil des geeigneten Verfah-
rens, mit dem der Betriebsinhaber sicherstellt, dass die in den Verkehr gebrachte Rohmilch die zuldssigen
Ruckstandshdchstmengen fiir Antibiotika nicht berschreitet. Den Betriebsinhabern werden mit der Milch-
abrechnung die Ergebnisse der oben genannten Untersuchungen von den Molkereien mitgeteilt. Die
Milchabrechnungen bzw. die Untersuchungsergebnisse miissen systematisch (zum Beispiel zeitlich ge-
ordnet) aufbewahrt werden.

Die Anforderungen fir Rohmilch sind in Anlage 3 beschrieben.

Besondere Anforderungen an die Erzeugung von Milch ergeben sich aus der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004.

Die Anforderungen umfassen die saubere Aufbewahrung des Melkgeschirrs sowie der Raume, in denen
Milch gelagert, behandelt oder gekihlt wird. Diese sollen so gelegen und beschaffen sein, dass eine
Kontamination der Milch verhindert wird. Dazu missen Milchlagerraume vor Ungeziefer geschitzt und
von R&umen getrennt sein, in denen Tiere untergebracht sind.

Oberflachen von Ausristungsgegenstanden (wie Melkgeschirr, Behalter, Tanks etc.) missen leicht zu
reinigen und erforderlichenfalls zu desinfizieren sein. Sie missen einwandfrei in Stand gehalten werden.
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Die Oberflachen sollen deshalb aus glatten, waschbaren und ungiftigen Materialien bestehen. Nach Ver-
wendung mussen diese Oberflachen gereinigt und erforderlichenfalls desinfiziert werden. Tanks und Be-
halter zur Beforderung der Rohmilch missen mindestens einmal pro Arbeitstag gereinigt und erforderli-
chenfalls desinfiziert werden.

Die Milch muss unmittelbar nach dem Melken an einen sauberen Ort verbracht werden, an dem eine
Kontamination der Milch ausgeschlossen ist. Bei taglicher Abholung ist die Milch unverztglich auf eine
Temperatur von nicht mehr als 8 °C und bei nicht taglicher Abholung auf nicht mehr als 6 °C zu kuhlen.
Diese Temperaturanforderungen gelten nicht fir Milch, die den Vorschriften in Bezug auf die somatischen
Zellen, auf die Keimzahl sowie auf die Riickstandshochstmengen an Antibiotika bzw. auf die Gesamt-
rickstandshdchstmengen aller antibiotischer Stoffe gentigt und die innerhalb von zwei Stunden nach dem
Melken verarbeitet wird oder wenn aus technischen Griinden fiir die Herstellung bestimmter Milcherzeug-
nisse eine héhere Temperatur erforderlich ist und die zustandige Behdrde eine entsprechende Genehmi-
gung erteilt hat.

Dariiber hinaus darf Rohmilch nur von Tieren stammen,

¢ deren allgemeiner Gesundheitszustand gut ist, die keine Anzeichen von Krankheiten haben, die zu
einer Kontamination der Milch flihren kdnnten, und insbesondere keine eitrigen Genitalinfektionen,
keine Magen-Darm-Erkrankungen mit Durchfall und Fieber haben oder an einer sichtbaren Euter-
entzindung leiden und keine Euterwunden haben, die die Milch nachteilig beeinflussen konnten,

¢ denen keine nicht zugelassenen Stoffe und Erzeugnisse verabreicht wurden bzw. die keiner vor-
schriftswidrigen Behandlung im Sinne der Richtlinie 96/22/EG (siehe Kapitel Il Nr. 6) unterzogen
wurden,

e beidenen nach Verabreichung zugelassener Erzeugnisse oder Stoffe die vorgeschriebene Warte-
zeit eingehalten wurde,

e die in Bezug auf Brucellose und Tuberkulose die Vorschriften der Verordnung (EG) Nr. 853/2004,
Anhang Ill Abschnitt IX, Kapitel | Nr. 2 und 3 erfillen,

e und, sofern Ziegen mit Kiihen zusammen gehalten werden, die Ziegen auf Tuberkulose untersucht
und getestet wurden.

Tiere, die Anzeichen einer Infektionskrankheit zeigen, die durch Lebensmittel auf den Menschen Ubertra-
gen werden kann oder die eine Kontamination der Milch zur Folge haben kdnnte oder die Brucellose oder
Tuberkulose infiziert oder infektionsverdachtig sind, miissen isoliert werden, so dass eine nachteilige Be-
einflussung der Milch anderer Tiere vermieden wird.

Das Melken muss unter hygienisch einwandfreien Bedingungen®8 stattfinden, insbesondere
e mussen Zitzen, Euter und angrenzende Korperteile vor Melkbeginn sauber sein,

e missen Tiere, die infolge einer tierarztlichen Behandlung Riickstande in die Milch dbertragen konn-
ten, identifizierbar sein und diese Milch darf vor Ablauf der Wartezeit nicht fir den menschlichen
Verzehr verwendet werden.59

Die Anforderungen an die Milcherzeugung sind unabhéngig von einer voribergehenden Aussetzung der
Milchlieferung zu erflllen.
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5.2.6 Eiererzeugung®0

Eier mussen im Erzeugerbetrieb bis zur Abgabe trocken und sauber gehalten werden. Sie mlssen bis
zur Abgabe vor Fremdgeruch, StoRlen und Sonneneinstrahlung geschuitzt werden. Diese Anforderungen
sind jedoch nur flr die Konditionalitat relevant, soweit die Erzeugung nicht auf die direkte Abgabe kleiner
Mengen von Eiern an Endverbraucher oder an ortliche Betriebe des Einzelhandels zur unmittelbaren
Abgabe an den Endverbraucher im Sinne von Artikel 1 Abs. 3 Buchst. C der Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 in Verbindung mit § 5 Abs. 2 LMHV beschrankt ist (direkte Abgabe kleiner Mengen von
Primarerzeugnissen durch den Erzeuger). Das heillt wenn mehr als 350 Legehennen im Betrieb gehalten
werden und/oder die Abgabe an andere als die Endverbraucher erfolgt, ist die Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 anzuwenden und ein Verstol nach der Konditionalitat zu ahnden.

Hinweis: Auch im Falle der oben genannten ,Kleinen-Mengen-Regelung* (weniger als 350 Legehennen
im Betrieb und Abgabe der Eier an Endverbraucher) sind die oben genannten - auch in Anlage 2 der Tier-
LMHV aufgefiihrten - Bestimmungen einzuhalten. Ein Verstol ist allerdings nicht fiir die Konditionalitat
relevant, sondern wird nur nach Fachrecht sanktioniert.
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6 Richtlinie Uiber das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe in der tierischen Erzeugung
(GAB 6)

Betroffen sind alle Zahlungsempfénger, die Tiere zur Lebensmittelgewinnung halten.

Die Richtlinie tber das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer
Wirkung und von R-Agonisten in der tierischen Erzeugung®' ist in Deutschland durch die Verordnung tber
Stoffe mit pharmakologischer Wirkung (PharmStV) umgesetzt worden.

Die Anwendung von Stoffen mit thyreostatischer, 6strogener, androgener oder gestagener Wirkung sowie
von Stilbenen und R-Agonisten bei Nutztieren ist grundsatzlich verboten. Unter das Verbot fallen alle
Hormone mit einer wachstumsfordernden Wirkung. Ausnahmen von diesem Verbot sind nur in wenigen
Fallen zur therapeutischen oder tierzlchterischen Behandlung von Lebensmittel liefernden Tieren vorge-
sehen. Eine Behandlung von Masttieren ist verboten.

Die zur therapeutischen Behandlung in bestimmten Fallen zugelassenen Tierarzneimittel, die Stoffe
mit hormonaler Wirkung oder R-Agonisten enthalten, dirfen nur vom Tierarzt an eindeutig identifizierten
Nutztieren angewandt werden. Der Betriebsinhaber darf derartige Tierarzneimittel nicht besitzen. Lebens-
mittel (zum Beispiel Fleisch, Milch) diirfen von behandelten Tieren erst nach Ablauf der Wartezeit gewon-
nen werden. Eine Ausnahme hiervon besteht bei Equiden. Equidenhalter dirfen zugelassene Tierarznei-
mittel mit Altrenogest zur Behandlung von Fruchtbarkeitsstorungen sowie zugelassene Tierarzneimittel
mit R-Agonisten fur bestimmte Indikationen wie Atemwegsstorungen im Besitz haben und bei diesen Tie-
ren anwenden.

Tierarzneimittel, die zu tierzlchterischen Zwecken, wie zum Beispiel zur Brunstsynchronisation, oder zur
Vorbereitung von Spender- oder Empfangertieren fir den Embryotransfer zugelassen sind, dirfen vom
Tierarzt fur diese Indikationen verschrieben oder abgegeben werden. Tierhalter dirfen diese zugelasse-
nen Tierarzneimittel somit im Besitz haben und selber anwenden.

Generell gilt, dass die Verschreibung bzw. die Abgabe von zugelassenen Tierarzneimitteln zur therapeu-
tischen oder tierzuchterischen Behandlung durch den Tierarzt nur im Rahmen einer ordnungsgemafen
Behandlung erfolgen darf. Tierhalter miissen sich bei der Anwendung dieser Tierarzneimittel strikt an die
tierarztliche Behandlungsanweisung halten und sie durfen die Tierarzneimittel nur an eindeutig identifi-
zierte Nutztiere verabreichen.

Der mit den Arzneimitteln Ubergebene Nachweis des Tierarztes ist vom Tierbesitzer funf Jahre lang auf-
zubewahren. Die behandelten Tiere, das verabreichte Tierarzneimittel, dessen Menge sowie Wartezeit,
das Anwendungsdatum und die anwendende Person sind zu dokumentieren. Die Einhaltung der genann-
ten Verbote wird u. a. im Rahmen des Nationalen Riickstandskontrollplanes (NRKP) Uberwacht. Der
NRKP dient der Aufklarung der Ursachen von Riickstanden in Lebensmitteln tierischen Ursprungs. Dabei
stehen die Aufdeckung von illegalen Anwendungen verbotener Stoffe sowie die Uberpriifung der Einhal-
tung der festgelegten Héchstmengen fiir Riickstande von zugelassenen Tierarzneimitteln im Vorder-
grund.

Die fiir Lebensmittelliberwachung zustandige Behdrde entnimmt zielorientierte Proben zur Kontrolle auf
Rickstande pharmakologisch wirksamer Stoffe direkt in den landwirtschaftlichen Betrieben bei Tieren,
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die zur Lebensmittelgewinnung bestimmt sind (zum Beispiel Blut- und Urinproben), und in den Schlacht-
hofen bei geschlachteten Tieren (zum Beispiel Muskulatur-, Fett- oder Organproben). Die Proben werden
in amtlichen Laboratorien insbesondere auf Rickstande verbotener Stoffe sowie auf Riickstande von
zugelassenen Tierarzneimitteln untersucht. Werden verbotene Stoffe nachgewiesen, ermittelt die zustan-
dige Behdrde auf der Grundlage der Verordnung (EU) 2019/2090 sowie des Lebensmittel-, Bedarfsge-
genstande- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) die Ursachen flr die nachgewiesenen Riickstande.
Dazu gehoren auch Kontrollen im Herkunftsbetrieb des untersuchten Tieres. Bei positiven Riickstands-
ergebnissen sollen die Lander Vollzugsmalnahmen ergreifen, zum Beispiel kann die Behorde die Ab-
gabe von Tieren aus dem betroffenen Betrieb verbieten und Proben von weiteren Tieren des Bestandes
entnehmen und untersuchen lassen.

Der Nachweis von Riickstanden eines verbotenen Stoffes stellt einen Verstol gegen die Verpflichtungen
zur Einhaltung der Grundanforderungen an die Betriebsflihrung dar, es sei denn, die Ergebnisse der sich
anschlieRenden Uberpriifungen und Untersuchungen belegen, dass der Betriebsinhaber nicht fiir die Ver-
abreichung des verbotenen Stoffes verantwortlich ist. Dies kann zum Beispiel dann der Fall sein, wenn
das betroffene Tier unmittelbar vor der Entnahme der Probe erworben wurde.
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7 Regelungen zum Pflanzenschutz (GAB 7 und 8)

Betroffen sind alle Zahlungsempfénger, in deren Betrieb Pflanzenschutzmittel angewendet
werden.

Die Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Européischen Parlamentes und des Rates vom 21. Okto-
ber 2009 Uber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien
79/117/EWG und 91/414/EWG regelt unmittelbar das Inverkehrbringen und die grundsatzlichen Bedin-
gungen fur die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln. Beispielsweise ist die Anwendung von zugelas-
senen Pflanzenschutzmitteln nur in den zugelassenen oder genehmigten Anwendungsgebieten erlaubt.
Ergénzende Bestimmungen enthalten das Pflanzenschutzgesetz52 und die darauf beruhenden Verord-
nungen. Danach darf Pflanzenschutz nur nach guter fachlicher Praxis®® durchgefiihrt werden.

Aufgrund der Richtlinie 2009/128/EG des Europaischen Parlamentes und des Rates vom 21. Okto-
ber 2009 uber einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft fir die nachhaltige Verwendung von Pestiziden
ergeben sich Anforderungen im Hinblick auf die erforderliche Sachkunde der Anwender und notwendige
Prifplaketten fur Spritz- und Sprihgeréate sowie Lagerung von Pflanzenschutzmitteln und die Entsorgung
von Pflanzenschutzmitteln, die einen nicht mehr genehmigten Wirkstoff enthalten oder dessen Anwen-
dung verboten ist.

7.1 Anwendungsbestimmungen

Betriebe haben bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln unabhangig davon, ob dies in Eigen- oder
Fremdleistung erbracht wird, folgende Anforderungen einzuhalten:

e Die in der Gebrauchsanleitung beschriebenen Indikationen® (Schadorganismus, Pflanze oder
Pflanzenerzeugnis und Anwendungstermin/Entwicklungsstadium der Kultur) und Hinweise zur
sachgerechten Anwendung (z.B. Aufwandmengen, maximale Anwendungen pro Jahr, Wartezei-
ten) sind einzuhalten.

e Bei der Anwendung eines Pflanzenschutzmittels sind die festgesetzten Anwendungsbestim-
mungen zu beachten, Dabei handelt es sich um MalRnahmen zur Risikominderung. Sie um-
fassen den Schutz von Anwendern (zum Beispiel personliche Schutzausristung), Anwohnern
und unbeteiligten Dritten ebenso wie den Schutz des Naturhaushalts (z.B. Abstand zu Ge-
wéssern und Saumbiotopen).

e Esistimmer die jeweils aktuellste Fassung der Zulassung des jeweiligen Pflanzenschutzmit-
tels zu beachten, die gegebenenfalls von der Gebrauchsanleitung abweichen kann.
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Aus dem Pflanzenschutzgesetz ergeben sich folgende Anforderungen:

¢ Die behordlichen Anordnungen zur Erfillung der Anforderungen der guten fachlichen Praxis mus-
sen befolgt werden.

e Pflanzenschutzmittel dirfen auf Freilandflachen (siehe Glossar) nur angewendet werden, soweit
diese landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gartnerisch genutzt werden oder eine Ausnahme-
genehmigung vorliegt. Pflanzenschutzmittel dirfen nicht in oder unmittelbar an oberirdischen Ge-
wassern angewendet werden.85

Werden Pflanzenschutzmittel in Fremdleistung angewendet, muss dies auch bei spateren Kontrollen be-
legt werden kénnen (zum Beispiel durch eine Rechnung). Auch bei Fremdleistungen gelten die rechtli-
chen Vorgaben zur Ausbringung

7.2 Anwendungsverbote und -beschrankungen

Die Anwendung eines nicht zugelassenen Pflanzenschutzmittels ist grundsatzlich verboten. Dariiber hin-
aus ist die Anwendung eines zugelassenen Pflanzenschutzmittels in einem nicht festgesetzten oder ge-
nehmigten Anwendungsgebiet (Kultur und Schadorganismus) verboten.

Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung®® (PfiISchAnwV) enthalt zusatzlich Anwendungsverbote und
-beschrankungen fiir Pflanzenschutzmittel, die in dieser Verordnung aufgefiihrte Wirkstoffe betreffen.
Diese Anwendungsverbote oder -beschrankungen sind ebenfalls zu beachten.67

Aufgrund der im Rahmen des Insektenschutzpakets der Bundesregierung im Jahr 2021 geanderten
(PfISchAnwV) ergeben sich folgende Anforderungen:

a.) Verbote und Einschrankungen bei der Anwendung Glyphosat-haltiger Pflanzenschutzmittel

Mit der Novellierung wird die Anwendung von Glyphosat-haltigen Pflanzenschutzmitteln in Wasser-
schutzgebieten, Heilquellenschutzgebieten und die Spatanwendung vor der Ernte grundsatzlich ver-
boten. Das Verbot betrifft auch Kern- und Pflegezonen von Biospharenreservaten. Das bereits be-
stehende Verbot der Anwendung von Glyphosat-haltigen Produkten in Gebieten mit Bedeutung fir
den Naturschutz (Naturschutzgebiete, Nationalparke, Nationale Naturmonumente und gesetzlich ge-
schitzte Biotope) gilt weiterhin.

Zur Anwendung von glyphosat-haltigen Produkten gibt es dartber hinaus folgende Einschrankungen:

e Eine Anwendung von glyphosat-haltigen Produkten auf landwirtschaftlichen Flachen, die nicht in
oben aufgeflhrten Gebieten liegen, ist zudem nur noch zulassig, wenn andere Malnahmen (zum
Beispiel eine mechanische Bearbeitung) gemaR den Grundséatzen des Integrierten Pflanzenschutzes
nicht geeignet oder zumutbar sind.

o Auf erosionsgefahrdeten Flachen ist eine Anwendung zur Unkrautbekampfung, einschlieflich der
Beseitigung von Mulch- und Ausfallkulturen, zulassig.

e Bei perennierenden Unkrautern, wie zum Beispiel Ackerkratzdistel, Ackerwinde, Ampfer, Landwas-
serknéterich oder Quecke ist die Verwendung von glyphosathaltigen Mitteln auf Teilflachen erlaubt,
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wenn sie in einem bekampfungswirdigen Umfang vorkommen; die Anwendung ist auf das notwen-
dige Mal zu beschranken.

e Eine flachige Behandlung von Grinland ist nur zuldssig zur Erneuerung des Grinlands, wenn auf-
grund starker Verunkrautung eine wirtschaftliche Nutzung des Griinlandes sonst nicht méglich ware,
sowie zur Bekdmpfung von Unkrautern, die flir Weidetiere schadlich sein kdnnen, oder auf erosions-
gefahrdeten Standorten zur Direkteinsaat ohne Bodenbearbeitung.

b.) Einschrankungen fiir die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in Gebieten mit Bedeutung
fur den Naturschutz

In Gebieten mit Bedeutung fiir den Naturschutz (Naturschutzgebiete, Nationalparke und gesetzlich ge-
schitzte Biotope) sowie auf Grunland und im Forst in FFH-Gebieten ist die Anwendung von Herbiziden
untersagt. Zudem ist die Anwendung von bienengefahrlichen (Auflagen B1 bis B3) und bestaubergefahr-
lichen (Auflage NN410) Insektiziden in diesen Gebieten ebenfalls untersagt.

Die Lander kdnnen abweichend hiervon auch Ausnahmen zulassen, allerdings nicht flr die Anwendung
von Glyphosat.

c.) Verbote und Einschrankungen bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln entlang von
Gewassern

Bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln an Gewassern, ausgenommen kleine Gewasser von was-
serwirtschaftlicher untergeordneter Bedeutung, gilt ab Béschungsoberkante ein Abstand von 10 Metern.
Bei ganzjahrig begriinten Gewasserstreifen ist ein Abstand von 5 Metern einzuhalten. Eine Bodenbear-
beitung darf einmal innerhalb von Flnfjahreszeitrdumen durchgefihrt werden. Bereits landesrechtlich
festgelegte Gewasserabstande gehen dieser Regelung vor.

7.3 Bienenschutz

Bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln ist der Bienenschutz zu beachten. Entsprechend der Bie-
nenschutzverordnung® dirfen bienengefahrliche Pflanzenschutzmittel nicht

¢ an bluhenden oder von Bienen beflogenen Pflanzen angewendet werden, 59

¢ so angewendet werden, dass solche Pflanzen bei der Applikation mit getroffen werden,

¢ 5o gehandhabt, aufbewahrt oder beseitigt werden, dass Bienen mit ihnen in Berlihrung kommen

kénnen.”!

Dies gilt nicht, wenn Pflanzenschutzmittel, die mit der Angabe "bienengefahrlich®, auler bei Anwendung
nach dem Ende des taglichen Bienenfluges bis 23.00 Uhr* versehen sind, entsprechend angewendet
werden.
Zu beachten ist auch, dass bienenungefahrliche Pflanzenschutzmittel bei bestimmten Tankmischungen
oder bei einer verbotswidrigen Uberschreitung der Aufwandmenge als bienengeféhrlich eingestuft gelten.
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Von den Imkern ist eine Zustimmung einzuholen, wenn Pflanzen im Umkreis von 60 Metern zu einem
Bienenstand innerhalb der Zeit des taglichen Bienenflugs mit einem bienengefahrlichen Pflanzenschutz-
mittel behandelt werden sollen.”2

7.4  Aufzeichnungspflicht

Uber die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln sind elektronische oder schriftliche Aufzeichnungen zu
fihren. Diese missen mindestens folgende Punkte umfassen:

- Name des Anwenders,

- die jeweilige Anwendungsflache (zum Beispiel Bezeichnung der behandelten Flache oder Bewirt-
schaftungseinheit),

- das Anwendungsdatum,
- das verwendete Pflanzenschutzmittel,
- die Aufwandmenge und

- die Kulturpflanze, fiir die das Pflanzenschutzmittel verwendet wurde.

Die Aufzeichnungen sollten zeitnah gefiihrt werden und spéatestens bis zum 31.12. des Jahres der An-
wendung vollstandig vorliegen. Nach dem Jahr der Anwendung sind sie mindestens drei Kalenderjahre
aufzubewahren. Zum Zeitpunkt der Kontrolle missen die Aufzeichnungen des Vorjahres vorliegen, an-
sonsten liegt ein Verstol gegen die Konditionalitat vor.

Eine schlagspezifische Aufzeichnung ist nicht erforderlich. Die Aufzeichnungen miissen aber so gestaltet
sein, dass nachvollziehbar ist, auf welcher Flache welches Pflanzenschutzmittel angewendet wurde. Die
konkrete Ausgestaltung ist Sache des jeweiligen Betriebs und kann auf die Verhaltnisse des Betriebs
abgestimmt werden. Mdglich ist auch die Verbindung mit einer bereits vorhandenen Schlagkartei oder mit
einem Flachenverzeichnis. Flachen, die gleich bewirtschaftet werden, kdnnen zusammengefasst werden.
Verantwortlich flir die Aufzeichnungen ist die Betriebsleitung. Dies gilt auch, wenn Pflanzenschutzmal-
nahmen von Dritten durchgefiihrt werden. Die Aufzeichnungen nach Artikel 67 Absatz 1 Satz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1107/2009 i.V.m. § 11 PfISchG erfiillen auch die Anforderungen an die Dokumentation
bei der Produktion von Lebens- und Futtermitteln (vgl. hierzu auch Kapitel Ill Nr. 5).

7.5 Vorgaben aus der Umsetzung der Richtlinie 2009/128/EG™ zur nachhaltigen Verwendung
von Pestiziden

Im Hinblick auf die nachhaltige Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sind Vorgaben zur Verwendung
von Pflanzenschutzgeraten (,Gerate-TUV*), zur Sachkunde der Anwender und zur Lagerung sowie Ent-
sorgung von Pflanzenschutzmitteln zu beachten:

a) Verwendung von Pflanzenschutzgeréten (,Gerate-TUV*)
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Im Gebrauch befindliche Spritz- und Spriihgerate, mit denen Pflanzenschutzmittel angewendet
werden, mussen in Zeitabstanden von 6 Kalenderhalbjahren tberpruft werden und Uber eine guil-
tige Prifplakette verfligen, erstmals in Gebrauch genommene Pflanzenschutzgerate missen spa-
testens 6 Monate nach ihrer Ingebrauchnahme gepruft werden.

b) Sachkunde der Anwender

Der Anwender von Pflanzenschutzmitteln muss (ber einen Sachkundenachweis verfligen. Den
Sachkundenachweis stellt die zustandige Behdrde aus, wenn nachgewiesen ist, dass ausrei-
chende Kenntnisse im Pflanzenschutz vorliegen, zum Beispiel durch einen entsprechenden
Berufsabschluss (z.B. Landwirt oder Géartner) oder eine bestandene Sachkundeprifung.” Auch
eine Berufsausbildung, die in einem anderen EU-Mitgliedstaat absolviert worden ist, kann unter
bestimmten Voraussetzungen die nétige Sachkunde vermitteln. Soll in einem Betrieb die Anwen-
dung von Pflanzenschutzmitteln durch einen Staatsangehdrigen eines anderen Mitgliedstaats er-
folgen, wird empfohlen, vorher Kontakt mit dem zusténdigen Pflanzenschutzdienst aufzunehmen,
um das Vorliegen dieser Voraussetzungen zu klaren.

Weitere Informationen erhalten Sie beim zustandigen Pflanzenschutzdienst oder (iber das Weban-
gebot ,Pflanzenschutz — Sachkundenachweis — Online® unter https://www.pflanzenschutz-skn.de/.

Hinweis: Sachkundige Personen sind verpflichtet, jeweils innerhalb eines Zeitraums von drei Jah-
ren an einer anerkannten Fort- oder WeiterbildungsmaBnahme teilzunehmen. Die Fort- oder Wei-
terbildung ist der zustandigen Behorde auf Verlangen nachzuweisen. Diese fachrechtliche Fortbil-
dungspflicht gehért allerdings nicht zu den Verpflichtungen im Rahmen der Konditionalitat.

c) Lagerung von Pflanzenschutzmitteln

Das Pflanzenschutzmittellager selbst sowie die Lagerung der Pflanzenschutzmittel missen au-
genscheinlich in Ordnung sein. Es ist zu beachten, dass das Pflanzenschutzmittellager (Raum,
Regal, Pflanzenschutzschrank) gegen unbefugten Zugriff gesichert ist (zum Beispiel durch Ver-
schlieBbarkeit gewahrleistet). Fur Pflanzenschutzmittel sind Originalbehalter und —verpackungen
zu verwenden, die Etiketten mUssen unversehrt und lesbar sein. Die Pflanzenschutzmittel sind
trocken und frostfrei zu lagern. Die Sicherung gegen AbfluR oder Versickern kann durch eine ex-
terne Auffangwanne, zum Beispiel unter dem Regal, oder einer in den Pflanzenschutzmittel-
schrank integrierte Auffangwanne gewahrleistet werden. Alternativ kann in Lagerrdumen eine ge-
eignete Bodenbeschichtung aufgetragen werden, wobei kein direkter Abfluss vorhanden sein darf.
In begehbaren Pflanzenschutzmittellagern muss eine ausreichende Beluftung (z.B. Fenster) mog-
lich sein.

Grundsatzlich sind Pflanzenschutzmittel getrennt von Lebens- oder Futtermitteln zu lagern.
d) Entsorgung von Pflanzenschutzmitteln

Verbotene Pflanzenschutzmittel bzw. Pflanzenschutzmittel, die einen Wirkstoff enthalten, dessen
Genehmigung nicht erneuert worden ist oder dessen Genehmigung aufgehoben worden ist und
deren Aufbrauchfrist abgelaufen ist, sind nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgeset-
zes unverzlglich zu beseitigen (§ 15 PfISchG). Sofern zum Zeitpunkt der Kontrolle noch keine
Entsorgung maglich war, sollten entsorgungspflichtige Pflanzenschutzmittel bis zum geeigneten
Entsorgungstermin entsprechend gekennzeichnet und augenscheinlich getrennt gelagert werden.
Weitere Informationen erhalten Sie beim zustandigen Pflanzenschutzdienst oder zum Zulas-


https://www.pflanzenschutz-skn.de/
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sungsstand von Pflanzenschutzmitteln  unter  http://www.bvl.bund.de/SharedDocs/Down-
loads/04 Pflanzenschutzmittel/psm_uebersichtsliste.pdf? blob=publicationFile&v=9 (siehe Ta-
belle 7 Spalte E) oder in der Online-Datenbank des BVL unter
https://psm-zulassung.bvl.bund.de/psm/jsp/
Hinweis: Pflanzenschutzmittel, bei denen die Aufbrauchfrist aus anderen als den oben genannten (in § 15
PfISchG aufgeflhrten) Griinden abgelaufen ist, sollten bis zur ordnungsgemaRen Entsorgung ebenfalls
gekennzeichnet und augenscheinlich getrennt gelagert werden.

8 Tierwohl/Tierschutz (GAB 9, 10 und 11)

Die Verpflichtungen, die sich fir die Betriebsinhaber im Bereich Tierschutz ergeben, leiten sich aus drei
EG-Richtlinien ab, und zwar aus den grundlegenden Vorgaben zum Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere
(GAB 11)7> sowie den spezifischen Vorgaben fir den Schutz von Kalbern (GAB 9)76 und Schweinen (GAB
10)77.

Das EU-Recht zum Tierschutz in der Tierhaltung ist in Deutschland durch das Tierschutzgesetz’8 und die
Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung® in nationales Recht umgesetzt worden. Relevant fur die Kondi-
tionalitat sind die nationalen Vorschriften nur, soweit sie die Vorgaben des EU-Rechts umsetzen. Ent-
sprechend sind auch nur diese Inhalte hier im Detail dargestellt.

In einigen Fallen ergeben sich aus dem nationalen Fachrecht hohere Anforderungen. Die Einhaltung der
hier beschriebenen flr die Konditionalitat relevanten Regelungen bedeutet also nicht automatisch, dass
die betreffende Tierhaltung den Anforderungen des nationalen Fachrechts gendgt!

Die nachfolgende Beschreibung fiihrt die Verpflichtungen in zusammengefasster Form auf. Nahere Ein-
zelheiten sind den Rechtsvorschriften zu entnehmen.

8.1 Regelungen uber den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere (GAB 11)

Betroffen sind alle Zahlungsempfanger, die Tiere zur Erzeugung von Lebensmitteln, Wolle, Hiuten
oder Fellen oder zu anderen landwirtschaftlichen Zwecken ziichten oder halten.

Pferde, die zu Sport- und Freizeitsportzwecken gehalten werden, werden in dem hier dargestellten Zu-
sammenhang (fiir die Konditionalitét relevanter Tierschutz) in der Regel nicht als landwirtschaftliche Nutz-
tiere betrachtet, auch wenn diese Pferde am Lebensende der Fleischgewinnung dienen.

Fir Pferdehaltungen, die primér dem Zweck der Fleisch- oder Milchgewinnung dienen, sind die nachfol-
gend beschriebenen Regelungen fiir die Konditionalitat relevant.



http://www.bvl.bund.de/SharedDocs/Downloads/04_Pflanzenschutzmittel/psm_uebersichtsliste.pdf?__blob=publicationFile&v=9
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8.1.1 Anforderungen an das Personal sowie an die Uberwachung und Pflege

Fur die Futterung und Pflege der Tiere mussen ausreichend viele Personen vorhanden sein. Die Perso-
nen mussen die hierfur erforderlichen Kenntnisse und Fahigkeiten sowie die notwendige Zuverlassigkeit
haben.

Alle Tiere mussen mindestens einmal taglich durch direkte Inaugenscheinnahme kontrolliert werden,
wenn sie von regelmaliger menschlicher Versorgung abhangig sind. Sind die Tiere nicht von regelmafi-
ger menschlicher Versorgung (zum Beispiel extensive Weidehaltung) abhangig, mussen sie in solchen
Abstanden kontrolliert werden, dass Leiden vermieden wird. Vorgefundene tote Tiere missen bei jeder
Kontrolle entfernt werden.

Vorhandene Beleuchtungs-, Liftungs- und Versorgungseinrichtungen missen mindestens taglich tber-
pruft werden. Notstromaggregate und Alarmanlagen sind in den technisch erforderlichen Abstanden auf
ihre Funktionsfahigkeit hin zu (iberprifen. Es muss eine Beleuchtung vorhanden sein, welche jederzeit
die Inaugenscheinnahme ermaglicht.

Defekte an automatischen oder mechanischen Anlagen und Geraten sind unverzlglich zu beheben.
Wenn dies nicht méglich ist, sind bis zu ihrer Behebung Vorkehrungen zum Schutz der Gesundheit und
des Wohlergehens der Tiere zu treffen. Alle Mangel miissen spatestens vor einer Neueinstallung beho-
ben sein.

Tiere, die Anzeichen von Erkrankungen oder Verletzungen haben, missen unverziiglich ordnungsgeman
versorgt werden. Sofern erforderlich, sind diese Tiere separat in geeigneten Haltungseinrichtungen un-
terzubringen, die gegebenenfalls mit trockener und weicher Einstreu oder Unterlage versehen sind, und
ein Tierarzt ist hinzuzuziehen.

8.1.2 Aufzeichnungen

Alle medizinischen Behandlungen sowie die Zahl der bei jeder Kontrolle vorgefundenen toten Tiere miis-
sen aufgezeichnet werden. Bei entsprechend gleichwertigen Aufzeichnungen, die bereits im Rahmen an-
derer Zwecke geflihrt werden, sind zusatzliche Aufzeichnungen nicht notwendig.

Zum Beispiel konnen anstelle der Aufzeichnungen der medizinischen Behandlungen die Tierarzneimittel
- Nachweise (zum Beispiel sog. Tierarzneimittel-Bestandsbuch) herangezogen werden. Das Bestandsre-
gister und das nach der Gefliigelpest-Verordnung zu flihrende Register kdnnen zur Dokumentation der
Zahl der bei den Kontrollen vorgefundenen toten Tiere verwendet werden. Ist im Bestandsregister ledig-
lich die Abgabe von Tieren erfasst, nicht aber die Zahl der verendeten Tiere, muss es entsprechend
erganzt werden.

Die Aufzeichnungen sind filir mindestens drei Jahre aufzubewahren und der zusténdigen Behérde auf
Verlangen vorzulegen.

8.1.3 Anforderungen an die Bewegungsfreiheit

Wer ein Tier halt, betreut oder zu betreuen hat, muss das Tier seiner Art und seinen Bedirfnissen ent-
sprechend verhaltensgerecht unterbringen. Die Mdglichkeit des Tieres zu artgemafer Bewegung darf
nicht so eingeschrankt sein, dass ihm Schmerzen oder vermeidbare Leiden oder Schaden zugefiigt wer-
den.
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8.1.4 Anforderungen an Gebaude, Unterkiinfte, Anlagen sowie an das Stallklima und die Beleuch-
tung

Die Haltungseinrichtungen missen so beschaffen sein, dass eine Verletzung oder Gefahrdung der Tiere
so sicher ausgeschlossen ist, wie nach dem Stand der Technik mdglich ist. Das fur den Bau von Unter-
kinften, insbesondere von Haltungseinrichtungen, verwendete Material, mit dem die Tiere in Berihrung
kommen, muss sich grindlich reinigen und desinfizieren lassen.

In Stéllen, in denen die Gesundheit und das Wohlergehen der Tiere von der Funktion einer elektrisch
betriebenen Luftungsanlage abh@ngen, muss eine geeignete Ersatzvorrichtung vorhanden sein, die bei
Ausfall der Liftungsanlage einen fur die Erhaltung der Gesundheit und das Wohlergehen der Tiere aus-
reichenden Luftaustausch gewahrleistet. Gleichzeitig muss eine Alarmanlage vorhanden sein, die den
Ausfall der Liftungsanlage meldet. Die Alarmanlage muss funktionsfahig sein. Hierbei ist zu beachten,
dass es nicht in jedem Fall ausreichend ist, wenn die Alarmanlage lediglich den Komplettausfall der Lif-
tungsanlage insgesamt meldet. Sofern zur Sicherstellung der Gesundheit und des Wohlergehens der
Tiere in einer Haltungseinrichtung, einem Stall oder einem Stallabteil fiir die ausreichende Belliftung meh-
rere LUfter notwendig sind, muss die Alarmanlage auch den Ausfall einzelner dieser Lifter melden.

Die Zirkulation, der Staubgehalt, die Temperatur, die relative Feuchte und die Gaskonzentration der Luft
mussen fir die Tiere unschadlich sein. Insbesondere soll der Ammoniakgehalt der Luft im Aufenthaltsbe-
reich der Legehennen zehn ppm je Kubikmeter Luft nicht iberschreiten und darf 20 ppm je Kubikmeter
Luft dauerhaft nicht iberschreiten. Bei der Haltung von Masthiihnern ist eine Liiftung und erforderlichen-
falls eine Heiz- und Kiihlanlage so einzubauen und zu bedienen, dass die Gaskonzentration je Kubikmeter
Luft folgende Werte nicht tberschreitet:

- Ammoniak: 20 ppm
- Kohlendioxid: ~ 3.000 ppm.

Die Beleuchtungsintensitat und Beleuchtungsdauer muss bei Tieren, die in Stallen untergebracht sind,
fir die Deckung der ihrer Art entsprechenden physiologischen und ethologischen Bedirfnisse ausreichen.
Sofern erforderlich, muss eine geeignete kinstliche Beleuchtung vorgesehen werden.

8.1.5 Anforderungen an die Haltung von Tieren, die nicht in Gebauden untergebracht sind

Tiere, die nicht in Gebauden untergebracht sind, missen, soweit erforderlich und méglich, vor widrigen
Witterungsbedingungen, Raubtieren und sonstigen Gefahren flir die Gesundheit geschiitzt werden.

8.1.6 Anforderungen an das Fiittern, Tranken und beigefiigte Stoffe
Wer ein Tier halt, muss das Tier seiner Art und seinen Bedrfnissen entsprechend angemessen emahren.

Die Tiere mussen artgerechtes und altersgeméales Futter erhalten, das ihnen in ausreichender Menge
und Qualitat zur Verfiigung gestellt werden muss, so dass sie gesund bleiben und ihren Nahrstoffbedarf
decken konnen.

Die Futter- und Flussigkeitsration darf keine Stoffe enthalten, die den Tieren unndtige Leiden oder Scha-
den zufligen kénnen.

Die Futter- und Trankeeinrichtungen missen so ausgestattet und angeordnet sein, dass jedem Tier aus-
reichender Zugang zu Futter und Wasser erméglicht wird und Verunreinigungen des Futters und des
Wassers auf ein Mindestmal begrenzt werden. Bei der Anordnung der Fitterungs- und Trankanlagen ist
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darauf zu achten, dass die Anlagen gut erreichbar sind und mégliche Rivalitaten der Tiere minimiert wer-
den.

RationsgroRe und —haufigkeit missen den physiologischen BedUrfnissen der Tiere angepasst sein.
Die Art des Futterns und Trankens darf kein unnétiges Leiden oder Schaden verursachen.

Alle Tiere mussen Zugang zu Wasser in ausreichender Qualitat haben oder in der Lage sein, ihren Flus-
sigkeitsbedarf auf sonstigem Wege zu decken.

8.1.7 Eingriffe an Tieren

Das vollstandige oder teilweise Amputieren von Korperteilen oder das vollstandige oder teilweise Entneh-
men oder Zerstoren von Organen oder Geweben eines Wirbeltieres ist verboten. In der Anlage 4 sind
Ausnahmen der genannten Verbote aufgefiihrt. Bestimmte Eingriffe (s. Anlage 4 Nr. 3) sind allerdings nur
dann zulassig, wenn sie im Einzelfall fir die vorgesehene Nutzung des Tieres zu dessen Schutz oder
zum Schutz anderer Tiere unerlasslich sind. Der zustandigen Behdrde ist auf Verlangen die Unerlasslich-
keit des Eingriffs glaubhaft darzulegen.

Fur den Nachweis der Unerlasslichkeit des Kiirzens des Schwanzes bei Schweinen enthalt der Nationale
Aktionsplan zur ,Verbesserung der Kontrollen zur Verhltung von Schwanzbeilen und zur Reduzierung
des Schwanzkupierens bei Schweinen® nahere Vorgaben. Werden Schwanze von Schweinen zu deren
Schutz kupiert, hat der Betriebsinhaber auf Verlangen glaubhaft darzulegen, dass der Eingriff fur die vor-
gesehene Nutzung unerlasslich ist. Dies kann gemaR Aktionsplan zum Beispiel durch die sogenannte
Tierhaltererklarung erfolgen, in der auf Grundlage einer Risikoanalyse dargelegt wird, warum das Kupie-
ren ausgehend von der konkreten Situation im Betrieb unerlasslich ist. Nahere Einzelheiten finden sich
auch im Aktionsplan zur Einhaltung der Rechtsvorschriften in Bezug auf das Schwanzekupieren beim
Schwein im Land Brandenburg (Erlass des Ministeriums der Justiz, fir Europa und Verbraucherschutz
(MdJEV) des Landes Brandenburg vom 28. Mai 2019).
https://msgiv.brandenburg.de/v/lbsvet/TEILD/D1_3 8.PDF

Ein mit Schmerzen verbundener Eingriff darf an einem Wirbeltier grundsatzlich nur unter Betaubung vor-
genommen werden. Die Betaubung warmblutiger Wirbeltiere ist grundsatzlich von einem Tierarzt vorzu-
nehmen. Fir die Betaubung mit Betaubungspatronen kann die zustandige Behdrde Ausnahmen von der
Betaubungspflicht durch einen Tierarzt zulassen, sofern ein berechtigter Grund nachgewiesen wird.

Unter den in der Anlage 5 genannten Voraussetzungen kann ein Eingriff ggf. auch ohne Betaubung er-
folgen. Es sind dann alle Mdglichkeiten auszuschdpfen, um die Schmerzen oder Leiden der Tiere zu
vermindern. Bei der Enthornung von Kalbern, die bis zu einem Alter von sechs Wochen ohne Betaubung
durchgeflihrt werden darf, bedeutet dies, dass im Rahmen des Eingriffs Schmerzmittel verabreicht und
eine Sedation vorgenommen werden muss, um alle Méglichkeiten zur Minderung von Schmerzen und
Leiden auszuschépfen. Die entsprechenden Tierarzneimittel miissen geméaf der Behandlungsanweisung
des Tierarztes angewendet werden.

8.1.8 Ziichtung/ Zuchtmethoden

Natrliche oder kunstliche Zuchtmethoden, die den Tieren Leiden oder Schaden zufigen oder zufligen
kénnen, durfen nicht angewendet werden.


https://msgiv.brandenburg.de/v/lbsvet/TEILD/D1_3_8.PDF
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Tiere durfen nur zu landwirtschaftlichen Nutzzwecken gehalten werden, wenn aufgrund ihres Genotyps
oder Phénotyps berechtigtermallen davon ausgegangen werden kann, dass die Haltung ihre Gesundheit
und ihr Wohlergehen nicht beeintrachtigt.

8.2 Regelungen iuiber Mindestanforderungen fiir den Schutz von Kélbern (GAB 9)

Betroffen sind alle Zahlungsempféanger, die Kédlber zum Zwecke der Aufzucht und/oder der Mast
halten.

Kalber sind Hausrinder bis zum Alter von sechs Monaten.

Es sind die bereits dargestellten allgemeinen Regelungen tber den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere
sowie die nachfolgend erlauterten Anforderungen an die Haltung von Kélbern zu beachten.

8.2.1 Besondere Anforderungen an die Haltungseinrichtung fiir Kalber

Die Kalber missen sich in den Stallungen ausreichend bewegen konnen, insbesondere muss sich jedes
Kalb miihelos hinlegen, liegen, aufstehen und sich putzen kénnen.

Stallbdden, einschlieRlich Treibgange, missen rutschfest und trittsicher sein. Dieses ist haufig bei Holz-
spaltenbdden nicht gegeben; in solchen Fallen kdnnen zur Gewahrleistung der Rutschfestigkeit und Tritt-
sicherheit derartige Bdden beispielsweise mit Gummimatten ausgelegt bzw. mit Querrillen gefrast wer-
den.

Von evtl. vorhandenen Unebenheiten, Lochern, Spalten und sonstigen Aussparungen darf keine Verlet-
zungsgefahr, insbesondere flir Klauen und Gelenke der Kalber ausgehen. Die Flache zum Liegen muss
bequem, sauber und ausreichend drainiert sein und darf den Kélbern keinen Schaden zufligen. Bei Neu-
bauten (inkl. Umbauten) ab dem Jahr 2021 ist ein weicher oder elastisch verformbarer Liegebereich er-
forderlich. Fiir bestehende Haltungseinrichtungen gilt eine Ubergangsregelung bis zum 9. Februar 2024,
soweit im Stall ein trockener Liegebereich zur Verfligung steht.

Bei Kalbern unter zwei Wochen ist die Liegeflache mit geeigneter Einstreu zu versehen.

Die Haltungseinrichtung ist im Sinne der guten landwirtschaftlichen Praxis sauber zu halten.

8.2.2 Anforderungen an die Haltungsform (Einzel-/Gruppenhaltung)

Uber acht Wochen alte Kalber miissen in Gruppen gehalten werden. Die bei Gruppenhaltung erforderli-
che, uneingeschrankt zur Verfigung stehende Bodenflache richtet sich nach dem Gewicht der Kalber:

bis 150 Kilogramm = 1,5 Quadratmeter/Kalb;
von 150 bis 220 Kilogramm = 1,7 Quadratmeter/Kalb;
uber 220 Kilogramm = 1,8 Quadratmeter/Kalb.

Die vorbenannte Darstellung des Flachenbedarfs bei Gruppenhaltung ist fiir Betriebe mit weniger als
sechs Kalbern sowie fiir Kélber, die von der Mutter gesaugt werden, nicht fir die Konditionalitat relevant.
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Eine Einzelhaltung ab acht Wochen ist nur zulassig, wenn:

der Tierarzt schriftlich bescheinigt, dass aus gesundheitlichen oder verhaltensbedingten Griinden
das Kalb aus der Gruppe abgesondert werden muss oder

im Betrieb weniger als sechs nach ihrem Alter und ihrem Kérpergewicht fur eine tierschutzgerechte
Gruppenbildung geeignete Kalber vorhanden sind oder

die Kalber sich weiterhin beim Muttertier befinden, um gesaugt zu werden.

Sofern Kalber in Einzelbuchten gehalten werden, missen die Kalber direkten Sicht- und Berlhrungskon-
takt zu anderen Kalbern haben konnen (Ausnahme: Absonderung kranker Tiere).

Hinsichtlich der Buchtengrdfle orientiert sich das EU-Recht an den tatsachlichen Kérpermafien der jewei-
ligen Kalber. Die Einhaltung des nationalen Fachrechts gewahrleistet, dass das EU-Recht eingehalten
wird:

Bis zu einem Alter von zwei Wochen mussen die Einzelbuchten innen mindestens 120 cm lang,
80 cm breit und 80 cm hoch sein.

Bei einem Alter der Kalber zwischen zwei und acht Wochen missen die Einzelbuchten innen min-
destens 180 cm (bei innen angebrachtem Trog) bzw. mindestens 160 ¢cm (bei auken angebrach-
tem Trog) lang und 100 cm breit sein.

Sind die Kalber alter als acht Wochen, missen - falls die Einzelhaltung zulassig ist - die Einzel-
buchten innen mindestens 200 ¢cm (bei innen angebrachtem Trog) bzw. mindestens 180 cm (bei
aulen angebrachtem Trog) lang und 120 c¢m breit sein.

Fur Kalberhtten und Iglus gelten die gleichen Boxenmalie.

Die vorbenannte Darstellung des Flachenbedarfs bei Einzelhaltung ist fiir Betriebe mit weniger als sechs
Kalbern sowie fir Kalber, die von der Mutter gesaugt werden, nicht flir die Konditionalitat relevant.

8.2.3 Stallklima, Licht und Beleuchtung

Das Stallklima, vor allem Zirkulation, Staubgehalt, Temperatur, relative Feuchte und Gaskonzentration
der Luft, mUssen fiir die Tiere unschadlich sein. Im Aufenthaltsbereich der Kalber sollen je Kubikmeter
Luft folgende Werte nicht tiberschritten werden:

- Ammoniak: 20 ppm
- Kohlendioxid: 3.000 ppm
- Schwefelwasserstoff: 5 ppm.

Eine angemessene, dem Tagesrhythmus angeglichene Beleuchtung ist kiinstlich oder natirlich im Auf-
enthaltsbereich der Kalber zu gewahrleisten. Die Einhaltung des nationalen Fachrechts hinsichtlich der
Beleuchtungsstarke (mind. 80 Lux) sowie der Dauer (mind. 10 Stunden) gewahrleistet die Einhaltung
dieser Anforderung.
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8.2.4 Fitterung

Kalber mussen innerhalb der ersten sechs Lebensstunden Rinderkolostralmilch (Biestmilch) angeboten
bekommen.

Jedes Kalb muss taglich mindestens zweimal gefuttert werden.

Werden Kalber in Gruppen gehalten, muss bei rationierter Fitterung ein Tier-Fressplatz-Verhéltnis von
1:1 sichergestellt werden, damit alle Kalber der Gruppe gleichzeitig Futter aufnehmen konnen. Dies gilt
nicht bei Abruffltterung und vergleichbaren Fitterungseinrichtungen.

Zur Gewahrleistung einer bedarfsgerechten Futterung und der erforderlichen Hamoglobinkonzentration
im Blut ist spatestens ab dem achten Lebenstag faseriges Raufutter oder sonstiges rohfaserreiches struk-
turiertes Futter zur freien Aufnahme anzubieten sowie bei Kélbern bis zu einem Gewicht von 70 Kilo-
gramm ein Eisengehalt der Milchaustauschertranke von mindestens 30 Milligramm je Kilogramm zu be-
legen.

Jedes Uiber zwei Wochen alte Kalb muss jederzeit Zugang zu Wasser in ausreichender Menge und Qua-
litat haben.

8.2.5 Kontrolle und Vorsorge durch den Tierhalter

Kalber erfordern eine intensivere Beobachtung als unter ,Regelungen lber den Schutz landwirtschaftli-
cher Nutztiere® flir die allgemeine Tierhaltung beschrieben. Eine fir die Fltterung und Pflege verantwort-
liche Person muss das Befinden der Kalber

bei Stallhaltung mindestens zweimal taglich,
bei Weidehaltung mindestens einmal taglich

uberprifen.

8.2.6 Verbote
Es ist verboten:
- Kalber in standiger Dunkelheit zu halten.

- Kalber anzubinden oder sonst festzulegen. Bei Gruppenhaltung ist jedoch das Anbinden der Kal-
ber fiir jeweils langstens eine Stunde im Rahmen des Fiitterns mit Milch oder Milchaustauscher -
Tranke zulassig, sofern die Vorrichtungen zum Anbinden den Kalbern keine Schmerzen oder ver-
meidbare Schaden bereiten und die Tiere sich miihelos hinlegen, liegen, aufstehen und sich put-
zen konnen.
Etwaige Anbindevorrichtungen sind wochentlich zu priifen und gegebenenfalls zu regulieren.

- Maulkdrbe zu verwenden.
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8.3 Regelungen Uber Mindestanforderungen fur den Schutz von Schweinen (GAB 10)

Betroffen sind alle Zahlungsempféanger, die Schweine zum Zwecke der Aufzucht und/oder der
Mast halten

Es sind die bereits dargestellten allgemeinen Regelungen lber den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere
sowie die nachfolgend erlauterten Anforderungen an die Haltung von Schweinen zu beachten.

8.3.1 Haltungseinrichtungen fiir Schweine
Allgemeine Beschaffenheit

Einzeln gehaltene Schweine missen mit Ausnahme von Abferkelbuchten Sichtkontakt zu anderen
Schweinen haben konnen. Sie miissen gleichzeitig ungehindert liegen, aufstehen, sich hinlegen und eine
natlrliche Korperhaltung einnehmen konnen.

Allen Schweinen muss ein Liegeplatz zur Verfiigung stehen, der geeignet, physisch und temperaturméafig
angenehm und sauber ist sowie Uber ein angemessenes Ableitungssystem verflgt.

Schweine, die besonders aggressiv sind oder bereits von anderen Schweinen angegriffen wurden, kranke
oder verletzte Tiere, missen vorlbergehend in Einzelbuchten aufgestallt werden. In diesen Fallen mus-
sen sie in der Lage sein, sich in ihrer Bucht ungehindert umzudrehen. Diese Vorgabe bezieht sich, unter
Berticksichtigung der Anforderungen an die Gruppenhaltung von Sauen, nicht auf die Einzelhaltung von
Jungsauen und Sauen im Abferkelbereich und im Deckzentrum.

Bei Absatzferkeln, Zuchtlaufern, Mastschweinen, Jungsauen und Sauen muss der Fressplatz so beschaf-
fen sein, dass bei rationierter Fltterung alle Tiere gleichzeitig fressen konnen. Dies gilt auch fir die ta-
gesrationierte Fltterung. Bei ad libitum Futterung muss fir jeweils hdchstens vier Schweine eine Fress-
stelle vorhanden sein.

Boden

Im ganzen Aufenthaltsbereich der Schweine und in den Treibgangen muss der Boden rutschfest und
trittsicher sein; er muss der Grofke und dem Gewicht der Tiere entsprechen und so beschaffen sein, dass
von ihm keine Verletzungsgefahr ausgeht.

a) Soweit Betonspaltenboden verwendet wird, darf der Boden im Aufenthaltsbereich der Schweine,
hdochstens folgende Spaltenweiten aufweisen: Saugferkel 11 mm, Absatzferkel 14 mm, Zuchtlau-
fer und Mastschweine 18 mm, Jungsauen, Sauen und Eber 20 mm,

b) muss der Boden bei Saug- und Absatzferkeln eine Mindestauftrittsbreite von mindestens flnf Zen-
timetern und bei anderen Schweinen eine Mindestauftrittsbreite von mindestens acht Zentimetern
aufweisen.
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Beschaftigungsmaterial

Jedes Schwein muss jederzeit Zugang zu gesundheitlich unbedenklichem, organischem und faserrei-
chem sowie in ausreichender Menge vorhandenem Beschaftigungsmaterial haben, welches von dem
Schwein untersucht und bewegt werden kann, vom Schwein veranderbar ist und damit dem Erkundungs-
verhalten dient. Als Beschaftigungsmaterial kann insbesondere Stroh, Heu, Sagemehl oder eine Mi-
schung dieser Materialien dienen, wobei zu beachten ist, dass das Beschaftigungsmaterial so beschaffen
sein muss, dass die Gesundheit der Tiere nicht gefahrdet werden kann.

Beschaftigungsmaterial soll die folgenden Eigenschaften aufweisen:

«  untersuchbar*. Das Schwein sollte das Beschaftigungsmaterial mdglichst bewihlen oder zu-
mindest ,hebeln® kdnnen (z.B. durch bodennahes Angebot oder Angebot auf einer Platte / Trog
auf dem Boden).

«  ,bewegbar*: Das Schwein kann den Standort / die Position des Materials verandern.

« veranderbar®: Das Schwein kann Aussehen und Struktur des Materials verandern. Holz muss
vom Schwein ins Maul genommen werden kénnen und leicht zerkaubar sein.

Holzstlicke die nicht untersuchbar sind und / oder nicht innerhalb weniger Tage zerkaut werden kénnen,
erfiillen als alleiniges Beschéaftigungsmaterial die Mindestanforderungen nicht.

Wasser

Jedes mehr als zwei Wochen alte Schwein muss jederzeit Zugang zu Wasser in ausreichender Menge
und Qualitat haben.

Stallklima und Stallbeleuchtung

Das Stallklima, vor allem Zirkulation, Staubgehalt, Temperatur, relative Feuchte und Gaskonzentration
der Luft, mlssen fiir die Tiere unschadlich sein. Im Aufenthaltsbereich der Schweine sollen je Kubikmeter
Luft folgende Werte nicht tberschritten werden:

- Ammoniak: 20 ppm
- Kohlendioxid: 3.000 ppm
- Schwefelwasserstoff: 5 ppm.

Schweine miissen mindestens acht Stunden pro Tag bei einer Lichtstarke von mindestens 40 Lux gehal-
ten werden. Jedes Schwein soll von ungeféhr der gleichen Lichtmenge erreicht werden.

Larmschutz

Im Aufenthaltsbereich der Schweine soll ein Gerauschpegel von 85 dbA nicht (iberschritten und dauer-
hafter oder pl6tzlicher Larm vermieden werden.
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Unvertraglichkeit/ Gruppenstruktur/ Aggressionen

Schweine, die gegenuber anderen Schweinen Unvertraglichkeiten zeigen, dirfen nicht in der Gruppe
gehalten werden. Aggressionen in der Gruppe oder Auseinandersetzungen zwischen Schweinen sind
durch geeignete MalRnahmen auf ein Mindestmal} zu begrenzen.

Um- und Neugruppierungen mussen auf das unvermeidliche Mal} reduziert werden.

Beruhigungsmittel zur Erleichterung der Einstellung fremder Schweine drfen nur in Ausnahmefallen und
nur nach Konsultation eines Tierarztes verabreicht werden.

8.3.2 Besondere Anforderungen
Saugferkel

In Abferkelbuchten missen Schutzvorrichtungen gegen ein Erdriicken der Saugferkel vorhanden sein.
Der Aufenthaltsbereich der Saugferkel muss so beschaffen sein, dass alle Saugferkel jeweils gleichzeitig
ungehindert saugen oder sich ausruhen kénnen. Der Liegebereich (Ferkelnest) muss allen Saugferkeln
ein gleichzeitiges ungestortes Ruhen ermdglichen und befestigt (geschlossen) oder mit einer Matte, Stroh
oder einem anderen geeigneten Material bedeckt sein.

Saugferkel diirfen erstim Alter von (iber vier Wochen abgesetzt werden, es sei denn, dies ist zum Schutz
des Muttertieres oder des Saugferkels vor Schmerzen, Leiden oder Schéden erforderlich; ferner darf ein
Saugferkel im Alter von (iber drei Wochen abgesetzt werden, wenn sichergestellt ist, dass es unverziiglich
in gereinigte und desinfizierte Stalle oder vollstandig abgetrennte Stallabteile verbracht wird, in denen
keine Sauen gehalten werden.

Absatzferkel

Fur jedes Absatzferkel muss bei Gruppenhaltung abhéngig vom Durchschnittsgewicht folgende uneinge-
schrankt nutzbare Bodenflache zur Verflgung stehen:

a) Uber5kgbis10kg= 0,15 m?
b) uber 10 kg bis 20 kg 0,20 m?;

¢) Uber 20 kg 0,30 m? (Hinweis: 0,35 m? ab 05.08.2016 aufgrund fachrechtlicher
Regelungen, die bei der Konditionalitat aber nicht relevant sind).

Zuchtlaufer und Mastschweine

Entsprechend dem Durchschnittsgewicht muss bei Gruppenhaltung fiir jedes Schwein folgende uneinge-
schrankt nutzbare Bodenflache zur Verfligung gestellt werden:

uber 10 kg bis 20 kg = 0,20 m?
uber 20 kg bis 30 kg = 0,30 m?
uber 30 kg bis 50 kg = 0,40 m?
uber 50 kg bis 85 kg= 0,55 m?
uber 85 kg bis 110 kg = 0,65 m?
uber 110 kg = 1,00mx

—_

o o LN
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Jungsauen und Sauen

Kastenstande mussen so beschaffen sein, dass die Schweine sich nicht verletzen kdnnen und jedes
Schwein ungehindert aufstehen, sich hinlegen sowie den Kopf ausstrecken kann und jedes Schwein seine
Gliedmalen in Seitenlage ausstrecken kann, ohne dass dem ein bauliches Hindernis entgegensteht.

Abferkelbuchten missen so angelegt sein, dass hinter dem Liegeplatz der Jungsau oder der Sau genu-
gend Bewegungsfreiheit fur das ungehinderte Abferkeln sowie fir geburtshilfliche Manahmen besteht.

Gruppenhaltung von Sauen:

Jungsauen und Sauen sind im Zeitraum von uber vier Wochen nach dem Decken bis eine Woche
vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin in der Gruppe zu halten.

(Ausnahme: Betriebe mit weniger als zehn Sauen und/oder voriibergehend bei Aggressionen
oder Krankheit / Verletzung unter der Voraussetzung, dass die Tiere sich jederzeit ungehindert
umdrehen kdénnen).

Jede Seite der Bucht, in der diese Gruppen gehalten werden, muss mindestens 280 Zentimeter,
bei Gruppen mit weniger als sechs Schweinen mindestens 240 Zentimeter lang sein.

Bei Gruppenhaltung muss jeder Jungsau und jeder Sau im Zeitraum von Uber vier Wochen nach
dem Decken) bis eine Woche vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin folgende uneinge-
schrankt nutzbare Bodenflache zur Verflgung stehen:

a) bei einer GruppengroRe bis 5 Tiere = je Jungsau 1,80 m?/je Sau 2,48 m?;
b) bei einer GruppengroRe von 6 bis 39 Tieren = je Jungsau 1,64 m%je Sau 2,25 m?;
c¢) bei einer GruppengroRe von 40 oder mehr Tieren = je Jungsau 1,48m?/je Sau 2,03 m2

Ein Teil der vorbenannten Bodenflache, der 0,95 Quadratmeter je Jungsau und 1,3 Quadratmeter
je Sau nicht unterschreiten darf, muss planbefestigt oder in einer Weise ausgefiihrt sein, dass
der Perforationsanteil maximal 15 Prozent betragt.

Fir alle Betriebe qilt:

Die Anbindehaltung ist verboten.

Trachtige Jungsauen und Sauen sind bis eine Woche vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin mit ge-
nigend Grundfutter oder Futter mit hohem Rohfaseranteil sowie Kraftfutter zu versorgen, damit sie ihren
Hunger und ihr Kaubedurfnis stillen konnen.

Trachtige Jungsauen und Sauen sind erforderlichenfalls gegen Parasiten zu behandeln und vor dem Ein-
stallen in die Abferkelbucht zu reinigen.

In der Woche vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin muss jeder Jungsau oder Sau ausreichend Stroh
oder anderes Material zur Befriedigung ihres Nestbauverhaltens zur Verfligung gestellt werden, soweit
dies mit der vorhandenen Anlage zur Kot- und Harnentsorgung vereinbar ist. In bestehenden Haltungen,
in denen der Einsatz von Stroh mit der vorhandenen Anlage zur Kot und Harnentsorgung nicht vereinbar
ist, sind andere Materialien wie beispielsweise Jutesacke der Sau zur Verfigung zu stellen.
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Eber

Eber durfen nur in Haltungseinrichtungen gehalten werden, die so beschaffen sind, dass der Eber sich
ungehindert umdrehen und andere Schweine horen, riechen und sehen kann, und fir einen Eber ab
einem Alter von 24 Monaten eine Flache von mindestens sechs Quadratmetern aufweisen. Sie dirfen in
Haltungseinrichtungen zum Decken nur gehalten werden, wenn diese so angelegt sind, dass die Sau
dem Eber ausweichen und sich ungehindert umdrehen kann, und wenn sie eine Flache von mindestens
zehn Quadratmetern aufweisen.

Hinweise zu weiteren fachrechtlichen Anderungen im Bereich Tierschutz, die aber nicht unter die
Konditionalitét fallen:

Weitere fachrechtliche Verpflichtungen, die nicht unter die Konditionalitét fallen, betreffen insbesondere
das mit der 7. Anderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung verbundene Verbot der Kastenstand-
haltung von Sauen im Deckzentrum. Demnach sind Jungsauen und Sauen bis auf den Zeitraum von einer
Woche vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin bis mindestens zum Absetzen der Ferkel in der Gruppe
zu halten (Ubergangsregelungen fiir Altbauten). Fiir Neubauten muss jeder Sau im Zeitraum ab dem
Absetzen bis zur Besamung 5 m? uneingeschrénkte nutzbare Bodenflache zur Verfiigung stehen. Nédhere
Einzelheiten dazu sind den Rechtsvorschriften zu entnehmen. AulBerdem wird die Kastenstandshaltung
der Sauen im Abferkelbereich eingeschrénkt (Ubergangsregelungen fiir Altbauten). Mit der 8. Anderung
der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung muss eine Abferkelbucht, in der sich eine Sau frei bewegen
kann, u.a. mindestens 6,5 m? aufweisen (auch hier gelten Ubergangsregelungen).

Seit dem 1. Januar 2021 gilt das Verbot der betdubungslosen chirurgischen Kastration von méannlichen
Ferkeln im Alter von unter acht Tagen. Beziiglich der Betdubung mit Isofluran gilt hier die Ferkelbetéu-
bungssachkundeverordnung.
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IV KONTROLL- UND SANKTIONSSYSTEM

1 Kontrolle

Die in den Landern zustandigen Fachrechtsbehorden kontrollieren die Betriebe auf die Einhaltung der
Verpflichtungen der Konditionalitat. Die Kontrollen konnen von den Zahlstellen Gbernommen werden,
wenn deren Kontrollen ebenso wirksam sind wie die der Fachrechtsbehorden.

Kontrolliert wird, ob die Anforderungen und Standards der Konditionalitat eingehalten werden. Beihilfean-
trage werden abgelehnt, wenn der Betriebsinhaber, die vertretungsberechtigte Person, ein Arbeitnehmer
oder eine sonstige im Betrieb mitarbeitende Person die Durchfuihrung einer Vor-Ort-Kontrolle verhindern.

1.1  Systematische Kontrolle

Das EU-Recht schreibt grundsatzlich vor, dass die Einhaltung der Konditionalitat bei mindestens 1 Pro-
zent der Begiinstigten der fiir die Konditionalitat relevanten Zahlungen systematisch vor Ort kon-
trolliert werden muss.

Um den Kontrollaufwand zu begrenzen, kdnnen die systematischen Kontrollen gebiindelt werden, d.h.
bei einem Prifbesuch werden im selben Betrieb mehrere Rechtsvorschriften und Standards tberpriift.

Zudem wird die Einhaltung der Standards GLOZ 1 (Erhaltung von Dauergriinland), GLOZ 7 (Fruchtwech-
sel) und GLOZ 8 (Mindestanteil von nichtproduktiven Flachen) im Rahmen von Verwaltungskontrollen
uberprift.

1.2 Weitere Kontrollen

Neben den systematischen Kontrollen der Konditionalitat konnen auch Kontrollen aus anderem Anlass
erfolgen. Solche Kontrollen, bei denen vermuteten Verstolen nachzugehen ist, kdnnen sich auf Grund
von Hinweisen anderer Behorden, eigener Fachrechtskontrollen, aber auch durch Mitteilungen Dritter
ergeben.

2 Bewertung eines VerstoRes gegen die Vorschriften der Konditionalitat

Der Betriebsinhaber, der fiir eine Flache einen Antrag auf Zahlungen stellt, ist das ganze Kalenderjahr
uber dafiir verantwortlich, dass die Vorgaben der Konditionalitat eingehalten werden. Damit wird bei Ver-
stoRen auf dieser Flache immer der Antragsteller sanktioniert. Dies gilt auch in den Fallen, in denen Fla-
chen vor Antragstellung ibernommen bzw. nach Antragstellung abgegeben wurden. Wer ggf. im Innen-
verhaltnis zwischen Ubergeber und Ubernehmer fiir die Verwaltungssanktion haftet, bestimmt sich nach
Privatrecht bzw. einer zwischen den Parteien eventuell getroffenen Vereinbarung.

Ist der VerstoR allerdings demjenigen anzulasten, der die Flache vor Antragstellung abgegeben bzw.
nach Antragstellung aufgenommen hat und hat derjenige fiir das betreffende Kalenderjahr auch einen
Beihilfeantrag gestellt, so werden die Verwaltungssanktionen gegentiiber dieser Person vorgenommen.

Die Regelungen zur Sanktionierung bei Ubertragung von Flachen gelten in analoger Weise bei Ubertra-
gung anderer Betriebsteile.
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Bei der Bewertung wird generell auf die Kriterien Haufigkeit, AusmaB, Schwere und Dauer abgestellt.
Diese Begriffe sind wie folgt zu verstehen:

»  Haufigkeit: Wiederholte Nichteinhaltung derselben Anforderung innerhalb von drei aufeinander
folgenden Kalenderjahren, vorausgesetzt der Betriebsinhaber wurde auf den vorangegangenen
Verstol® hingewiesen und er hatte die Mdglichkeit, die erforderlichen Manahmen zur Abstellung
dieses VerstoRes zu treffen.

»  AusmaB: Der raumliche Bezug, insbesondere ob der Verstol? weitreichende Auswirkungen hat
oder auf die Flachen des Betriebes oder den Betrieb selbst begrenzt ist.

»  Schwere: Bezogen auf die Ziele, die mit der betreffenden Rechtsvorschrift erreicht werden sollen.

»  Dauer: Inshesondere bezogen auf die Lange des Zeitraums, in dem die Auswirkungen festzustel-
len sind, oder welche Maglichkeiten bestehen, die Auswirkungen mit angemessenen Mitteln abzu-
stellen.

Die zustandige Fachbehdrde hat nach diesen Kriterien den festgestellten VerstoR zu bewerten. Aufgrund
dieser Bewertung kirzt die Zahistelle dann die Zahlungen (Sanktion). Die Kirzung betragt bei einem
fahrlassig begangenen VerstoR in der Regel 3 Prozent.

Bei festgestellten nicht vorsatzlichen Verstofien kann die Zahlstelle auf der Grundlage der Bewertung des
Verstofles durch die zustandige Kontrollbehdrde unter Berlicksichtigung der oben genannten Kriterien
den Prozentsatz auf bis zu 1 Prozent senken.

Hat ein festgestellter VerstoB keine oder nur unerhebliche Folgen fir die Erreichung des Ziels des betref-
fenden Standards oder der betreffenden Anforderung kann von einer Verwaltungssanktionierung ab-
gesehen werden. Soweit mdglich, hat der Betriebsinhaber diesen VerstoR sofort bzw. innerhalb der ihm
von der zustandigen Kontrollbehdrde mitgeteilten Frist zu beheben.

Hat der Verstol schwerwiegende Folgen fiir die Erreichung des Ziels des betreffenden Standards oder
der betreffenden Anforderung, oder stellt er eine direkte Gefahrdung der 6ffentlichen Gesundheit oder
der Tiergesundheit dar, kann die Zahlstelle den Prozentsatz auf bis zu 10 Prozent anheben.

Unabhéngig von der Art der Kontrollen (systematisch oder anlassbezogen) fiihren alle festgestellten Ver-
stoRe gegen Anforderungen der Konditionalitat grundséatzlich zu einer Kiirzung der Zahlungen.

3 Hohe der Gesamtsanktion

Werden in einem Kalenderjahr mehrere fahrlassige ErstverstoRe begangen, werden die festgesetzten
Kiirzungssatze addiert, wobei der gesamte Kiirzungssatz 5 Prozent nicht liberschreiten darf, wenn
keiner der VerstoRe schwerwiegende Folgen fiir die Erreichung des Ziels des betreffenden Standards
oder der betreffenden Anforderung hat oder eine direkte Gefahrdung der &ffentlichen Gesundheit oder
der Tiergesundheit bedeutet (Kappungsgrenze).Wenn jedoch ein Verstol® von besonderer Schwere fest-
gestellt wird, erhdht sich diese Kappungsgrenze auf 10 Prozent.

Im Wiederholungsfall, d.h., wenn sich ein VerstoR gegen eine relevante Anforderung einer Verordnung
oder Richtlinie innerhalb von drei Kalenderjahren wiederholt, betragt die Verwaltungssanktion in der Re-
gel 10 Prozent. Ein Wiederholungsfall liegt auch dann vor, wenn innerhalb eines Kalenderjahres mehrfach
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gegen dieselbe Anforderung verstofRen wurde.

Werden in einem Kalenderjahr mehrere fahrlassige WiederholungsverstoRe begangen, werden die fest-
gesetzten Kirzungssatze addiert, wobei der gesamte Kirzungssatz 20 Prozent nicht Gberschreiten darf
(Kappungsgrenze).

Tritt derselbe VerstoR ohne stichhaltige Begriindung seitens des Beguinstigten weiterhin wiederholt auf,
so gelten diese Falle als vorsatzliche VerstoRe.

Bei einem vorsatzlichen VerstoR betragt die Kirzung mindestens 15 Prozent der Zahlungen, kann sich
aber aufgrund der oben genannten Kriterien Haufigkeit, Ausmal, Schwere und Dauer auf bis zu 100 Pro-
zent erh6hen.

Werden in einem Kalenderjahr mehrere vorsatzliche VerstoRe begangen, werden die festgesetzten Kur-
zungssatze addiert, wobei der gesamte Kilirzungssatz 100 Prozent nicht iberschreiten darf.

Werden in einem Kalenderjahr mehrere fahrlassige, wiederholte und vorsétzliche VerstoRe begangen,
werden die festgesetzten Kiirzungssatze der einzelnen VerstoRarten unter Berticksichtigung der entspre-
chenden Kappungsgrenzen addiert, wobei der gesamte Klirzungssatz ebenfalls 100 Prozent nicht ber-
schreiten darf.

4 Zuordnung eines VerstoRes zum Jahr der Begehung

Nach dem Urteil des Europaischen Gerichtshofes in der Rechtssache C-361/19 (De Ruiter) muss ein bei
einer Kontrolle festgestellter Versto® dem Kalenderjahr zugeordnet werden, in dem der VerstoR began-
gen wurde. Die aus dem Verstol resultierende Verwaltungssanktion ist dann auf Basis der Zahlungen zu
berechnen, die dem Betriebsinhaber im Jahr der Begehung des VerstoRes gewahrt wurden. Es sind all
die Verstole zu berlcksichtigen, die im aktuellen oder in einem der beiden vorangegangenen Kalender-
jahre begangen wurden.

Halt der Verstol Giber mehr als ein Jahr an, sind die Zahlungen aller betroffenen Jahre zu sanktionieren.
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V  ANLAGEN

1 Grundanforderungen an die Betriebsfiihrung (GAB)?

Die in der Tabelle aufgeflhrten Richtlinien und Verordnungen gelten in der jeweils aktuellen Fassung.

A. Klima und Umwelt

GAB 1 Richtlinie 2000/60/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur
Schaffung eines Ordnungsrahmens flir MaBnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Was-
serpolitik (ABI. L 327 vom 22.12.2000, S. 1):
Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe e und, hinsichtlich verpflichtender Anforderungen zur Kontrolle
diffuser Quellen der Verschmutzung durch Phosphate, Buchstabe h

GAB 2 Richtlinie 91/676/EWG des Rates vom 12. Dezember 1991 zum Schutz der Gewasser vor
Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen Quellen (ABI. L 375 vom 31.12.1991, S.
1):
Artikel 4 und 5

GAB 3 Richtlinie 2009/147/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009
uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABI. L 20 vom 26.1.2010, S. 7):
Artikel 3 Absatz 1, Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b, Artikel 4 Absatze 1, 2 und 4

GAB 4 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natiirlichen Lebensraume
sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen:
Artikel 6 Abs. 1 und 2
B. Offentliche Gesundheit und Pflanzengesundheit

GAB 5 Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar
2002 zur Festlegung der allgemeinen Grundsatze und Anforderungen des Lebensmittelrechts,
zur Errichtung der Européischen Behorde flr Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von
Verfahren zur Lebensmittelsicherheit (ABI. L 31 vom 1.2.2002, S. 1):
Artikel 14 und 15, Artikel 17 Absatz 1* und Artikel 18, 19 und 20

GAB 6 Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 iber das Verbot der Verwendung bestimmter
Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer Wirkung und von B-Agonisten in der tierischen
Erzeugung und zur Aufhebung der Richtlinien 81/602/EWG, 88/146/EWG und 88/299/EWG
(ABI. L 125 vom 23.5.1996, S. 3:)
Artikel 3 Buchstaben a, b, d und e sowie Artikel 4, 5und 7

GAB 7 Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 21. Okto-
ber 2009 Uber das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richt-
linien 79/117/EWG und 91/414/EWG:
Artikel 55 Satz 1 und 2
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GAB 8

Richtlinie 2009/128/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009
uber einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft fir die nachhaltige Verwendung von Pestiziden
(ABI. L 309 vom 24.11.2009, S. 71):

Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 8 Absétze 1 bis 5 Artikel 12 hinsichtlich Beschrankungen bei der
Verwendung von Pestiziden in Schutzgebieten im Sinne der Richtlinie 2000/60/EG und der
Natura-2000-Rechtsvorschriften

Artikel 13 Absétze 1 und 3 (ber die Handhabung und Lagerung von Pestiziden und Entsorgung
von Restmengen

C. Tierwohl/Tierschutz

GAB 9

Richtlinie 2008/119/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 iber Mindestanforderungen fir
den Schutz von Kélbern:

Artikel 3 und 4

GAB 10

Richtlinie 2008/120/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 (iber Mindestanforderungen fir
den Schutz von Schweinen):

Artikel 3 und 4

GAB 11

Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 lber den Schutz landwirtschaftlicher Nutz-
tiere:

Artikel 4

* Insbesondere umgesetzt durch:

Verordnung (EG) Nr. 470/2009: Artikel 14 und den Anhang der Verordnung (EG) Nr. 37/2010;

Verordnung (EG) Nr. 852/2004: Artikel 4 Absatz 1 und Anhang | Teil A (Abschnitt Il Nummer 4 (Buchstaben g, h, j),
Nummer 5 (Buchstaben f, h), Nummer 6; Abschnitt Ill Nummer 8 (Buchstaben a, b, d, ), Nummer 9 (Buchstaben a, c);

Verordnung (EG) Nr. 853/2004: Artikel 3 Absatz 1 und Anhang IIl Abschnitt IX Kapitel 1 (Abschnitt | Nummer 1 Buchstaben
b, ¢, d, e; Abschnitt | Nummer 2 Buchstabe a (Ziffern i, i, iii), Buchstabe b (Ziffern i, i), Buchstabe c; Abschnitt | Nummern
3,4, 5; Abschnitt Il Teil ANummern 1, 2, 3, 4; Abschnitt [l Teil B Nummern 1 (Buchstaben a, d), 2, 4 (Buchstaben a, b)),

Anhang IIl Abschnitt X Kapitel 1 Nummer 1;

Verordnung (EG) Nr. 183/2005: Artikel 5 Absatz 1 und Anhang | Teil A (Abschnitt | Nummer 4 Buchstaben e, g; Abschnitt

[ Nummer 2 Buchstaben a, b, e), Artikel 5 Absatz 5 und Anhang Ill (Nummern 1, 2), Artikel 5 Absatz 6;
Verordnung (EG) Nr. 396/2005: Artikel 18.
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2

Jahrlicher betrieblicher Nahrstoffeinsatz
(Anlage 5 zu § 10 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 Satz 2 DiV)
Jahrlicher betrieblicher Nahrstoffeinsatz
fur Stickstoff (N) und Phosphat (P20s) flr das Diingejahr ......................
1. Erfassung der Daten fiir den betrieblichen Nahrstoffeinsatz
— Eindeutige Bezeichnung des Betriebes: ...,
— Grofe des Betriebes in Hektar landwirtschaftlich genutzter Flache: ..................
—Beginn und Ende des DUNGejahres: ............ccooviiiiiicieieeieee e
—Datum der Erstellung: ........c.oveiiiiiiiie
- Gesamtbetrieblicher Diingebedarf:
0 Stickstoff (INKG N)iveeeieeeei e
0 Phosphat (in KG P205):.....c.uvvviiiiiiiiiiciiceiee e
2. Erfassung der im Betrieb aufgebrachten Nahrstoffe
1 2 3 4
Stickstoff Phosphat
kg N kg P20s
1. Mineralische Diingemittel Mineralische Dingemittel
2. \é\tlji;t;chaﬁsdﬂnger tierischer  Her- Wirtschaftsdlinger tierischer Herkunft
3. davon verfugbarer Stickstoff Weidehaltung
4. Weidehaltung Sonstige organische Diingemittel
5. Sonstige organische Diingemittel Bodenhilfsstoffe
6. davon verfligbarer Stickstoff Kultursubstrate
7. Bodenhilfsstoffe Pflanzenhilfsmittel
8. Kultursubstrate g::a:\slleK ,-Z\x/rg B)eseltlgung (§28 Absatz 2 0
9. Pflanzenhilfsmittel Sonstige
10. Abfélle zur Beseitigung (§ 28 Ab-
satz 2 oder 3 KrWG)
1" Stickstoffbindung durch Legumino-
sen
12. Sonstige
13. Summe Gesamtstickstoff Summe Phosphat
Summe Gesamtstickstoff in kg N
14, pro ha landwirtschaftlich genutzter
Fl&che nach § 6 Absatz 4
15. Summe verfligbarer Stickstoff
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3 Anforderungen an die Rohmilch?!

In jedem Milcherzeugungsbetrieb muss Rohmilch in einer reprasentativen Anzahl Proben, die nach dem
Zufallsprinzip gezogen werden, auf ihren Gehalt an somatischen Zellen und ihre Keimzahl untersucht
werden. Dies erfolgt entweder durch das Lebensmittelunternehmen, das die Milch abholt oder muss an-
dernfalls vom Milcherzeuger selbst veranlasst werden. Bei Abholung durch die Molkerei ist die Durchflh-
rung dieser Untersuchungen in der Regel sichergestellt.

Die Rohmilch muss folgenden Kriterien gentigen:
Kuhmilch:

Keimzahl bei 30 °C (pro ml) kleiner/gleich 100.000 (uber zwei Monate ermittelter geometrischer Mittelwert
bei mindestens zwei Probenahmen je Monat) und

Somatische Zellen (pro ml) kleiner/gleich 400.000 (lber drei Monate ermittelter geometrischer Mittelwert
bei mindestens einer Probenahme je Monat, es sei denn, die zustandige Behorde schreibt eine andere
Methode vor, die den saisonalen Schwankungen der Produktionsmenge Rechnung tragt).

Rohmilch von anderen Tieren:

Keimzahl bei 30 °C (pro ml) kleiner/gleich 1.500.000 (iiber zwei Monate ermittelter geometrischer Mittel-
wert bei mindestens zwei Probenahmen je Monat).

Rohmilch von anderen Tieren, die zur Herstellung von Rohmilcherzeugnissen nach einem Verfahren ohne
Hitzebehandlung bestimmt ist:

Keimzahl bei 30 °C (pro ml) kleiner/gleich 500.000 (liber zwei Monate ermittelter geometrischer Mittelwert
bei mindestens zwei Probenahmen je Monat).

Zusétzlich muss der Landwirt als Lebensmittelunternehmer mit geeigneten Verfahren sicherstellen, dass
Rohmilch nicht in den Verkehr gelangt, wenn Rickstandsgehalte von Antibiotika die hochstzulassigen
Werte Uberschreiten. Entsprechende Untersuchungen werden in der Regel von der Molkerei durchge-
fuhrt. Andernfalls missen sie vom Milcherzeuger selbst veranlasst werden.

Geeignete Verfahren sind:

¢ Dokumentation der Anwendung von Arzneimitteln wie Eutertuben, Salben, Medizinalfutter, Injektio-
nen, Gebarmutterstabe, Zitzenbader und Sprays, die Antibiotika enthalten kénnen (siehe Bestands-
buch und Belege des Tierarztes, Kapitel Ill, Nr. 9),

e Kennzeichnung von Tieren, die in der Wartezeit sind, um versehentliche Abgabe der Milch dieser
Tiere zu verhindern (z.B. durch farbige Fubander),

e gesondertes Melken von Tieren in der Wartezeit erst am Ende oder mit gesondertem Melkzeug.
Alle Untersuchungsergebnisse mussen dokumentiert werden.

Genugt die Rohmilch nicht den genannten Anforderungen, so muss der Landwirt als Lebensmittelunter-
nehmer dies der zustandigen Behdrde melden und durch geeignete MalRnahmen Abhilfe schaffen.
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Eingriffe bei Tieren - Amputationsverbot

Das vollstandige oder teilweise Amputieren von Korperteilen oder das vollstandige oder teilweise Entneh-
men oder Zerstoren von Organen oder Geweben eines Wirbeltieres ist verboten.

Das Verbot gilt nicht,

1. wenn der Eingriff im Einzelfall nach tierarztlicher Indikation geboten ist und durch einen Tierarzt vorge-
nommen wird,

2. fur

das Kastrieren von unter vier Wochen alten ménnlichen Rindern, Schafen und Ziegen und von unter
acht Tage alten mannlichen Schweinen sowie

die Kennzeichnung von Schweinen, Schafen, Ziegen und Kaninchen durch Ohrtatowierung,

die Kennzeichnung anderer Saugetiere innerhalb der ersten zwei Lebenswochen durch Ohr- und
Schenkeltatowierung sowie

die Kennzeichnung landwirtschaftlicher Nutztiere - einschliellich der Pferde - durch entweder Ohr-
marke, Fligelmarke oder injektierten Mikrochip, ausgenommen bei Gefligel, durch Schlagstempel
beim Schwein und durch Schenkelbrand beim Pferd.

Diese Eingriffe mlssen durch eine Person vorgenommen werden, die die dazu notwendigen Kennt-
nisse und Fahigkeiten hat,

3. fur

das Enthornen oder das Verhindern des Hornwachstums bei unter sechs Wochen alten Rindern,

das Kiirzen des Schwanzes von unter vier Tage alten Ferkeln sowie von unter acht Tage alten Lam-
mern,

das Kiirzen des Schwanzes von unter acht Tage alten Lammern mittels elastischer Ringe,

das Abschleifen (oder das Abkneifen) der Eckzahne von unter acht Tage alten Ferkeln, sofern dies
zum Schutz des Muttertieres oder der Wurfgeschwister unerlasslich ist und

das Absetzen des krallentragenden letzten Zehengliedes bei Masthahnenkuken, die als Zuchthahne
Verwendung finden sollen, wahrend des ersten Lebenstages.

Die Ausnahmen nach Nr. 3 gelten nur dann, wenn der Eingriff im Einzelfall fir die vorgesehene Nutzung
des Tieres zu dessen Schutz oder zum Schutz anderer Tiere unerlasslich ist. Der zustandigen Behorde
ist auf Verlangen jeweils glaubhaft darzulegen, dass der Eingriff fiir die vorgesehene Nutzung unerlasslich
ist. Diese Eingriffe missen durch eine Person vorgenommen werden, die die dazu notwendigen Kennt-
nisse und Fahigkeiten hat.
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Es ist verboten, beim Amputieren oder Kastrieren elastische Ringe zu verwenden. Ausgenommen von
diesem Verbot ist das Kirzen des Schwanzes von unter acht Tage alten Lammern.

Die zustandige Behorde kann auf Antrag
1. das Kirzen der Schnabelspitzen von Legehennen bei unter zehn Tage alten Kiiken,
2. das Kirzen der Schnabelspitzen bei Nutzgeflugel, das nicht unter Nr.1 fallt,

3. das Kirzen des bindegewebigen Endstlickes des Schwanzes von unter drei Monate alten mannlichen
Kalbern mittels elastischer Ringe

erlauben, wenn vom Antragsteller glaubhaft dargelegt wird, dass der Eingriff im Hinblick auf die vorgese-
hene Nutzung zum Schutz der Tiere unerlasslich ist. Die Erlaubnis ist befristet und enthalt im Falle der
Nummer 1 Bestimmungen tber Art, Umfang und Zeitpunkt des Eingriffs und die durchflihrende Person.

5 Eingriffe bei Tieren — Betaubung
Eine Betaubung ist bei Eingriffen an Tieren nicht erforderlich,

— wenn bei vergleichbaren Eingriffen am Menschen eine Betaubung in der Regel unterbleibt oder der
mit dem Eingriff verbundene Schmerz geringfiigiger ist als die mit einer Betdubung verbundene Be-
eintrachtigung des Befindens des Tieres,

— wenn die Betaubung im Einzelfall nach tierarztlichem Urteil nicht durchflihrbar erscheint,

— flir das Kastrieren von unter vier Wochen alten mannlichen Rindern, Schafen und Ziegen sofern kein
von der normalen anatomischen Beschaffenheit abweichender Befund vorliegt,

— fiir das Kastrieren von unter acht Tage alten mannlichen Schweinen, sofern kein von der normalen
anatomischen Beschaffenheit abweichender Befund vorliegt (Hinweis: Nach nationalem Recht ist
eine Betdubung zwingend erforderlich. Dies ist nicht Teil der Verpflichtungen bei der Konditionalitat.

— fiir das Enthornen oder das Verhindern des Hornwachstums bei unter sechs Wochen alten Rindern,

— fiir das Kirzen des Schwanzes von unter vier Tage alten Ferkeln sowie von unter acht Tage alten
Lammern,

— fiir das Kiirzen des Schwanzes von unter acht Tage alten Lammern mittels elastischer Ringe,

— fiir das Abschleifen der Eckzahne von unter acht Tage alten Ferkeln, sofern dies zum Schutz des
Muttertieres oder der Wurfgeschwister unerlasslich ist,

— fiir das Absetzen des krallentragenden letzten Zehengliedes bei Masthahnenkiiken, die als Zucht-
hahne Verwendung finden sollen, wahrend des ersten Lebenstages,

— fiir die Kennzeichnung von Schweinen, Schafen, Ziegen und Kaninchen durch Ohrtatowierung, fir
die Kennzeichnung anderer Saugetiere innerhalb der ersten zwei Lebenswochen durch Ohr- und
Schenkeltatowierung sowie die Kennzeichnung landwirtschaftlicher Nutztiere - einschlieflich der
Pferde - durch entweder Ohrmarke, Flligelmarke oder elektronischer Transponder, ausgenommen
bei Gefliigel und durch Schlagstempel beim Schwein.

Ist bei einem Eingriff eine Betdubung nicht erforderlich, sind alle Mdglichkeiten auszuschopfen, um die
Schmerzen oder Leiden der Tiere zu vermindern.
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VI GLOSSAR

1 Begriffsbestimmungen

Ackerland: Der Begriff Ackerland umfasst fir den Anbau landwirtschaftlicher Kulturpflanzen genutzte
andere Flachen als Dauergriinland oder Dauerkulturen und fir den Anbau landwirtschaftlicher Kul-
turpflanzen verfligbare, aber brachliegende andere Flachen als Dauergriinland oder Dauerkultu-
ren.

Fur die Laufzeit der entsprechenden Verpflichtung gehort zum Ackerland auch eine stillgelegte
Flache, die zum Zeitpunkt der Stilllegung die vorgenannten Voraussetzungen fur Ackerland erfullt
hat und stillgelegt worden ist
a) nach dem GLOZ-Standard 8,
b) nach der Oko-Regelung 1a,
c) im Rahmen der Artikel 22 bis 24 der Verordnung (EG) Nr. 1257/1999 in der fiir den Zeitpunkt
der Stilllegung geltenden Fassung,
d) im Rahmen einer Agrarumweltmainahme nach Artikel 39 der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 in der flr den Zeitpunkt der Stilllegung geltenden Fassung,
e) im Rahmen einer Agrarumwelt- und Klimamalinahme nach Artikel 28 der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 in der flr den Zeitpunkt der Stilllegung geltenden Fassung oder
f) im Rahmen einer freiwilligen Umwelt-, Klima- oder anderen Bewirtschaftungsverpflichtung
nach der ELER-Regelung.
Begriinte Randstreifen von untergeordneter Bedeutung, hochstens aber einer Breite von 15 Me-
tern, einer Ackerlandflache sind Ackerland.

Begiinstigter: Empfanger der agrarrechtlichen EU-Beihilfen und Zahlungen.

Betriebsinhaber: Eine natirliche oder juristische Person oder eine Vereinigung natirlicher oder juristi-
scher Personen, unabhangig davon, welchen rechtlichen Status die Vereinigung und ihre Mitglie-
der aufgrund nationalen Rechts haben, deren Betrieb sich im Gebiet der EU befindet und die eine
landwirtschaftliche Tatigkeit austibt.

Dauergriinland: Der Begriff Dauergrinland umfasst Flachen, auch wenn sie nicht fiir die Erzeugung
genutzt werden, die

1. auf naturliche Weise durch Selbstaussaat oder durch Aussaat zum Anbau von Gras oder ande-
ren Grunfutterpflanzen genutzt werden,

2. seit mindestens fiinf Jahren nicht Bestandteil der Fruchtfolge sind und
3. seit mindestens finf Jahren nicht gepfliigt worden ist.

Gras oder andere Griinfutterpflanzen sind
1. alle krautartigen Pflanzen, die herkdmmlicherweise in naturlichem Grlinland anzutreffen sind
oder die normalerweise Teil von Saatgutmischungen fur Weideland oder Wiesen sind, unabhangig
davon, ob die Flachen als Viehweiden genutzt werden, mit Ausnahme von
a) Gras oder anderen Grinfutterpflanzen bei dem Anbau zur Erzeugung von Saatgut,
b) Gras bei dem Anbau zur Erzeugung von Rollrasen und
c) Leguminosen bei der Aussaat in Reinsaat oder in Mischungen von Leguminosen solange
diese Leguminosen auf der Flache vorherrschen, und
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2. Pflanzen der Gattungen Juncus und Carex, soweit sie auf der Flache gegeniber Gras oder
anderen Grunfutterpflanzen im Sinne der Nummer 1 nicht vorherrschen.

Dauergrinland kann auch andere Pflanzenarten als Gras oder andere Grunfutterpflanzen, die ab-
geweidet werden konnen, umfassen, wie Straucher oder Baume, soweit Gras und andere Grinfut-
terpflanzen vorherrschen. Gras und andere Grinfutterpflanzen herrschen vor, wenn sie mehr als
50 Prozent der forderfahigen Flache einer Dauergrinlandflache einnehmen.

Pflugen ist jede mechanische Bodenbearbeitung, die die Narbe zerstort. Nicht als Pflugen gilt eine
flache Bodenbearbeitung von bestehendem Dauergrinland zur Narbenerneuerung in der beste-
henden Narbe.

Pfligen im Ackerland ist jede mechanische, wendende Bodenbearbeitung. Der Einsatz von

+ Stoppelhobel,
+ Schélpflug,
+ Spatenmaschine / -frase

zahlt insoweit zum Pfllgen.

Als Dauergriinland gelten, wenn Gras und andere Grinfutterpflanzen in Weide-gebieten traditionell
nicht vorherrschen oder nicht vorkommen, auch Flachen, die mit anderen Pflanzenarten im Sinne
des Absatzes 3 bedeckt sind, die Teil eines etablierten lokalen Bewirtschaftungsverfahrens sind.
Ein etabliertes lokales Bewirtschaftungsverfahren ist jede

1. traditionelle Beweidungspraktik, die auf den betreffenden Flachen gemeinhin angewendet wird,
2. traditionelle Mahdnutzung,
3. Praktik, die von Bedeutung ist
a) fur die Erhaltung der in Anhang | der Richtlinie 92/43/EWG des Rates genannten Lebens-
raumtypen oder
b) fir die Erhaltung der Lebensraume der unter die Richtlinie 2009/147/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates fallenden Arten oder
4. Kombination der in den Nummern 1 bis 3 genannten Praktiken.

Als Dauergrunland gelten auch Flachen, die

1. nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 des GAP-Konditionalitaten-Gesetzes als Dauergriinland
neu angelegt worden sind oder werden,

2. nach einer Verordnung auf Grund des § 9 Absatz 5 des GAP-Konditionalitaten-Gesetzes in
Dauergriinland rlickumgewandelt worden sind oder werden,

3. nach einer Verordnung auf Grund des § 12 Absatz 8 des GAP-Konditionalitaten-Gesetzes
in Dauergrinland rickumgewandelt worden sind oder werden,

4. einer Verpflichtung zur Umwandlung in Dauergriinland unterliegt und mit Gras oder anderen
Grunfutterpflanzen angeséat worden sind oder werden oder nach den Vorschriften tber die
Erhaltung von Dauergrinland bei der Zahlung fir den Klima- und Umweltschutz forderliche
Landbewirtschaftungsmethoden zur Durchflihrung von Titel [Il Kapitel 3 der Verordnung
(EU) Nr. 1307/2013 angelegt oder rickumgewandelt worden sind oder werden und als Dau-
ergrinland gelten.
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Streuobstwiesen gelten als Dauergriinland, wenn die begriinte Flache die Voraussetzungen der
Begriffsbestimmung Dauergrinland erfullt.

Dauerkulturen: Der Begriff Dauerkulturen umfasst Flachen, auch wenn sie nicht fir die Erzeugung ge-
nutzt werden, mit
1. nicht in die Fruchtfolge einbezogenen Kulturen auf’er Dauergriinland, die fiir die Dauer von min-
destens flinf Jahren auf den Flachen verbleiben und wiederkehrende Ertrage liefern,
2. Reb- und Baumschulen sowie
3. Niederwald mit Kurzumtrieb.

Reb- und Baumschulen sind folgende Flachen mit jungen verholzenden Pflanzen im Freiland, die
zum Auspflanzen bestimmt sind:

1. Rebschulen und Rebschnittgarten fir Unterlagen,

2. Baumschulen fir Obst- und Beerengehdlze,

3. Baumschulen fir Ziergehdlze,

4. gewerbliche Forstbaumschulen ohne forstliche Pflanzgarten innerhalb des Waldes flir den Ei-
genbedarf des Betriebs und

5. Baumschulen fur Baume und flr Straucher, die geeignet sind fur die Bepflanzung von Garten,
Parks, StraRenrandern und Boschungen, wie Heckenpflanzen, Rosen und sonstige Zierstraucher
sowie Zierkoniferen, jeweils einschlieflich der Unterlagen und Jungpflanzen.

Niederwald mit Kurzumtrieb ist eine Flache, die mit Gehdlzpflanzen der in Anlage 2 der GAP-
Direktzahlungen-Verordnung genannten Arten bestockt ist, deren Wurzelstock oder Baumstumpf
nach der Ernte im Boden verbleibt und wieder austreibt. Der maximale Erntezyklus fur Niederwald
mit Kurzumtrieb betragt 20 Jahre.

Ein begrinter Randstreifen einer Dauerkulturflache, der von untergeordneter Bedeutung ist, ist Dauerkul-
tur. Eine untergeordnete Bedeutung liegt bei einer Breite von mehr als 15 Metern nicht vor.

Einzelanordnungen: an den jeweiligen Landwirt gerichtete Verwaltungsakte, mit denen die zustandige
Behorde bestimmte MalBnahmen vorschreibt oder untersagt oder von bestimmten Bedingungen
abhangig macht.

Feuchtgebiete: In Deutschland werden auch fir die europaischen Vogelarten folgende Feuchtbiotope
als relevant angesehen: natlrliche oder naturnahe Bereiche flieRender und stehender Binnenge-
wasser einschlieflich ihrer Ufer und der dazugehérigen uferbegleitenden nattrlichen oder natur-
nahen Vegetation sowie ihrer natirlichen oder naturnahe Verlandungsbereiche, Altarme und re-
gelmaRig tberschwemmte Bereiche einerseits, sowie Moore, Siimpfe, Rohrichte, seggen- und bin-
senreiche Nasswiesen, Quellbereiche und Binnenlandsalzstellen, sofern sie tiber die Biotopkartie-
rung erfasst sind, zudem Tumpel, Sélle und Dolinen und andere mit diesen vergleichbare Feucht-
gebiete.
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Freilandflichen: Die nicht durch Gebaude oder Uberdachungen standig abgedeckten Flachen, unab-
hangig von ihrer Beschaffenheit oder Nutzung; dazu gehdren auch Verkehrsflachen jeglicher Art
wie Gleisanlagen, Strafen-, Wege-, Hof- und Betriebsflachen sowie sonstige durch TiefbaumalR-
nahmen veranderte Landflachen (§ 2 Ziff. 15 PfISchG).

Futtermittelunternehmen: Alle Unternehmen, gleichgiiltig, ob sie auf Gewinnerzielung ausgerichtet sind
oder nicht und ob sie 6ffentlich oder privat sind, die an der Erzeugung, Herstellung, Verarbeitung,
Lagerung, Beforderung oder dem Vertrieb von Futtermitteln beteiligt sind, einschlielich Erzeuger,
die Futtermittel zur Verfutterung in ihrem eigenen Betrieb erzeugen, verarbeiten oder lagern.

Futtermittelunternehmer: Die natUrlichen oder juristischen Personen, die dafir verantwortlich sind, dass
die Anforderungen des Lebensmittelrechts in dem ihrer Kontrolle unterstehenden Futtermittelun-
ternehmen erfullt werden.

Landwirtschaftliche Flache: Der Begriff landwirtschaftliche Flache umfasst Ackerland, Dauerkulturen
und Dauergrinland, und das auch, wenn diese auf der betreffenden Flache ein Agroforstsystem
bilden.

Ein Agroforstsystem auf Ackerland, in einer Dauerkultur oder auf Dauergriinland liegt vor, wenn
auf der Flache mit dem vorrangigen Ziel der Rohstoffgewinnung oder Nahrungsmittelproduktion
Gehdlzpflanzen von Arten, die nicht in Anlage 1 der GAPDZV aufgefiihrt sind, entsprechend eines
positiv geprlften Nutzungskonzeptes angebaut werden in mindestens zwei Streifen, die hochstens
40 Prozent der jeweiligen landwirtschaftlichen Flache einnehmen, oder verstreut tiber die jeweilige
landwirtschaftliche Flache in einem Umfang von mindestens 50 und hdchstens 200 solcher Ge-
hdlzpflanzen je Hektar.

Landwirtschaftlich genutzte Flache beziiglich der Regelungen zur Nitratrichtlinie (GAB 2): Im Rah-
men der Dingeverordnung gehdren zur landwirtschaftlich genutzten Flache: pflanzenbaulich ge-
nutztes Ackerland, gartenbaulich genutzte Flachen, Grinland und Dauergrinland, Obstflachen,
Flachen, die zur Erzeugung schnellwiichsiger Forstgeholze zur energetischen Nutzung dienen,
weinbaulich genutzte Flachen, Hopfenflachen, Baumschulflachen; zur landwirtschaftlich genutzten
Flache gehdren auch befristet aus der landwirtschaftlichen Erzeugung genommene Flachen, so-
weit diesen Flachen Dungemittel, Bodenhilfsstoffe, Kultursubstrate oder Pflanzenhilfsmittel zuge-
fihrt werden. Zur landwirtschaftlich genutzten Flache gehéren nicht in geschlossenen oder boden-
unabhangigen Kulturverfahren genutzte Flachen.

Bodenunabhangige Kulturverfahren sind Systeme, bei denen gewahrleistet ist, dass es nicht zu
einem Eintrag von Nahrstoffen in tiefere Bodenschichten kommt (zum Beispiel Topf auf Tisch/Rin-
nen, Topf auf undurchlassiger Folie, Containerstellflachen). Gewachshauser mit gesteuerter Was-
serzufuhr und stationére Folientunnel gehéren auch zu bodenunabhéngigen Kulturverfahren.
Mehrere Nutzungen im Jahr flhren nicht zur VergroRerung der landwirtschaftlich genutzten Flache
des Betriebes.

Gartenbaulich genutzte Flachen sind auch Ackerland im Sinne der Regelungen zur Ausbringung
auf geneigten Flachen und zu den Sperrzeiten.

Landwirtschaftliche Tatigkeit: Der Begriff landwirtschaftliche Tatigkeit, die zur Bereitstellung privater
und offentlicher Glter beitragen kann, umfasst
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1. die Erzeugung, einschlieRlich Tatigkeiten wie Anbau, auch mittels Paludikultur oder in einem
Agroforstsystem, Ernten, Melken, Zucht oder Aufzucht von Tieren oder Haltung von Tieren fiir land-
wirtschaftliche Zwecke, von in Anhang | des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen
Union aufgeflihrten landwirtschaftlichen Erzeugnissen, ausgenommen Fischereierzeugnisse,

2. den Betrieb von Niederwald mit Kurzumtrieb,

3. nach Maligabe des § 3 Absatze 2 bis 6 der GAPDZV die Erhaltung einer landwirtschaftlichen
Flache, die wahrend des gesamten Jahres nicht fUr eine landwirtschaftliche Tatigkeit im Sinne der
Nummer 1 oder 2 genutzt wird, in einem Zustand, der sie ohne Uber die Anwendung von in der
Landwirtschaft Ublichen Methoden und Maschinen hinausgehende VorbereitungsmaRnahmen fir
die Beweidung oder den Anbau geeignet macht.

Lebensmittelunternehmen: Alle Unternehmen, gleichgiltig, ob sie auf Gewinnerzielung ausgerichtet
sind oder nicht und ob sie 6ffentlich oder privat sind, die eine mit der Produktion, der Verarbeitung
und dem Vertrieb von Lebensmitteln zusammenhangende Tatigkeit ausfuhren.

Lebensmittelunternehmer: Die natlrlichen oder juristischen Personen, die dafiir verantwortlich sind,
dass die Anforderungen des Lebensmittelrechts in dem ihrer Kontrolle unterstehenden Lebensmit-
telunternehmen erfllt werden.

Natura-2000-Gebiet: FFH- oder Vogelschutzgebiet.

Nutztiere: Landwirtschaftliche Nutztiere sowie andere warmblitige Wirbeltiere, die zur Erzeugung von
Nahrungsmitteln, Wolle, Hauten oder Fellen oder zu anderen landwirtschaftlichen Zwecken gehal-
ten werden.

Ortsfeste Anlagen: Als ortsfest oder ortsfest benutzt gelten Einheiten, wenn sie langer als ein halbes
Jahr an einem Ort zu einem bestimmten betrieblichen Zweck betrieben werden; Anlagen kénnen
aus mehreren Anlagenteilen bestehen (§ 2 Abs. 9 der Verordnung tber Anlagen zum Umgang mit
wassergefahrdenden Stoffen). An Lagerflachen, auf denen Ballensilage (Rund- und Quaderballen)
gelagert wird, werden keine Anforderungen gestellt, wenn auf der Lagerflache keine Entnahme von
Silage erfolgt. Alle Gibrigen Lagerungen in der Feldflur oder Silos werden gemal §2 Absatz 9 AwSV
nach einem halben Jahr als nicht rechtskonforme Anlagen betrachtet.

Pfliigen: Siehe Beschreibung zum Pflligen unter dem Begriff ,Dauergrinland®.

2 Relevante Rechtsvorschriften

Die nachfolgenden Rechtsvorschriften gelten in ihrer jeweils aktuellen Fassung.

1 Verordnung (EU) 2021/2115 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 mit Vorschriften fiir die
Unterstlitzung der von den Mitgliedstaaten im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik zu erstellenden und durch den Euro-
paischen Garantiefonds fiir die Landwirtschaft (EGFL) und den Europaischen Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des
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landlichen Raums (ELER) zu finanzierenden Strategieplane (GAP-Strategieplane) und zur Authebung der Verordnung (EU)
Nr. 1305/2013 sowie der Verordnung (EU) Nr. 1307/2013 .

2Verordnung (EU) 2021/2116 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 2. Dezember 2021 Uber die Finanzierung,
Verwaltung und Uberwachung der Gemeinsamen Agrarpolitik und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1306/2013

3Delegierte Verordnung (EU) 2022/1172 der Kommission vom 4. Mai 2022 zur Ergénzung der Verordnung (EU) 2021/2116
des Europaischen Parlaments und des Rates hinsichtlich des integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems im Rahmen der
Gemeinsamen Agrarpolitik und der Verhangung und Berechnung von Verwaltungssanktionen im Bereich der Konditionalitat

4 Gesetz zur Durchflihrung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik geltenden Konditionalitat (GAP-Konditionalitaten-
Gesetz — GAPKondG).

5 Verordnung zur Durchfiihrung der im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik geltenden Konditionalitat — GAPKondV).
6§ 5 Abs. 1 Dlingeverordnung.
7§ 5 Abs. 2 Diingeverordnung.

8 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz — WHG)
9§ 3 Abs. 2i.V.m. §4 und § 10 Abs. 1 Diingeverordnung.

10§ 4 Abs. 4 Diingeverordnung.

11§ 3 Abs. 3 Diingeverordnung.

12§ 3 Abs. 4 Diingeverordnung.

13§ 5 Abs. 1 Dingeverordnung.

14§ 5 Abs. 2 Diingeverordnung.

15§ 6 Abs. 8 Diingeverordnung.

16 § 6 Abs. 10 Diingeverordnung.

17°§ 11 Diingeverordnung.

18§ 6 Abs. 4 Diingeverordnung.

19 Anlage 7 der Verordnung iber Anlagen zum Umgang mit wassergefahrdenden Stoffen (AwSV).
20§ 12 Abs. 1 Diingeverordnung.

21§ 12 Abs. 2 Dingeverordnung.

22§ 12 Abs. 4 Duingeverordnung.

23 Richtlinie 2009/147/EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 iiber die Erhal-
tung der wildlebenden Vogelarten, (Vogelschutzrichtlinie).

24 Artikel 3 Abs. 1 und 2 b) Vogelschutzrichtlinie.
25 § 33 BNatSchG

%6 § 44 BNatSchG

27§ 23 GAPKondV.

28§ 30 BNatSchG i.V.m. § 18 BbgNatSchAG..

29 §§ 14 ff. BNatSchG.

30 8§ 32, 33 Abs. 1 und 34 BNatSchG i.V. m. Landesrecht

3 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natlirlichen Lebensraume sowie der wildlebenden
Tiere und Pflanzen, Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie, (FFH-Richtlinie).

32 Artikel 6 Abs. 1 FFH-Richtlinie; §§ 33ff. und § 44 BNatschG.

338§ 32 Abs. 3, 33 ff und 44 BNatschG i.V.m. Landesrecht.
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34 Vlertragliche Vereinbarung: Ein &ffentlich-rechtlicher Vertrag zwischen dem Land und dem Nutzungsberechtigten mit dem
anstelle einer Schutzgebietsverordnung durch entsprechende Bestimmungen ein gleichwertiger Schutz in einem NATURA
2000-Gebiet gewahrleistet wird.

35 \erordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der allgemeinen Grundsétze
und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errichtung einer Européischen Behérde flir Lebensmittelsicherheit und zur
Festlegung von Verfahren zur Lebensmittelsicherheit.

3 Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Européischen Parlaments und des Rates iiber Lebensmittelhygiene, Verordnung (EG)
Nr. 853/2004 des Européischen Parlaments und des Rates mit spezifischen Hygienevorschriften flir Lebensmittel tierischen
Ursprungs.

37 \lerordnung (EG) Nr. 183/2005 des Européischen Parlaments und des Rates mit Vorschriften fiir die Futtermittelhygiene.
38 Artikel 15 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

39 Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

40 Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

41 Siehe Anhange | und Ill der Verordnung (EG) Nr. 183/2005.

42 Anhang | der Verordnung (EG) Nr. 183/2005.

43 Artikel 5 Abs. 6 der Verordnung (EG) Nr. 183/2005.

44 Artikel 11 der Verordnung (EG) Nr. 183/2005.

45 Anhang | Teil A I Nr. 3 und Anhang Ill Teil ,Flitterung” der Verordnung (EG) Nr. 183/2005.

46 Anhang | Teil A I Nr. 4 der Verordnung (EG) Nr. 183/2005.

47 Artikel 17 (1) der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

48 Artikel 4 Abs. 1. V. mit Anhang |, Teil A der Verordnung (EG) Nr. 852/2004.

49 Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

50 Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

51 Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

52 Artikel 18 der Verordnung (EG) Nr. 178/2002.

53 Durchflihrungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 der Kommission vom 19. September 2011 tber die mit der Verordnung (EG)

Nr. 178/2002 des Européischen Parlaments und des Rates festgelegten Rickverfolgbarkeitsanforderungen an Lebensmittel
tierischen Ursprungs.

5 Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Européischen Parlaments und des Rates iber Lebensmittelhygiene.
55 Anhang | Teil A 1ll Nr. 8 a) der Verordnung (EG) Nr. 852/2004.

% Siehe auch Verordnung (EWG) Nr. 2377/90 (aufgehoben und ersetzt durch Verordnung (EG) Nr. 470/2009 i.V. m. Verord-
nung (EG) Nr. 37/2010), Artikel 2, 4, und 5 (Tierarzneimittelriickstandshchstmengen) sowie Verordnung (EG) Nr. 396/2005,
Artikel 18 (Pestizidriickstandshdchstgehalte). Beide Verordnungen sind nach der horizontalen Ratsverordnung fir die
Konditionalitat relevant (siehe auch Anlage 1, Grundanforderungen an die Betriebsflihrung, Fullnote zu GAB 4).

57 Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Européischen Parlaments und des Rates mit spezifischen Hygienevorschriften fiir Le-
bensmittel tierischen Ursprungs, Anhang Ill, Abschnitt [X, Kapitel I.

58 \lerordnung (EG) Nr. 853/2004, Artikel 3 Abs. 1. V. mit Anhang Ill Abschnitt IX Kapitel | Teil Il B.

59 \lerordnung (EG) Nr. 853/2004, Artikel 3 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang Ill Abschnitt IX Kapitel |
Teil 1. ).

60 Verordnung (EG) Nr. 853/2004, Artikel 3 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang Ill Abschnitt X Kapitel I.

61 Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 (iber das Verbot der Verwendung bestimmter Stoffe mit hormonaler bzw.
thyreostatischer Wirkung und von R-Agonisten in der tierischen Erzeugung und zur Aufhebung der Richtlinien 81/602/EWG,
88/146/EWG und 88/299/EWG (Hormonverbots-Richtlinie).
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62 Gesetz zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzenschutzgesetz-PfISchG) vom 06.02.2012.

63 Grundsatze fiir die Durchflihrung der guten fachlichen Praxis im Pflanzenschutz.

64§ 12 Abs. 1 Nr.1i.V.m. § 22 Abs. 2 PfISchG (§12 Abs. 4 PfiSchG).

85§ 12 Abs. 2 PfISchG.

86 \/erordnung tiber Anwendungsverbote fiir Pflanzenschutzmittel (Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung).

678§ 1 bis 4 Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung.

68 \/erordnung (iber die Anwendung bienengefahrlicher Pflanzenschutzmittel (Bienenschutzverordnung).

69 § 2 Abs. 1 Bienenschutzverordnung.

70§ 2 Abs. 2 Bienenschutzverordnung.

71§ 2 Abs. 4 Bienenschutzverordnung.

72§ 2 Abs. 3 Bienenschutzverordnung.

73 Richtlinie 2009/128/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 (iber einen Aktionsrahmen
der Gemeinschaft fir die nachhaltige Verwendung von Pestiziden.

74§ 4 Absatz 8 Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung

75Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 (iber den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere.

76 Richtlinie 2008/119/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 (iber Mindestanforderungen fiir den Schutz von Kalbern.

T Richtlinie 2008/120/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 Uber Mindestanforderungen flr den Schutz von Schweinen.

78 Tierschutzgesetz, TierSchG.

79 \erordnung zum Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere und anderer zur Erzeugung tierischer Produkte gehaltener Tiere bei
ihrer Haltung (Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung - TierSchNutztV).

80 Anhang Il der Verordnung (EU) 2021/2115.
81 Verordnung (EG) Nr. 853/2004, Artikel 3 Abs. 1 in Verbindung mit Anhang IIl Abschnitt IX Kapitel | Teil Il
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